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Gesetz 
zu dem Abkommen zwischen den ländern Niedersachsen, Schieswig-Hoistein und Hamburg 

über die Wahrnehmung der wasserschutzpolizeilichen Aufgaben auf der Untereibe 
(Unterelbeabkommenl sowie dem Abkommen zwischen den ländern Schieswig-Hoistein 

und Niedersachsen über die Wahrnehmung der wasserschutzpolizeilichen Aufgaben 
auf der Mitteieibe ( Mittelelbeabkommenl 

Vom 12. April 2013 
G S  Schl . - H .  11, G I . N r. 201 2-1 6 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:  

§ 1 
Zustimmu ng , Bekanntmachung 

( 1 )  Dem Abkommen zwischen den Ländern N ieder­
sachsen, Schleswig-Ho lstein und Hamburg über 
d ie  Wah rnehmung der  wasserschutzpol ize i l ichen 
Aufgaben auf der Untere ibe ( U ntereibeabkommen) 
sowie dem Abkommen zwischen den Ländern 
Schleswig-Holstein und N iedersachsen über die 
Wahrnehmung der wasserschutzpol izei l ichen Auf­
gaben auf der M itte ieibe (M itte ie ibeabkommen) 
wird zugestimmt. 

(3 )  Der Tag ,  an dem d ie Abkommen jeweils nach 
ih ren Artikeln 6 Abs.  2 in  K raft treten, ist im Ge­
setz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 
bekanntzumachen . 

§ 2 
I nkrafttreten, Außerkrafttreten 

( 1 )  Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in  K raft. 

(2) Das Gesetz zu dem Abkommen über d ie was-

�. 

serschutzpol izei l ichen Zuständigke iten auf der E ibe 
vom 21 . Oktober 1 9 74 (GVOBI .  Schl . -H . S. 4 1 1  ) * ) 
tritt an dem Tag ,  der nach § 1 Abs. 3 bekannt zu 
machen ist, außer  K raft. ;7'1.- (2) Die Abkommen werden nachstehend veröffent­

" x l icht .  

,,?;(:' Das vorstehende Gesetz wird h iermit ausgefertigt und ist zu verkünden . 

K ie l ,  1 2 . Apri l  201 3 

To r s t e n  A l b i g  
M inisterpräsident 

*) GS Schl . - H .  11, G I . N r. 201 2�5 

A n d r e a s  B r e i t n e r  
Innenmin ister 
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Anlage 1 

Abkommen 
zwischen den Ländern Niedersachsen, 

Schieswig-Hoistein und Hamburg über die 
Wahrnehmung der wasserschutzpolizeilichen Aufgaben 

auf der Untereibe (Untereibeabkommen) 

Das Land N iedersachsen, vertreten durch den M i nister­
präsidenten ,  dieser vertreten durch den M inister für In­
neres und Sport ,  das Land Sch leswig-Holstein ,  vertreten 
durch den Min isterpräsidenten, dieser vertreten durch 
den Innenmin ister, und die Freie und Hansestadt Ham­
burg, vertreten durch den Senat, schl ießen vorbehaltl ich 
der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig berufenen Or­
gane - soweit diese erforderl ich ist - im Interesse e iner 
einheit l ichen Wahrnehmung der wasserschutzpolize i l i ­
chen Aufgaben auf der  Untereibe nachstehendes Ab­
kommen: 

Artikel 1 
Aufgabenübertragung 

( 1 ) D ie  Länder N iedersachsen und Schleswig-Holstein 
übertragen die Wahrnehmung der wasserschutzpol ize i l i ­
chen Aufgaben in  dem in  Art ikel  2 bezeichneten Ver­
tragsgebiet auf die Freie und Hansestadt Hamburg;  die 
Länder N iedersachsen und Schleswig-Holstein bleiben 
Träger der Aufgaben.  

(2 )  D ie  Wahrnehmung der  wasserss:;hutzpol izei l ichen Auf­
gaben bezieht sich auf solche Aufgaben, die die Länder 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein - mit Ausnahme 
der Fischereiaufsicht - ih ren jewei l igen Wasserschutzpo­
lizeien organ isatorisch zugewiesen haben.  

Artikel 2 
Vertragsgebiet 

( 1 )  Das Vertragsgebiet erstreckt s ich auf 

1 .  die in den Hoheitsgebieten der Länder N iedersachsen 
u nd Schleswig-Holstein gelegenen Tei le  der E ibe un­
terhalb der  Schleuse und der  Staustufe Geesthacht 
bis zur Mündung.  Der zum Vertragsgebiet gehörende 
M ündungsbereich umfasst jeweils die im Bundeswas­
serstraßengesetz in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 23 .  Mai  2007 (BGBI . I S .  962;  2008 I 
S. 1 980) , zuletzt geändert durch Art ikel  2 der Verord­
nung vom 2 7 .  Apri l  2010 (BGBI .  I S. 540) , defin ierten 
Teile der B innenwasserstraße Eibe und der Seewas­
serstraße ( Küstenmeer der Nordsee) . Die Seewasser­
straße wi rd begrenzt im Norden durch die Küstenl in ie  
be i  m ittlerem Hochwasser b is  zu dem Punkt mit  den 
Koordinaten 

53°55'00" Nord 8°55'54" Ost ( 1 ) ,  

von dort durch e ine gerade Lin ie a l s  kürzeste Verbin­
dung zum K lotzenloch,  weiter entlang der nördl ichen 
Begrenzung des K lotzenlochs b is zum Schnittpunkt 
mit  dem Längengrad auf 

8°45'00" Ost, 

von dort durch eine gerade L in ie bis zu dem Punkt 
mit den Koordinaten 

5 3°58'30" Nord 8°45'00" Ost (2 ) ,  

von dort durch d ie  gradl in ige Verbindung b is  zu dem 
Punkt mit den Koordinaten 

54°01 '48" Nord 8 ° 30'00" Ost (3)  

und von dort durch die gerade L in ie bis zu dem Pun kt 
mit  den Koordinaten 

54°01 '40" Nord 8°23'40" Ost (4) 

sowie im Süden durch die gradl in ige Verbindung der 
Punkte mit den Koordinaten 

53°50'45" Nord 

5 3°54'21 " Nord 

53°5 5'51 " Nord 

8°34'35" Ost ( 5 ) ,  

8°33'38" Ost ( 6 ) ,  

8°32'44" Ost (7 )  

und von dort durch d ie  gerade L in ie  bis zu dem Pun kt 
mit  den Koordinaten 

54°01 '40" Nord 8°23'40" Ost (4) ;  

2 .  den Cuxhavener Hafen . 

Al le Koordinaten s ind im geodätischen Referenzsys­
tem WGS 84 angegeben .  E ine Übersicht des Ver­
tragsgebietes im Sinne von Absatz 1 ist diesem Ab­
kommen beigefügt (Anlage ) .  

(2 )  Das Vertragsgebiet erstreckt s ich n icht auf 

1 .  die Bützflether Südereibe (von km 0,69 b is zur  E ibe) ,  
den Ruthenstrom (von km 3,75 bis zur E ibe)  und die 
Wischhafener Südereibe (von km 8,03 b is zur E ibe) ,  

2 .  die sonstigen Häfen ,  die an das Vertragsgebiet an­
grenzen, und die Brunsbütteler Reeden sowie 

3. die Strandbäder sowie die Kai-, Ufer- und sonstigen 
Anlagen.  

Artikel 3 
Allgemeine Bestimmungen zur Aufgabenwahrnehmung 

( 1 )  Bei der Wahrnehmung der wasserschutzpol izei l ichen 
Aufgaben durch Beamtinnen und Beamte der Hamburger 
Wasserschutzpol izei  ist das Recht anzuwenden, das in 
dem Gebiet gilt, i n  dem sie tätig werden.  

(2 )  Die Vertragspartner unterrichten s ich über wichtige 
Angelegenheiten und besondere Vorkommnisse, die die 
Wahrnehmung wasserschutzpol izei l icher Aufgaben im 
Vertragsgebiet betreffen .  

( 3 )  D i e  Freie und Hansestadt Hamburg wi rd die Vertrags­
partner von etwa igen Ansprüchen freihalten , die von 
Dritten wegen des Tätigwerdens hamburg ischer Beam­
tinnen und Beamter geltend gemacht werden .  

Artikel 4 
Kostenerstattung 

( 1 ) Die Kosten für die Wahrnehmung der wasserschutz­
pol izei l ichen Aufgaben im Vertragsgebiet werden durch 
die Freie und Hansestadt Hamburg zu 40 %, durch das 
Land N iedersachsen zu 34 % und durch das Land Schles­

wig Holstein zu 26 % getragen und von der Freien und 
Hansestadt Hamburg jewei ls  für ein Haushaltsjahr ver­
auslagt. 

(2 )  D ie  Gesamtkosten werden a ls Kostenpauschale auf 
2 . 708 .31 5 € festgelegt. Davon tragen die Länder ent­
sprechend ihrer prozentualen Betei l igung folgende An­
tei le :  

Hamburg 1 .083 .326 €, 

- Niedersachsen 920.827 €, 

- Schleswig-Holstein 704. 1 62 €. 

(3 )  Der Pauschal kostenbeitrag wird jähr l ich ab dem Ka­
lenderjahr, das auf das Ink rafttreten des Abkommens 
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folgt, an d ie  a ktuel le Preisentwick lung angepasst . Maß­
gebl ich h ierfür s ind der durch das Statistische Bundes­
amt veröffentl ichte "Gesamtindex ohne H eizöl u nd 
K raftstoffe" sowie der  "Tei l index für Heizöl und Kraft­
stoffe" . 

Für d ie  Anpassung an d ie  a ktuel le Preisentwicklung wi rd 
d ie prozentuale Differenz der in Satz 2 genannten I ndex­
werte zwischen dem jewei ls  abgelaufenen Kalenderjahr  
l,.Ind dem Vorjahr  erm ittelt .  Auf dieser Grundlage werden 
95 % der Kostenpauschale um den ha lben Prozentwert 
des "Gesamtindex ohne Heizöl  und Kraftstoffe" und 5 % 
der Kostenpauschale um den ganzen Prozentwert des 
"Tei l index für Heizöl und Kraftstoffe" angepasst. 

(4) Die Fä l l igkeit des Erstattungsbetrages wird auf den 
31 . März des Folgejahres festgelegt. 

Artikel 5 
. Gebühren 

Gebühren, die aufgrund der in Arti kel 1 bezeichneten 
Aufgabenwahrnehmung eingehen,  f l ießen der hamburg i ­
schen Verwa ltung zu .  

Artikel 6 
Ratifikation, Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

( 1 ) D ieses Abkommen bedarf in Schleswig-Holstein so­
wie in der Freien und Hansestadt Hamburg der Ratifi ka­
t ion.  Die Rat if ikationsurkunden sowie die durch den nie­
dersächsischen Min ister für Inneres und Sport unter­
zeichnete Ausfertigung werden bei dem Senat der Freien 
und Hansestadt Hamburg h interlegt. D ie  H interlegungs­
ste I le  teilt den bete i l igten Ländern d ie  H interlegung der 
l etzten Ratif ikationsurkunde bzw. der unterzeichneten 
Ausfertigung mit. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Ersten des übernächsten 
Monats nach Vorl iegen der Vora ussetzungen des Absat­
zes 1 Satz 2 und nach der H i nterlegung der Ratifika­
t ionsurkunde sowie der durch den n iedersächsischen 
M i n ister für  I nneres und Sport unterzeichneten Ausfer­
t igung des Abkommens zwischen den Ländern N ieder­
sachsen und Schleswig-Holstein  über d ie  Wahrneh­
mung der  wasserschutzpol ize i l ichen Aufgaben auf der 

*) G S  Sch l . -H .  11, G I . Nr. 201 2-5- 1  

M itteieibe ( M itteie ibeabkommen)  in  K raft. D i e  für 
das M itte ie ibeabkommen zuständige H interlegungs­
stei le tei lt  den übrigen betei l igten Ländern des Unterei­
beabkommens die H interlegung der Ratif ikationsur­
kunde bzw. der  unterze ich neten Ausfert igung mit .  

(3 )  Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Ab­
kommen über die wasserschutzpolizei l ichen Zuständigkei­
ten auf der Eibe, in Kraft getreten am 1 .  Januar 1 97 5 ,  
gemäß Bekanntmachung des Senats vom 9 .  Januar 1 975  
(HmbGVBI . S .  7 ) ,  des  schleswig-holstein ischen Innenmi­
n isters vom 24. Januar 1 97 5  (GVOBI . Schl . -H .  S .  23) und 
des n iedersächsischen M inisterpräsidenten vom 31 . Ja­
nuar 1 97 5  ( Nds. GVBI .  S .  77 ) *) ,  außer Kraft. 

Artikel 7 
Geltungsdauer und Kündigung 

( 1 )  Das Abkommen wird unbefristet geschlossen. 

(2) Das Abkommen ist unter Einhaltung einer Frist von 
e inem Jahr zum Ende eines Kalenderjahres schrift l ich 
kündbar, wobei  die Kündigungsabsicht den Vertragspart­
nern zwei Jahre vor der formel len Kündigungserklä rung 
schrift l ich m itzute i len ist. D ie  wirksame Kündigung durch 
e in  Land bringt das Vertragsverhältnis zwischen al len 
Vertragspartnern zum Erlöschen.  

Hamburg, 21 . Dezember 201 2 

Für das Land N iedersachsen 
Für den n iedersächsis.chen Min isterpräsidenten 
gez. U w e S c h ü n e m a n n  

Hamburg ,  21 . Dezember 201 2 

Für das Land Schleswig-Holstein 
Für den Ministerpräsidenten 
gez. A n d r e a s  B r e i t n e r  

Hamburg ,  21 . Dezember 201 2 

Für den Senat 
gez. M i c h a e l  N e u m a n n  
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Anlage 2 

Abkommen 
zwischen den Ländern Schleswig-Holstein und 

Niedersachsen über die Wahrnehmung der 
wasserschutzpolizeilichen Aufgaben auf der Mitteieibe 

(Mitteieibeabkommen) 

Das Land Schleswig-Holstein ,  vertreten durch den M inis­
terpräsidenten, d ieser vertreten durch den Innenminister, 
und das Land N iedersachsen ,  vertreten durch den M in is­
terpräsidenten ,  d ieser vertreten durch den M i nister für  
I nneres und Sport, sch l ießen vorbehaltl ich der Zustim­
mung ih rer verfassungsmäßig berufenen Organe - so­
weit d iese erforder l ich ist - im I nteresse einer e inheit l i ­
chen Wahrnehmung der wasserschutzpol izei l ichen Auf­
gaben auf der M itteieibe nachstehendes Abkommen: 

Artikel 1 
Aufgabenübertragung 

( 1 )  Das Land Schleswig-Holstein überträgt d ie  Wahrneh­
mung der wasserschutzpol izei l ichen Aufgaben in  dem in 
Artikel 2 beze ichneten Vertragsgebiet auf das Land Nie­
dersachsen . Das Land Sch leswig-Holstein  b le ibt Träger 
der Aufgaben.  

(2)  Die Wahrnehmung der wasserschutzpol izei l ichen Aufga­
ben bezieht sich auf solche Aufgaben, die das Land Schles­
wig-Holstein - mit Ausnahme der Fischereiaufsicht - seiner 
Wasserschutzpolizei organisatorisch zugewiesen hat. 

Artikel 2 
Vertragsgebiet 

Das Vertragsgebiet erstreckt sich auf die im Hoheitsgebiet 
des Landes Schleswig-Holstein gelegenen Tei le der Eibe 
oberha lb der Staustufe Geesthacht und oberhalb der 
Schleuse Geesthacht einschl ießl ich der Schleuse und der 
Staustufe sowie der Häfen Lauenburg und Geesthacht. 

Artikel 3 
Allgemeine Bestimmungen zur Aufgabenwahrnehmung 

( 1 ) Bei der Wahrnehmung der wasserschutzpol izei l ichen 
Aufgaben durch Beamtinnen und Beamte der niedersäch­
sischen Pol izei ist das Recht anzuwenden,  das in  dem 
Gebiet gi lt ,  i n  dem sie tätig werden .  
(2 )  D ie  Vertragspartner unterrichten s ich über wichtige 
Angelegenheiten und besondere Vorkommnisse, die d ie  
Wahrnehmung wasserschutzpol ize i l i cher  Aufgaben im 
Vertragsgebiet betreffen.  

(3 )  Das Land N iedersachsen wi rd das Land Schleswig­
Holstein von etwa igen Ansprüchen freihalten ,  d ie  von 
Dritten wegen des Tätigwerdens niedersächsischer Be­
amtinnen und Beamter geltend gemacht werden.  

Artikel 4 
Kostenerstattung 

( 1 )  Die Kosten für d ie  Wahrnehmung der wasserschutzpo­
l izeil ichen Aufgaben im Vertragsgebiet werden durch das 
Land Schleswig-Holstein zu 40 % und durch das Land 
N iedersachsen zu 60 % getragen und von dem Land Nie­
dersachsen jewei ls für e in Haushaltsjahr verauslagt. 

(2 )  Die Gesamtkosten werden als Kostenpauschale auf 
348 . 5 3 7  € festgelegt . Davon tragen die Länder entspre­
chend ihrer prozentualen Betei l igung folgende Antei le :  

N iedersachsen 209 . 1 22 € 

- Schleswig-Holstein  1 39 .41 5 € 

(3 )  Der Pauschalkostenbeitrag wird jährl ich ab dem Ka­
lenderjahr, das auf das I nkrafttreten des Abkommens 

folgt, an d ie  aktue l le  Preisentwicklung angepasst. Maß­
gebl ich hierfür s ind der durch das Statistische Bundes­
amt veröffentl ichte "Gesamtindex ohne Heizöl und Kraft­
stoffe" sowie der "Tei l index für Heizöl und K raftstoffe" . 

Für d ie  Anpassung an d ie  aktuel le Preisentwicklung wird 
d ie  prozentuale D ifferenz der in Satz 2 genannten Index­
werte zwischen dem jewei ls abgelaufenen Kalenderjahr  
und dem Vorjahr ermittelt .  

Auf d ieser G rundlage werden 9 5  % der Kostenpauschale 
um den ha lben Prozentwert des "Gesamtindex ohne 
Heizöl und K raftstoffe" und 5 % der Kostenpauschale 
um den ganzen Prozentwert des "Tei l index für Heizöl und 
Kraftstoffe" angepasst. 

(4) Die Fäl l igkeit des Erstattungsbetrags wird auf den 
31 . März des Folgejahres festgelegt. 

Artikel 5 
Gebühren 

Gebühren, d ie  aufgrund der  in Arti kel 1 bezeichneten 
Aufgabenwahrnehmung eingehen, f l ießen der n ieder­
sächsischen Verwa ltung z u .  

Artikel 6 
Ratifikation, Inkrafttreten 

( 1 )  D ieses Abkommen bedarf in Schleswig-Holstein der 
Ratif ikat ion.  Die Ratifikationsurkunde sowie die durch 
den n iedersächsischen M i nister für I nneres und Sport 
u nterzeichnete Ausfert igung werden beim N iedersächsi­
schen M in ister ium für  I nneres und Sport h interlegt. Das 
Land N iedersachsen tei lt dem Land Schleswig-Holstein 
und der Freien und Hansestadt Hamburg d ie H interle­
gung der Ratifikationsurkunde bzw. der unterzeichneten 
Ausfert igung mit .  

(2 )  D ieses Abkommen tritt am Ersten des ü bernächsten 
Monats nach Vorl iegen der Voraussetzungen des Absat­
zes 1 Satz 2 und nach der H interlegung der Ratifi ka­
t ionsurkunden sowie  der durch den n iedersächsischen 
M i nister für Inneres und Sport unterzeichneten Ausferti­
gung des Abkommens zwischen den Ländern Nieder­
sachsen ,  Schleswig-Holstein und der Freien Hansestadt 
Hamburg über die Wahrnehmung der wasserschutzpoli­
zeil ichen Aufgaben auf der Untere ibe (Untere i beabkom­
men) in Kraft . 

Artikel 7 
Geltungsdauer und Kündigung 

( 1 ) Das Abkommen wi rd unbefristet geschlossen . 

(2 )  Das Abkommen ist unter Einhaltung einer Frist von 
einem Jahr  zum Ende eines Kalenderjahres schriftl ich 
kündbar, wobei die Kündigungsabsicht dem Vertrags­
partner zwei Jahre vor der formellen Kündigungserklä­
rung schrift l ich mitzutei len ist. 

Kiel, 21 . Dezember 201 2 

Für das Land Schleswig-Holste in  
Für den M i nisterpräsidenten 
Der I nnenminister 
gez .  A n d r e a s  Elr e i t n e r  

Hannover, 2 1 . Dezember 201 2 

Für das Land Niedersachsen 
Für den niedersächsischen M i n isterpräsidenten 
Der M inister für Inneres und Sport 
gez.  U w e S c h ü n e m a n n  
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Gesetz 
zur Bereinigung des vorkonstitutionellen Landes-Staatshaftungsrechts 

Vom 23. April 2013 
GS Schl . - H .  11, GI. N r. 400-4 

Der Landtag hat folgendes G esetz beschlossen: 
Artikel 1 

Änderung des Ausführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch') 

Das Ausführungsgesetz zum Bürgerl ichen Gesetz­
buch für das Land Sch leswig-Holstein vom 2 7 .  Sep­
tember 1 974 (GVOBI . Schl . - H .  S .  357). zuletzt ge­
ändert durch Verordnung vom 1 5 . Dezember 2010 
(GVOBI . Sch l . -H .  S .  850) ,  wird wie folgt geändert: 
Abschn itt V erhält folgende Fassung : 

,Abschn itt V 
Staatshaftung 

§ 23 
Haftung bei U nzurechnungsfäh igkeit 

Verletzt jemand in  Ausübung eines ihm vom Land 
anvertrauten öffentl ichen Amtes eine ihm gegen­
über einem Dritten obl iegende Amtspfl icht, ist 
seine Verantwort l ichkeit aber deshalb ausgeschlos­
sen, wei l  er den Schaden i m  Zustand der Bewusst­
losigkeit oder in e inem d ie freie Wi l lensbestim mu ng 
ausschl ießenden Zustand krankhafter Störung der  
Geistestätig keit verursacht hat, hat das Land den 
Schaden zu ersetzen . Schadensersatz wird wie bei  

fahr lässigem Handeln geleistet, jedoch nur  soweit 
die B i l l igkeit nach den U mständen des E inzelfal ls 
d ie  Schadloshaltung erfordert. Dies g i lt entspre­
chend für Personen,  denen eine der Aufsicht des 
Landes unterstehende Körperschaft , Anstalt oder 
Stiftung des öffentl ichen Rechts ein öffentl iches 
Amt anvertraut hat. 

§ 23 a 
Haftung für Gebührenbeamte 

Die Staatshaftung für Personen, d ie, abgesehen 
von einer Entschädigung für Dienstaufwand, aus­
schl ießl ich auf den Bezug von Gebühren angewie­
sen sind, ist ausgesch lossen . "  

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in  Kraft. G leichzeic ig tritt das G esetz über d ie  Haf­
tung des Staates und anderer Verbände für Amts­
pflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung der  
öffentl ichen Gewalt vom 1 .  August 1 909 (Preußi­
sche G esetzessam mlung S. 691 ) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31 . Dezember 1 971  
(Anlage zum Gesetz vom 5 .  Apri l  1 971 , GVOBI .  
Schl . - H .  S .  1 82)2) außer Kraft . 

Das vorstehende Gesetz wird h iermit ausgefertigt und ist zu verkünden . 

K ie l ,  23 .  Apri l  201 3 

To r s t e n  A l b i g  
Min isterpräsident 

') Ändert Ges. vom 2 7 .  September 1 974, G S.Sch l . - H .  11, G I . N r. 400-3 
2) GS Schl . - H .  11, G I . N r. 2030- 1 

A n k e S p o o r e n d o n k  
Min isterin 

für Justiz, Kultur und Europa 

.. 
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Gesetz 
zur Einführung des Wahlrechts ab dem 16. Lebensjahr bei Landtagswahlen *) 

Vom 14. Mai 2013 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen : 

Artikel 1 
Änderung des LWahlG 

Das Wahlgesetz für  den Landtag von Schleswig­
Holstein (Landeswah lgesetz - LWahIG )  in der Fas­
sung der  Bekanntmachung vom 7 .  Oktober 1 99 1  
(GVOBI .  Sch l . -H .  S .  442 ) ,  zu letzt geändert durch  
Artikel 2 des  G esetzes vom 29 .  März 201 1  (GVOBI .  
Schl . -H . S .  96) ,  wird wie folgt geändert :  

In  § 5 Abs. 1 werden d ie Worte " 1 8 .  Lebensjahr"  
ersetzt durch d ie Worte " 1 6 .  Lebensjahr" .  

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft . 

Das vorstehende Gesetz wird h iermit ausgefertigt und ist zu verkünden .  

Kie l ,  1 4 . Ma i  201 3 

To r s t e n  A l b i g  
Mi nisterpräsident 

1) Ändert Ges. i . d . F. d . B. vom 7 .  O ktober 1 991 , GS Schl . - H .  11, G I . N r. 1 1 1 - 1  

A n d r e a s  B r e i t n e r  
Innenmin ister 

N r. 7 
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Gesetz 
über den Vollzug der Sicherungsverwahrung und zur Änderung weiterer Gesetze 

Vom 15. Mai 2013 

GS Sch l . -H .  11, G I . Nr. 450-4 

Artikel '1 
Gesetz über den Vollzug der 

Sicherungsverwahrung in Schleswig-Holstein 
(SVVollzG SH) 

GS Sch l . - H .  11, G I . Nr. 450-5 

I nha ltsübersicht:  

Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

§ Anwendungsbereich 
§ 2 Ziel  und Aufgabe des Vol lzugs 
§ 3 G ru ndsätze der Vol lzugsgestaltung 
§ 4 E inbeziehung Dritter 
§ 5 Ste l lung der U ntergebrachten,  M itwirkung 
§ 6 Soziale H i lfe 

§ 7 
§ 8 
§ 9 
§ 10 

Abschnitt 11 
Aufnahme, Diagnose, Vollzugs- und 

Eingliederungsplanung 

Aufnahmeverfahren 
Diagnoseverfahren 
Vol lzugs- und E ing l iederungsplanung 
Inha lt. des Vol lzugs- und E ing l iederungs­
p lans 

Abschnitt 111 
Unterbringung, Verlegung 

§ 1 1  Trennungsgrundsätze 
§ 1 2  Unterbringung und Bewegu ngsfre iheit 
§ 1 3  Wohngruppenvollzug 
§ 1 4  Geschlossener u nd offener Vol lzug 
§ 1 5  Verlegung und Überste I lung 

Abschnitt IV 
T herapeutische Ausgestaltung und Maßnahmen 

§ 1 6  
§ 1 7  
§ 1 8  
§ 1 9  
§ 20 

§ 21  
§ 22 
§ 23 
§ 24 

§ 25 

§ 26  

Therapeutische Ausgesta ltung 
Motivierungsmaßnahmen 
Sozia ltherapeutische Maßnahmen 
Psychotherapeutische Maßnahmen 
Psych iatrische Maßnahmen 

Abschnitt V 
Arbeit und Beschäftigung 

Arbeit, Beschäftigung 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen 
Arbeitstra in ing 
Schul ische u nd berufl iche Qual if iz ierungs­
maßnahmen 
Selbstbeschäftigung,  Freies Beschäfti-
gungsverhältnis 
Freiste l lung von der  Arbeit 

Abschnitt V I  
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel, 

andere Formen der Telekommunikation 
und Pakete 

§ 27  
§ 28 
§ 29 
§ 30 
§ 31 
§ 32 
§ 33 
§ 34 
§ 35 

§ 36  
§ 37  
§ 38 
§ 39 

G rundsatz 
Besuch 
U ntersagung der Besuche 
Durchführung der Besuche 
Überwachung der Gespräche 
Telefongespräche 
Schriftwechsel 
Untersagung des Schriftwechsels 
Sichtkontrol le, Weiterleitung u nd Aufbewah­
rung von Schreiben 
Ü berwachung des Schriftwechsels 
Anhalten von Schreiben 
Andere Formen der Telekommun ikation 
Pakete 

Abschnitt V I I 
Vollzugsöffnende Maßnahmen und sonstige 

Aufenthalte außerhalb der Einrichtung 

§ 40 Vol lzugsöffnende Maßnahmen 
§ 41 Loc kerungen zur Erre ichung des Vo l lzugs-

ziels 
§ 42 Lockerungen aus sonstigen G ründen 
§ 43 Weisungen für  Loc kerungen 
§ 44 AusfUhrungen zur Erre ichung des Vol lzugs-

ziels 
§ 45 Ausführungen aus sonstigen Gründen 
§ 46 Außenbeschäftigung 
§ 47 Vorführung,  Ausantwortung 

Abschnitt VI I I  
Vorbereitung der  Eingliederung, Entlassung 

und nachgehende Betreuung 

§ 48 
§ 49 
§ 50 
§ 5 1  

§ 52 
§ 53 
§ 54 

§ 55 

§ 56  
§ 5 7  

Vorbereitung der E ingl iederung 
Entlassung 
Nachgehende Betreuung 
Verbleib oder Aufnahme auf freiwi l l iger 
G rundlage 

Abschnitt IX 
Grundversorgung und Freizeit 

Einbr ingen von G egenständen 
Gewahrsam an Gegenständen 
Ausstattung des Z immers, Besitz an rel igiö­
sen Schriften und G egenständen 
Aufbewahrung und Vernichtung von Gegen­
ständen 
Zeitungen und Zeitsch riften 
Rundfunk, I nformations- und U nterhal­
tungselektron ik  
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§ 58  
§ 59 
§ 60 

§ 61 
§ 62 
§ 63 
§ 64 
§ 65 
§ 66 
§ 67 
§ 68 
§ 69 
§ 70 

§ 7 1  

§ 72  

§ 73  

§ 74 
§ 75  
§ 76 

§ 7 7 

§ 78 
§ 79 
§ 80 

§ 81 
§ 82 
§ 83 
§ 84 
§ 85 

§ 86 
§ 87 
§ 88 

§ 89 

§ 90 
§ 9 1  
§ 9 2  
§ 9 3  
§ 94 
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Kleidung 
Verpflegung und E inkauf 
Freizeit 

Abschnitt X 
Vergütung. Gelder der Untergebrachten 

und Kosten 

Arbeitsentge lt 
Ausbi ldungsbeih i lfe 
Entgeltfortzah lung 
Eigengeld 
Taschengeld 
Konten, Bargeld 
Hausgeld 
Zwec kgebundene E inzahlungen 
Überbrückungsgeld 
Kosten 

Abschnitt XI 
Gesundheitsfürsorge 

Art und Umfang der  mediz in ischen Leistun­
gen, Kostenbetei l igung 
Durchführung der  mediz in ischen Leistun­
gen, Forderungsübergang 
Ärztl iche Behandlung zur sozia len E ing l iede­
rung 
Gesundheitsschutz und Hygiene 
Krankenbehand lung während Lockerungen 
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der  
Gesundheitsfürsorge 
Benachrichtigungspfl icht 

Abschnitt XII  
Religionsausübung 

Seelsorge 
Rel ig iöse Veranstaltungen 
Weltanschauungsgemeinschaften 

Abschnitt XI I I  
Sicherheit und Ordnung 

G rundsatz 
Al lgemeine Verhaltenspfl ichten 
Absuchung,  Durchsuchung 
Sichere Unterbringung 
Maßnahmen zur Feststel lung von Suchtmit­
teigebrauch 
Festnahmerecht 
Besondere Sicherungsmaßnahmen 
Anordnung besonderer Sicherungsmaßnah­
men, Verfahren 
Ärztl iche Überwachung 

Abschnitt XIV 
Unmittelbarer Zwang 

Begriffsbest immungen 
Al lgemeine Voraussetzungen 
G rundsatz der  Verhältnismäßigkeit 
Androhung 
Schusswaffengebrauch 

Abschnitt XV 
Disziplinarmaßnahmen 

§ 95 Konfl iktgespräch 
§ 96 Diszip l inarmaßnahmen 
§ 9 7  Vo l lzug der Disz ip l inarmaßnahmen,  Ausset­

zung zur Bewährung 
§ 98 Diszip l inarbefugn is 
§ 99 Verfahren 

Abschnitt XVI 
Aufhebung von Maßnahmen. Beschwerde 

§ 1 00 Aufhebung von Maßnahmen 
§ 101  Beschwerderecht 

Abschnitt XVII 
Kriminologische Forschung 

§ 102  Eva luat ion,  kr imino logische Forschung 

Abschnitt XVII I  
Aufbau und Organisation der Einrichtung 

§ 103 E inr ichtung 
§ 1 04 Festsetzung der Belegungsfähigkeit 
§ 105 Leitung der E inr ichtung 
§ 106 Bedienstete 
§ 1 07 Seelsorge 
§ 108 Mediz in ische Versorgung 
§ 1 09 Interessenvertretung der  Untergebrachten 
§ 1 1 0  Hausordnung 

Abschnitt XIX 
Aufsicht. Beirat 

§ 1 1 1  Aufsichtsbehörde  
§ 1 1 2 Vol lstreckungsplan,  Vol lzugsgemeinschaften 
§ 1 1 3 Be i rat 

Abschnitt XX 
Datenschutz 

§ 1 1 4  Erhebung personenbezogener Daten 
§ 1 1 5 Verarbeitung u nd Nutzung 
§ 1 1 6  Erkennungsdienst l iche Maßnahmen, Licht-

bi ldausweise 
§ 1 1 7 Videoüberwachung 
§ 1 1 8  Auslesen von Datenspeichern 
§ 119 Zentrale Datei ,  E inr ichtung automatisierter 

Übermittlungs- und Abrufverfah ren 
§ 1 20 Zweckbindung 
§ 1 21 Schutz besonderer Daten 
§ 1 2 2 Schutz der Daten in Akten und Dateien 
§ 1 23 Berichtigung ,  Löschung und Sperrung 
§ 1 24 Auskunft an die Betroffenen, Akteneinsicht 
§ 1 2 5 Anwendung des Landesdatenschutzgeset-

zes 

Abschnitt XXI 
Schlussbestim mung 

§ 1 26 Einschränkung von G rundrechten 
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Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Anwend ungsbereich 

Dieses Gesetz regelt den Vol lzug der  U nterbringung 
in der  Sicherungsverwahrung (Vol lzug ) .  

§ 2 
Ziel  und Aufgabe des Vo l lzugs 

Der Vo l lzug dient dem Zie l ,  d ie Gefähr l ichkeit der 
U ntergebrachten für die Al lgemeinheit so zu min­
dern,  dass d ie Vo l lstreckung der Maßregel  mög­
l ichst bald zur Bewährung ausgesetzt oder sie für 
erledigt erk lärt werden kan n .  Die Untergebrachten 
sol len befähigt · werden,  künftig in sozia ler Verant­
wortung ein Leben ohne Straftaten zu führen .  Der 
Vol lzug hat zugleich d ie  Aufgabe, d ie  Al lgemeinheit 
vor weiteren erhebl ichen Straftaten zu schützen .  

§ 3 
Gr undsätze der  Vo l lzugsgesta ltung 

( 1 )  Der Vol lzug ist therapiegerichtet und freiheits­
orientiert a uszugestalten .  Die Untergebrachten s ind 
ind ividuel l  und intensiv zu betreuen.  Fäh igkeiten ,  
d ie  s ie für ein selbstbestimmtes Leben in  Freiheit 
und sozia ler Verantwortung benötigen,  s ind zu er­
halten und zu fördern . 
(2 )  Das Leben im Vol lzug ist den a l lgemeinen Le­
bensverhältnissen soweit wie mögl ich anzugle i­
che n .  Sel bst bei  langer Dauer der  U nterbringung 
muss den U ntergebrachten ein Leben in Würde und 
weitgehender Selbstbestimmung ermögl icht werden. 
(3) Schädl ichen Fo lgen des Freiheitsentzugs ist 
entgegenzuwirken .  
(4 )  Der  Bezug der  U ntergebrachten zum gese l l ­
schaft l ichen Leben ist  zu wahren und zu fördern . 
Den Untergebrachten ist sobald wie mögl ich d ie  
Te i lnahme am Leben in  der Freiheit zu gewähren .  
( 5 )  Die unterschiedl ichen Bedürfn isse der  Unterge­
brachten,  insbesondere im H inbl ick auf Alter, Ge­
schlecht u nd Herkunft,  werden bei der Vo l lzugsge­
sta ltung im Al lgemeinen u nd im Einzelfa l l  berück­
s icht igt .  

§ 4 
Einbeziehung Dritter  

( 1 )  D ie  E inrichtung a rbeitet mit den Behörden und 
Stel len der  Entlassenen- und Straffä l l igenhi lfe, der  
Bewährungshi lfe, den Aufsichtsstel len für d ie Füh­
rungsaufsicht, der Bundesagentur für Arbeit, den 
Trägern der Sozia lversicherung und der Soza lh i lfe, 
den H i lfeeinrichtungen anderer Behörden,  den Ver­
bänden der  freien Wohlfahrtspflege sowie mit Ver­
e inen und Personen, deren Einf luss d ie  E ing l iede­
rung des Untergebrachten fördern kann ,  eng zu­
sammen . 
(2 )  Die U nterstützung der U ntergebrachten durch 
ehrenamtl iche Helferinnen u nd Helfer ist zu för­
dern . 

§ 5 
Ste l lung der  Untergebrachten, M itwirkung 

( 1 ) Die Untergebrachten s ind so zu behandeln ,  
dass der  Anschein vermieden wird ,  s ie würden zur  
Verbüßung e iner  Strafe festgeha lten .  

(2 )  D ie  Persön l ichkeit de r  Untergebrachten ist zu  
achten .  I h re Selbstständigkeit im  Vol lzugsal ltag ist 
soweit wie mögl ich zu erhalten und zu fördern . 

(3 )  Die Untergebrachten werde n an der Gesta ltung 
des Vo l lzugsal ltags betei l igt.  Vol lzugl iche Maßnah­
men sol len ihnen erläutert werden .  

(4) Zur Erre ichung des Vol lzugsziels beda rf es der  
Mitwirkung der  U ntergebrachten .  Ih re Bereitschaft 
h ierzu ist fortwährend zu wecken und zu fördern . 

( 5 )  Die Untergebrachten unterl iegen den in d iesem 
Gesetz vorgesehenen Beschränkungen ihrer Frei­
heit. Soweit das Gesetz eine besondere Regelung 
n icht enthält, dürfen ihnen nur  Beschränkungen 
auferlegt werden,  d ie  zur Aufrechterha ltung der Si­
cherheit oder zur Abwendung einer schwerwiegen­
den Störung der  Ordnung der E inrichtung unerläss­
l ich s ind .  

§ 6 
Soziale H i lfe 

Die U ntergebrachten werden dar in unterstützt , i h re 
persönl ichen,  wirtschaft l ichen und sozialen 
Schwier igkeiten zu beheben .  Sie so l len dazu ange­
regt und in d ie  Lage versetzt werden,  ih re Angele­
genheiten sel bst zu regel n .  

Abschnitt 11 
Aufnahme, Diagnose, Vollzugs- und 

Eingliederungsplanung 

§ 7 
Aufnahmeverfah ren 

( 1 )  M it den Untergebrachten wird u nverzügl ich 
nach der  Aufnahme ein Zugangsgespräch geführt ,  
in dem ihre gegenwärtige Lebenssituation erörtert 
wird und sie über ih re Rechte und Pfl ichten sowie 
über d ie Ausgestaltung der U nterbringung infor­
miert werden . I hnen wird ein Exemplar  der Haus­
ordnung ausgehändigt.  Dieses Gesetz, d ie  von ihm 
in  Bezug genommenen Gesetze sowie d ie zu  seiner 
Ausfüh rung erlassenen Rechtsverordnungen u nd 
Verwaltungsvorschr iften sind den Untergebrachten 
auf Verlangen zugängl ich zu machen . 

(2 )  Während des Aufnahmeverfahrens dürfen an­
dere Untergebrachte n icht zugegen sein . 

§ 8 
Diagnoseverfahren 

( 1 ) An das Aufnahmeverfahren sch l ießt s ich zur 
Vorbereitung der  Vo l lzugs- und E ingl iederungspla­
nung das Diagnoseverfahren a n .  

(2 )  Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftl i ­
chen Er kenntnissen genügen und von Personen mit 
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e i nschläg ige r  wisse nschaftl iche r  Qua l if ikation im 
Bereich der D iag nostik durchgeführt werden .  

( 3 )  Das Diagnoseverfa h ren  e rstreckt s ich auf d ie 
Persönl ichke it ,  d ie sozia len  Bezüge sowie a l le sons­
tigen Gesichtspunkte, deren Kenntnis für e ine Beu r­
te i lung der Gefähr l ichkeit der U ntergebrachte n ,  
e ine zie lgerichtete u n d  wirkungsorientie rte Vol l ­
zugsgesta ltung und d ie E ing l iede rung der Unterge­
brachte n  nach  de r Entlassung notwendig e rsche int. 
Es baut auf  d ie im Vol lzug vorangega ngene r 
Fre ihe itsentziehungen gewonnenen  Erke n ntnisse 
auf .  D ie E inr ichtung zieht h ie rzu gee ignete Vol l ­
streckungs- und Vol lzugsunte rlage n hera n .  

(4) I m  Diagnoseverfahren  we rden d ie im Einze l fa l l  
d ie Gefähr l ichke it begründenden Fa ktoren ermitte lt .  
G le ichze itig sol le n  d ie Fäh igke iten der Unte rge­
brachte n  e rmitte lt werde n ,  deren Stärkung der Ge­
fähr l ichke it e ntgegenwirke n  ka n n .  

( 5 )  Das Ergebnis des Diagnoseve rfah rens wird mit 
den Unterge brachten e rörtert . 

§ 9 
Vol lzugs- und Er ng l iede rungsplanung 

( 1 )  Auf der Grundlage des Ergebn isses des Diagno­
severfah rens wird ein Vol lzugs- und E ing l iede rungs­
p la n  e rste l lt .  Er ze igt den Untergebrachten be re its 
zu Beg inn  der Unte rbr ingung d ie zur Erre ichung des 
Vol lzugszie ls  e rforder l ichen  Ma ßnahmen auf .  Dane­
be n e nthält e r  we itere Angebote und Empfeh lun­
gen zur s innvol len  Gesta ltung des Le be ns im Vol l ­
zug . Den Fähigke iten ,  Fertigke ite n und Ne igunge n  
de r U ntergebrachten  ist Rechnung z u  tragen .  

( 2 )  Der Vo l lzugs- und E ing l iederungspla n  wird un­
verzüg l ich ,  rege lmäßig innerhalb  der e rste n  acht 
Woche n nach de r Aufna hme, e rste l lt .  

(3 )  De r Vol lzugs- u nd E ing l iederu ngsplan sowie d ie 
dar in vorgesehenen  Maßnahme n  we rden rege lmä­
ßig a l le sechs Monate übe rprüft u nd fortgeschrie­
be n .  Die Entwick lung der Unterge brachten und d ie 
in der Zwischenze it gewonnenen  Erkenntnisse s ind 
zu be rücksichtige n .  D ie durchgeführten Maßna h­
men sind zu dokume ntie re n .  

(4) Die Vol lzugs- u n d  E ing l iederungsplanung wird 
mit den Untergebrachten e rörte rt. Dabe i werde n 
deren Anregungen und Vorsch läge e inbezoge n ,  so­
we it sie der Erre ichung des Vol lzugszie ls  d iene n .  

( 5 )  Zur Erste l lung u n d  Fortschre ibung des Vol lzugs­
u nd Eingl iederungsplans führt d ie Le ite rin oder  de r 
Le iter der E inr ichtung e ine Konferenz mit den a n  
de r Vol lzugsgesta ltung ma ßgebl ich Bete i l igten 
d u rc h .  D ie im Vol lzug e i ne r  vorange ga ngene n Fre i ­
heitse ntzie hung a n  der Vol lzugsgesta ltung maß­
ge bl ich Bete i l igten können  an der Konfe renz  bete i­
l igt we rde n .  Sta nde n d ie Unterge brachten vor ih re r  
Unte rbr ingung unter Bewährung oder  Führungsauf­
sicht, könne n  auch d ie für sie bis lang zuständ ige n  
Bewährungshe lfe rinnen  u n d  Bewährungshe lfe r  a n  

der Konfe renz bete i l igt we rde n .  Da rüber  h inaus 
können  auch d ie U ntergebrachten a n  der Konfe re nz 
bete i l igt werden .  I n  der Rege l wird ihne n  der Vo l l ­
zugs- und E ing l iederu ngspla n  in  der Konfe renz e r­
öffnet und e rläutert. 

(6) An der E ing l iederung mitwirke nde Persone n  au­
ßerha lb  des Vo l lzugs s ind nach Mögl ichke it in  d ie 
Planung e inzubeziehe n .  Sie könne n  mit Zustim­
mung de r U nterge brachte n  auch a n  der Konferenz 
bete i l igt werde n .  

(7 )  Rechtzeitig vor e ine r  vora ussichtl ichen  Entlas­
sung soll d ie künftig zuständ ige Bewährungshe lfe­
r in ode r  der zukünftig zuständige Bewährungshe l­
fe r a n  der Konfe renz te i lne hme n .  Ihr oder  ihm ist 
der Vo l lzugs- und E ing l iederungsplan und se ine 
Fortschreibungen zu ü bersende n .  

(8 )  De r Vol lzugs- u n d  E ing l ie de rungspla n  u n d  se ine 
Fortschre ib ungen werden de n Unterge brachten 
ausge händigt .  

§ 1 0  
I nha lt des Vol lzugs- und E ing l iede rungsplans 

( 1 ) Der Vol lzugs- und E ing l iederungspla n  sowie 
se ine Fortschre i bu nge n entha lten u nter Be rücksich­
t igung von § 1 6  Abs. 2 Satz 2 insbesonde re fol­
gende Angabe n :  

1 .  Zusa m menfassung der f ü r  d ie Vo l lzugs- und 
E ing l iede rungsplanung maßgebl iche n  Ergeb­
nisse des Diagnoseve rfah rens, 

2. Maßnahme n  zur Förde rung der Mitwirkungsbe­
re itschaft, 

3 .  Te i lnahme an psych iatrische n ,  psychothera­
peutischen  oder  sozia lthe ra peutischen  Maß­
na hme n ,  

4 .  Te i lnahme a n  ande ren  e inze l - oder  g ruppe nthe­
ra peutischen  Ma ßna hme n ,  

5 .  Unte rbr ingung in e ine r  Wohngruppe u n d  Te i l ­
nahme a m  Wohngruppenvol lzug,  

6 .  Te i lnahme a n  Ma ßna hme n  zur Behandlung von 
Suchtmitte labhängigke it u nd -missbrauch,  

7 .  Te i lnahme a n  Tra in ingsma ßna hme n  zur Ve rbes­
serung der sozia len  Kompetenz,  

8 .  Te i lna h me a n  schul ischen  und berufl ichen  Qua­
l if izie rungsma ßnahme n  e insch l ie ßl ich Alpha be­
tisie ru ngs- und Deutschkurse n ,  

9 .  Te i lnahme a n  a rbe itsthera peutischen  Maßna h­
me n ode r am Arbeitstra in ing ,  

1 0 .  Arbe it, 

1 1 . fre ies  Beschäftigungsve rhältn is, Se lbstbe-
schäft igung,  

1 2 . Te i lnahme a n  Sportange boten und Ma ßnah­
men zur stru kturie rten Gesta ltung der Fre ize it, 

1 3 . Ausführunge n  zur Erre ichung des Vol lzugszie ls, 
Außenbeschäft igung,  
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1 4 . Lockerungen zur Erre ichung des Vo llzugsziels, 

1 5 . Unterbringung im offenen Vo l lzug,  

1 6 . Aufrechterhaltung, Förderung und Gesta ltung 
vo n Au ßen ko nta kten ,  

1 7 . Schuldnerberatung ,  Schuldenregu l ierung und 
Erfü l l ung vo n Unterha ltspf l ichten ,  

1 8 . Ma ßna hmen zur Vo rbereitung vo n Entlassung,  
E ingl iederung und Nachso rge  u nd 

1 9 . Frist zur Fo rtschre ibung des Vo l lzugs- und Ein-
g l iederungsplans. 

(2) Ma ßna hmen nach  Absatz 1 N r. 3 ,  4, 6 bis 9 ,  
d ie nach d e m  Ergebnis d e s  D iagnoseverfa hrens a l s  
zu r Erre ichung d e s  Vo l lzugsziels zwingend erfo rder­
l ich erachtet werden,  s ind a ls  so lche zu kennzeich­
nen und gehen a l len a nderen Ma ßna h men vo r. An­
dere Ma ßna hmen können versagt werden,  soweit 
sie d ie Tei lnahme an Ma ßna hmen nach Satz 1 be­
e inträchtigen würden . Dies g i l t  n icht für Ma ßna h­
men nach N ummer 1 0  und 1 1 . 

(3 )  Rechtzeitig vo r dem vo raussichtl ichen Entlas­
sungszeitpunkt hat d ie  Pla nung zur  Vo rbereitung 
der  E ingl iederung zu beg innen . Anknüpfend an die 
� isherige Vo l l zugsplanung werden a b  diesem Zeit­
punkt die Ma ßnahmen nach  Absatz 1 N r. 1 8  ko n­
kretisiert oder  ergänzt .  Insbesondere ist Ste l lung zu 
nehmen zu :  

1 .  Unterbr ingung im offenen Vo l lzug , Aufenthalt in 
e iner Ü bergangseinrichtung ,  

2 .  U nterkunft sowie Arbeit oder Ausbi ldung nach 
der Entlassung,  

3 .  U nterstützung bei notwendigen Behördengän­
gen und der Beschaffung der notwendigen per­
sönl ichen Do kumente, 

4 .  Bete i l igung der Bewährungshi lfe und der Fo ren­
sischen Ambula nzen, 

5. Ko nta kta ufnahme zu Einrichtungen der  Entlas­
senenhi lfe, 

6 .  Fo rtsetzung vo n im Vo l lzug noch  n icht abge­
schlossenen Ma ßnahmen,  

7 .  Anregung vo n Auflagen und Weisungen für d ie  
Bewährungs- oder Führungsa ufsicht, 

8.  Vermittlung in  nachso rgende Maßnahmen,  

9 .  nachgehende Betreuung durch Vollzugsbediens­
tete. 

Abschnitt 111 
Unterbringung, Verlegung 

§ 1 1  
Trennungsgrundsätze 

( 1 ) Untergebrachte sind vo n Gefa ngenen zu tren­
nen . 

(2) Männl iche und weibl iche Untergebrachte s ind 
zu trennen . 

(3 )  Abweichend vo n Absatz 1 sind gemeinsame 
Maßna hmen im Bereich der Arbeitsthera pie, des 
Arbeitstra in ings, der  schul ischen und beruf l ichen 
Qua l ifizierung ,  der  Arbeit, der Freizeit und der Rel i ­
g io nsa usübung zulässig,  u m  ein d ifferenziertes An­
gebot zu gewährleisten .  Für a ndere Ma ßna hmen 
g i lt d ies ausnahmsweise dann ,  wenn es d ie Be­
ha ndlung nach § 66 c Abs. 1 N r. 1 StG B erfo rdert .  

( 4 )  Vo n einer getrennten· Unterbringung nach  Ab­
satz 1 darf ausna hmsweise a bgewichen werden,  
wenn es d ie  Beha ndlung nach § 66 c Abs.  1 N r. 1 
StGB erfordert. Dies erfasst a u ch d ie Unterbrin­
gung in  der sozialthera peutischen Abtei lung oder 
im  offenen Vo l lzug zu r Entlassungsvo rbereitung . 
Eine Abweichung ist a uch bei e iner ÜbersteI lung 
nach § 1 5  Abs.  3 und 4 zulässig .  Die U nterbrin­
gungsbedingungen müssen sich außer  in  den Fäl­
len des § 1 5 Abs. 4 im Ra hmen der vo rhandenen 
Gegebenheiten vo n denen der  Gefa ngenen unter­
scheiden .  

( 5 )  Abweichend vo n Absatz 2 sind gemeinsame 
Ma ßnahmen,  insbesondere zur schu l ischen und 
beruf l ichen Qua l ifizierung ,  zu lässig .  

(6 )  Die Absätze 1 und · 2 gelten n icht für eine Un­
terbringung zum Zweck der mediz in ischen Beha nd­
lung .  

§ 1 2  
U nterbringung und Bewegu ngsfreiheit 

( 1 )  Die Untergebrachten erha lten Zimmer zur a l lei­
nigen N utzung . Die Zimmer sind so zu gesta lten ,  
dass d e n  U ntergebrachten a usreichender Ra um 
zum Wo hnen und Schlafen zu r Verfügung steht. 
E in ba ul ich a bgetrennter Sanitärbereich ist vo rzuse­
hen . Die Z immer befinden sich regelmäßig im Be­
reich e iner  Wo hngruppe. 

(2) Sofern für U ntergebrachte eine Gefa h r  für Le­
ben oder  Gesundheit besteht, können sie vo rüber­
gehend mit anderen gemeinsa m  u ntergebracht 
werden,  wenn diese zust immen und das Vo l lzugs­
ziel n icht gefäh rdet wird .  

(3 )  Die U ntergebra chten dürfen s ich  in den  fü r  s ie 
vo rgesehenen Bereichen der  E inrichtung einschl ieß­
l ich des Außenbereichs frei bewegen .  Während der  
Nachtruhe können die Untergebrachten in  ih ren 
Zimmern eingeschlossen werden.  Weitere Ein­
schränkungen sind zulässig ,  wenn es d ie  Sicher­
heit oder  schwerwiegende Gründe der Ordnung der  
Einr ichtung erfo rdern oder e in schädl icher  E influss 
auf a ndere Untergebrachte zu befürchten ist. § 74 
Abs. 2 b leibt unberührt .  

§ 1 3  
Wo hngruppenvo l l zug 

( 1 )  Der Vo l lzug wird regel mäßig a ls  Wo hngruppen­
vo l lzug  a usgesta ltet. 
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(2 )  Der Wo hngruppenvo l lzug dient der  E inübung 
sozia lverträgl ichen Zusa mmenlebens, insbesondere 
vo n To leranz sowie der  Ü bernahme vo n Vera ntwo r­
tung für s ich und a ndere. 

(3 )  E ine Wo hngruppe wird in e inem baul ich a bge­
grenzten Bereich e ingerichtet , zu dem neben den 
Z immern weitere Räume und E inr ichtungen zur ge­
meinsa men N utzung gehören. Sie so l l  vo n fest zu­
geordneten Bediensteten betreut werden.  

§ 1 4  
Geschlossener u nd offener Vo l lzug 

( 1 )  Die Unterbringung erfo lgt im geschlossenen 
Vo l lzug . 

( 2 )  Die \!ntergebrachten so l len mit ihrer  Zustim­
mung insbesondere zur Entlassungsvo rbereitung 
im offenen Vo l lzug untergebracht werden,  wenn 
sie dessen besonderen Anfo rderungen genügen,  
na mentl ich n icht zu befürchten ist ,  dass sie s ich 
dem Vo l lzug entziehen oder  d ie  Mögl ichkeiten des 
offenen Vo l lzugs zu erhebl ichen Straftaten miss­
bra uchen werden,  u nd behand ler ische Gründe 
n icht dagegen sprechen .  E inrichtungen des offe­
nen Vo l lzugs sehen verminderte Vo rkehrungen ge­
gen Entweichungen vo r. 

(3 )  Genügen d ie Untergebrachten den beso nderen 
Anfo rderungen der U nterbringung im offenen Vo l l ­
zug n icht mehr oder  wenn behand lerische Gründe 
dies erfo rder l ich machen,  werden sie im geschlos­
senen Vo l lzug untergebracht .  

§ 1 5  
Ver legung und ÜbersteI lung 

( 1 ) Die U ntergebrachten können a bweichend vo m 
Vo l lstreckungsp lan in eine andere E inrichtung ver­
legt werden,  wenn die Erre ichung des Vo l lzugsziels 
h ierdurch gefördert wird oder zwingende Gründe 
der  Vo l lzugso rga n isation oder andere wichtige 
Gründe dies erfo rdern.  Sie dürfen aus wichtigem 
Grund in e ine andere E inr ichtung überstel l t  werden .  

( 2 )  Die  Untergebrachten können m i t  ih rer  Zustim­
mung zur Entlassungsvo rbereitung in  e ine E inrich­
tung , unter den Vo raussetzungen des § 1 4  Abs. 2 
in den offenen Vo l lzug oder u nter den Vo rausset­
zungen des § 48 Abs. 3 in eine Ü bergangseinr ich­
tung eines a nderen La ndes verlegt werden .  

(3 )  Die Verlegungen nach Absatz 1 und 2 bedü rfen 
der  Zustim mung der o bersten Vo l lzugsbehörden 
der  bete i l igten Länder. 

(4) Die U ntergebrachten dürfen a usna hmsweise in  
e ine J ustizvo l lzugsansta lt verlegt oder überstellt 
werden,  wenn ihre Beha ndlung nach § 66 c Abs. 1 
N r. 1 StG B es erfo rdert .  

( 5 )  U ntergebrachte können in  e ine J ustizvo l lzugs­
a nsta lt überstel lt werden,  wenn d ies zur Wahrneh­
mung eines Ger ichtstermins oder aus e inem ver­
gle ichbaren G rund zwingend erfo rder l ich ist.  

(6 )  Auf ihren Antrag können Untergebrachte aus 
wichtigem Gru nd in e ine Justizvo l lzugsansta lt 
überste l lt werden,  wen n  d ies d ie Beha ndlung n icht 
bee inträchtigt und sie sich mit den do rtigen Bed in­
gungen einverstanden erk lären .  

Abschnitt I V  
Therapeutische Ausgestaltung 

und Maßnahmen 

§ 1 6  
Thera peutische Ausgesta ltung 

( 1 )  Der Vo l lzug ist auf der  Grundlage des Lebens in 
e iner Gemeinschaft therapeutisch auszugesta lten .  
Er  bed ient s ich so zia l - und psychotherapeutischer, 
psychiatrischer, so zia lpädagogischer und a rbeits­
thera peutischer Methoden,  d ie  wissenschaftl ichen 
Erkenntnissen entsprechen . 

(2 )  Den Untergebrachten sind d ie  zur Erre ichung 
des Vo l lzugsziels im Einzelfa l l  erfo rder l ichen thera­
peutischen Ma ßna hmen a nzubieten .  Soweit stan­
da rd isierte Thera p iemethoden nicht a usreichen 
oder ke inen Erfo lg  versprechen,  s ind ind ividuel l  zu­
geschn ittene Behand lungsa ngebote zu unterbrei­
ten . 

(3 )  Bei der therapeutischen Ausgesta ltung des Vo l l ­
zugs wirken Bed ienstete verschiedener Fachr ich­
tungen if'! enger Abst immung zusammen .  Soweit 
es erfo rder l ich ist, s ind externe Fachkräfte einzube­
ziehen . 

(4) Bei der  thera peutischen Ausgesta ltung ko m mt 
der  Aufa rbeitung der  Tat,  dem Erleben der  Tat durch 
d ie Betroffenen und den Fo lgen der  Tat für das Le­
ben der  Betroffenen eine beso ndere Bedeutung zu . 

§ 1 7  
Motivieru ngsmaßnahmen 

( 1 )  Motivierungsmaßna hmen fördern d ie  Bereit­
schaft der U ntergebrachten,  an der Erreichung des 
Vo l lzugsziels mitzuwirke n .  H ierzu gehören insbe­
so ndere wiederkehrende Gesprächsa ngebote, d ie  
Beziehungsfäh igkeit fördernde Ma ßna hmen und d ie 
Vermittlung des thera peutischen Ko nzepts. 

(2) Zur Motivierung können a uch Vergünstigungen 
gewäh rt oder bereits gewäh rte Vergü nstigungen 
wieder entzogen werden . Die Ansprüche der Un­
tergebrachten nach d iesem Gesetz ble iben unbe­
rührt .  

§ 1 8  
Sozia ltherapeutische Maßna hmen 

Sozia lthera peutische Ma ßna hmen bed ienen sich 
auf  der G rundlage einer therapeutischen Gemein­
schaft psychotherapeutischer, sozia lpädagogischer 
und a rbeitstherapeutischer Methoden,  d ie  in um­
fassenden Beha ndlungsprogra mmen verbunden 
werden . Perso nen aus dem Lebensumfeld der Un­
tergebrachten a u ßerha l b  des Vo l lzugs werden in  
d ie  Beha ndlung einbezogen .  
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§ 1 9  
Psychothera peutische Ma ßna hmen 

Psychotherapeutische Maßna hmen im Vo l lzug d ie­
nen insbesondere der Beha ndlung psychischer Stö­
rungen des Verha ltens und Erlebens, die in e inem 
Zusammenhang mit der  Gefähr l ichkeit stehen.  Sie 
werden durch systematische Anwendung wissen­
schaftl ich fundierter psycho logischer Metho den 
der  Gesprächsführung mit e iner oder mehreren Per­
so nen d u rchgeführt .  

§ 20 
Psychiatrische Maßna hmen 

Psychiatrische Ma ßnahmen im Vo l lzug dienen der  
Beha nd lung psychiatrischer Kra n kheiten ,  d ie in e i ­
nem Zusa mmenhang mit der Gefähr l ichkeit stehen . 
Sie erfo lgen a uf der Grundla ge ärzt l icher Sta nda rds 
und Behand lungsleitl in ien sowie sta ndard isierter 
testpsycho log ischer U ntersuchungen und berück­
sichtigen al le Lebensbereiche der U ntergebrachten . 
I n  geeigneten Fäl len erfo lgt eine med i kamentöse 
Unterstützung der therapeutischen Behand lung .  

Abschnitt V 
Arbeit und Beschäftigung 

§ 21 
Arbeit, Beschäftigung 

( 1 ) Die U ntergebrachten sind n icht zur  Arbeit ver­
pfl ichtet . 

(2 )  Den Untergebrachten so l len Arbeit, Arbeitstra i ­
n ing ,  a rbeitstherapeutische Ma ßna hmen sowie 
schul ische und berufl iche Bi ldung (Beschäftigung)  
a ngeboten werden,  d ie ih re Fähigke iten ,  Fertigkei­
ten und Neigungen berücksichtigen.  

(3 )  Beschäftigung so l l  insbesondere dazu dienen,  
d ie  Fäh ig keiten und Fertig keiten für eine regelmä­
ßige Erwerbstätigkeit zur Sicherung des Lebensun­
terha lts nach der Entlassung u nd eine geo rdnete 
Tagesstruktur zu vermitteln ,  zu fördern und zu er­
ha lten .  

§ 22 
Arbeitsthera peutische Ma ßna hmen 

Arbeitsthera peutische Maßnahmen d ienen dazu,  
dass d ie U ntergebrachten Eigenschaften wie 
Selbstvertrauen,  Durchha ltevermögen und Ko nzen­
tratio nsfäh igkeit e inüben, um sie stufenweise a n  
d i e  Grundanfo rderungen d e s  Arbeitslebens heran­
zuführen .  

§ 23 
Arbe itstra ining 

Arbeitstra in ing d ient dazu,  Untergebrachten,  d ie 
n icht in der  Lage sind, e iner rege lmäßigen u nd er­
werbso rientierten Beschäftigung nachzugehen, Fä­
h igkeiten und Fertigkeiten zu vermittel n ,  die e ine 
E ing l iederung in das leistungso rientierte Arbeitsle­
ben fördern . Die dafür vo rzuhaltenden Ma ßnahmen 
s ind danach auszurichten, dass sie den Unterge-

brachten für den Arbeitsma rkt releva nte Qua l if ika­
tio nen vermitteln .  

§ 24 
Schul ische und berufl iche 

Qua l if izierungsma ßna hmen 

( 1 )  Schul ische und berufl iche Aus- und Weiterbi l­
dung und vo rberufl iche Qua l ifizierung im Vo l lzug 
(schul ische und berufl iche Qua l if iz ierungsma ßnah­
men)  haben das Ziel ,  den U ntergebrachten Fähig­
keiten zur  E ing l iederung und zur Aufnahme einer 
Erwerbstätig keit nach der  Entlassung zu vermitteln 
sowie vo rhandene Fähigkeiten zu verbessern oder 
zu erha lten . Sie werden in  der Regel  a ls  Vo I lzeit­
maßna hme d u rchgeführt. Bei der Festlegung vo n 
Inha lten, Methoden und O rga nisationsfo rmen der  
Bi ldungsangebote werden d ie Beso nderheiten der  
jewei l igen Zielgruppe berücksichtigt . 

(2 )  Beruf l iche Qua l if iz ierungsma ßna hmen sind da­
rauf auszurichten,  den Untergebrachten für den 
Arbeitsmarkt relevante Qualifikationen zu vermitteln .  

( 3 )  Geeigneten U ntergebrachten so l l  d ie  Tei lnahme 
a n  e iner schul iscl- en oder  berufl ichen Ausbi ldung 
ermög l icht werden,  die zu einem anerka n nten Ab­
schluss führt. 

(4) Können Ma ßna hmen während des Vo l lzugs 
n icht a bgeschlossen werden,  trägt d ie  E inr ichtung 
in Zusa mmena rbeit m it außervo l lzugl ichen Einrich­
tungen dafür Sorge, dass d ie begonnene Qua l ifizie­
rungsmaßna hme nach der Entlassung fo rtgesetzt 
werden ka nn .  

( 5 )  Nachweise über  schul ische und  beruf l iche Qua­
l if izierungsmaßna hmen dürfen keinen Hinweis a uf 
d ie  Unterbr ingung in der  Sicherungsverwa hrung 
entha lten .  

§ 25 
Sel bstbeschäft igung,  Freies 

Beschäftigungsverhältnis 

( 1 )  Den Untergebrachten ist zu gestatten, s ich 
sel bst zu beschäft igen, soweit n icht d ie  Sicherheit 
oder in schwerwiegender Weise d ie Ordnung der  
E inr ichtung oder d ie  Erreichung der Vo l lzugsziele 
gefährdet wird .  

( 2 )  U ntergebrachte, d i e  z u m  Freigang ( §  41 Abs. 1 
N r. 4) zugelassen sind, so l l  gestattet werden ,  e iner 
Arbeit, Berufsa usbi ldung oder beruf l ichen Weiter­
b i ldung a uf der G rundlage eines freien Beschäfti­
gungsverhältnisses oder der  Selbstbeschäftigung 
a u ßerha lb  der Einr ichtung nachzugehen, wenn die 
Beschäftigungsste l le  geeignet ist u nd nicht über­
wiegende Gründe des Vo l lzugs entgegenstehe n .  
§ 43 g i lt entsprechend.  

(3 )  Die E inr ichtung ka nn verla ngen,  dass ihr  das 
Entgelt zur Gutschrift für d ie  Untergebrachten 
ü berwiesen wird.  
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§ 26 
Freiste l lung vo n der  Arbeit 

( 1 )  Ha ben d ie U ntergebrachten e in ha lbes Ja hr  lang 
gea rbeitet, können sie bea nspruchen, zehn Ar­
be itstage vo n der Arbeit freigestellt zu werden .  Zei­
ten, in  denen die Untergebrachten info lge Kra n k­
heit a n  der  Arbeitsle istung gehindert wa ren ,  wer­
den a uf das Ha lbja hr  mit bis zu 1 5 Arbeitstagen 
a ngerechnet . Der  Anspruch verfäl lt ,  wenn d ie Frei­
ste l lung n icht innerha lb  eines Ja hres nach seiner 
Entstehung erfo lgt ist . 

(2 ) Auf d ie Zeit der  Freiste l lung wi rd Langzeita us­
ga ng ( §  41 Abs. 1 N r. 3)  a ngerechnet, soweit er  in 
d ie  Arbeitszeit fäl lt .  G leiches g i lt für  einen La ng­
zeitausgang nach § 42 , soweit er n icht wegen des 
Todes oder einer lebensgefähr l ichen Erkra nkung 
naher Angehöriger ertei lt wo rden ist . 
(3 )  Die U ntergebrachten erha lten für  d ie  Zeit der  
Freistel lung ih r  Arbeitsentgelt weiter. 
(4) U rlaubsregelungen freier Beschäftigungsver­
hä ltnisse bleiben unberührt .  
( 5 )  F ü r  Ma ßna hmen nach § 2 4  Abs. 1 gelten d ie 
Absätze 1 bis 4 entsprechend, sofern d iese den 
U mfang der rege lmäßigen wöchentl ichen Arbeits­
zeit erreichen . 

Abschnitt VI 
Besuche, Telefongespräche, Schriftwechsel, 

andere Formen der Telekommunikation 
und Pakete 

§ 27 
G rundsatz 

Die U ntergebrachten haben das Recht, mit Perso­
nen a u ßerha lb  der E inrichtung im Ra hmen der Be­
stimmungen d ieses Gesetzes zu verkehren .  

§ 28 
Besuch 

( 1 ) Die Untergebrachten dürfen regelmäßig Besuch 
empfangen . Die. Gesa mtdauer beträgt m indestens 
zehn Stunden im Mo nat .  
(2) Besuche vo n Angehörigen im Sinne d e s  § 1 1  
Abs. 1 N r. 1 StG B werden beso nders unterstützt . 
(3 )  Besuche so l len da rüber h inaus zugelassen wer­
den,  wenn sie die E ing l iederung der Untergebrach­
ten fördern oder persön l ichen,  rechtl ichen oder ge­
schäftl ichen Angelegenheiten dienen.  
(4) Die Leiterin oder der  Leiter der  E inr ichtung so l l  
über  Absatz 1 hinausgehend mehrstündige, unbe­
aufsichtigte Besuche (La ngzeitbesuche) zulassen, 
wenn dies zur Pflege fami l i ä rer, partnerschaft l icher 
oder ihnen gle ichzusetzender Ko nta kte der  U nter­
gebrachten geboten . erscheint u nd d ie Unterge­
brachten hierfür geeig net s ind .  
( 5 )  Besuche vo n Verteidigern sowie vo n Rechtsan­
wälten und Nota ren in  einer d ie  U ntergebrachten 
betreffenden Rechtssache sind zu gestatten . 

§ 2 9  
U ntersagung d e r  Besuche 

( 1 )  Die Leiterin oder der  Leiter der  E inrichtung ka nn 
Besuche untersagen,  wenn 

1 .  d ie  Sicherheit oder in  schwerwiegender Weise 
d ie Ordnung der E inr ichtung gefährdet würde 
oder 

2.  bei Personen,  d ie  n icht Angehör ige der Unterge­
brachten im Sinne des § 1 1  Abs. 1 N r. 1 StG B 
s ind,  zu befürchten ist ,  dass sie d ie  Erre ichung 
des Vo l lzugsziels behindern . 

(2) Bestehen gewichtige Anha ltspunkte dafür, dass 
durch Besuche bei dem U ntergebrachten das Wo hl  
e ines Kindes oder  Jugendl ichen gefährdet wird, 
insbesondere wenn das Kind oder der  J ugendl iche 
Geschäd igte einer Straftat des U ntergebrachten 
war, info rm iert d ie Le iterin oder der Leiter der Ein­
richtung das zuständige J ugenda mt gemäß § 8 a 
des Achten Buches Soz ia lgesetzbuch u nd regt an ,  
über  das Fa mi l iengericht e in Ko nta ktverbot zu er­
wirke n .  Ka nn eine Entscheidung n icht rechtzeitig 
er la ngt werden,  ka nn die Leiterin oder der Leiter der  
E inrichtung vo rläufig Besuche untersagen . 

§ 30 
Durchführung der  Besuche 

( 1 )  Aus G ründen der  Sicherheit können Besuche 
davo n a bhängig gemacht werden,  dass sich d ie  Be­
sucher mit technischen H i lfsmitteln  a bsuchen oder 
durchsuchen lassen. E ine inha lt l iche Überprüfung 
der  vo n Verteidigern sowie vo n Rechtsa nwälten 
und Nota ren mitgeführten Schriftstücke u nd so ns­
tigen Unterlagen ist n icht zu lässig .  § 3 6  Abs. 2 
bleibt unberührt .  

(2) Besuche können bea ufsichtigt werden, ' wenn 
dies aus G ründen der Sicherheit oder aus schwer­
wiegenden G ründen der  Ordnung der  E inrichtung 
erfo rder l ich ist . Eine o ptische Überwachung ka nn 
mit  techn ischen H i lfsmitte ln d u rchgeführt werden .  
D ie  betroffenen Perso nen s ind  vo rher da rauf h inzu­
weisen .  E ine Aufzeichnung f indet n icht statt. 

(3) Besuche vo n Verte id igern sowie vo n Rechtsan­
wälten und Nota ren werden nicht bea ufsichtigt. 

(4) Besuche d ü rfen a bgebrochen werden,  wenn 
Besucher oder Untergebrachte gegen d ieses Ge­
setz oder a ufgrund dieses Gesetzes getroffene An­
o rdnungen trotz Abmahnung versto ßen .  Die Ab­
ma hnung u nterbleibt, wenn es unerlässl ich ist, den 
Besuch sofo rt a bzubrechen.  

( 5 )  Gegenstände dürfen beim Besuch nur  mit Er­
laubnis übergeben werden .  Dies gi lt  nicht für d ie  
bei dem Besuch der  Verteidiger übergebenen 
Schriftstücke und so nstigen U nterlagen sowie für 
d ie  bei dem Besuch vo n Rechtsa nwälten oder No­
ta ren zur Er ledigung e iner die Untergebrachten be­
treffenden Rechtssache übergebenen Schriftstücke 
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u nd so nstigen Unterlagen . § 3 6  Abs. 2 Satz 2 
ble ibt u nberührt. 

(6) Die Leiterin oder der Leiter der E inr ichtung ka nn 
im Einzelfa l l  d ie Nutzung e iner  Trennvo rrichtung an­
o rdnen,  wenn d ies zum Schutz vo n Perso nen oder 
zur Verhinderung einer Ü berga be vo n Gegenstän­
den erfo rder l ich ist . · 

§ 31  
Überwachung der  Gespräche 

( 1 )  Gespräche dürfen nur  überwacht werden,  so­
weit es im Einzelfa l l  wegen einer Gefährdung der  
Erre ichung des Vo l lzugsziels oder aus Gründen der  
Sicherheit erfo rder l ich ist . Die Überwa chung kann 
a uch mit  technischen Mitte ln  erfo lgen . E ine Auf­
zeichnung f indet n icht statt. Die betroffenen Perso­
nen sind vo rher auf d ie  Überwachung h inzuweisen .  
Die Ano rdnung der  Überwachung trifft d ie Leiter in 
o der der Le iter der E inr ichtung . 

( 2 )  Gespräche mit Verteidigern sowie vo n Rechts­
a nwälten und Nota ren werden n icht überwacht.  

§ 32 
Telefo ngespräche 

( 1 )  Die U ntergebrachten d ü rfen u nter Vermittlung 
der E inrichtung Telefongespräche führen .  Die Vo r­
schriften ü ber den Besuch gelten entsprechend. 
E ine bea bsichtigte Überwachung tei lt d ie  E inrich­
tung den U ntergebrachten rechtzeitig vo r Beginn 
des Telefo ngesprächs mit .  Unmittelba r  nach Her­
stel l u ng der  Verbindung sind die Gesprächspartner 
der Untergebrachten durch den U ntergebrachten 
oder d ie  E inrichtung ü ber d ie  Gesprächsü berwa­
chung zu info rm iere n .  

( 2 )  D i e  Kosten d e r  Telefongespräche tragen d i e  U n ­
tergebrachten .  Sind s i e  dazu n icht in  d e r  Lage, 
ka nn d ie E inrichtung d ie Ko sten in begründeten Fäl­
len in  a ngemessenem U mfa ng übernehmen . 

( 3 )  Der Besitz und d ie Benutzung vo n Geräten zur 
fun kbasierten Übertragung vo n Info rmationen sind 
a uf dem Gelände der E inrichtung verboten, soweit 
d iese n icht d ienstl ich zugelassen s ind.  Die Leiterin 
oder der Leiter der E inrichtung ka nn a bweichende 
Regelungen treffen .  

( 4 )  Die Einr ichtung da rf techn ische Geräte betrei­
ben, d ie 

1 .  das Auffinden vo n Geräten zur Funkübertragung 
ermögl ichen,. 

2 .  Geräte zur Funkübertragung zum Zwecke des 
Auffindens a ktivieren können oder 

3 .  Frequenzen stören oder unterd rücken,  d ie  der 
Herste l lu ng oder Aufrechterha ltung uner laubter 
Funkverbindungen a uf dem Gelände der  E inrich­
tung d ienen . 

Sie hat d ie  vo n der Bundesnetzagentur gemäß 
§ 55 Abs. l Satz 5 des Telekommunikatio nsgeset-

zes vo m 2 2 .  Juni  2004 (BGBI .  I S. 1 1 90) , zuletzt 
geändert durch  Artikel 1 des Gesetzes vo m 3 .  Ma i 
201 2 (BGBI .  I S .  9 5 8 ) ,  festgelegten Ra hmenbed in­
gungen zu beachten .  Frequenznutzungen a ußer­
ha lb  des Geländes der E inrichtung d ü rfen nicht er­
hebl ich gestört werden.  

§ 33 
Schriftwechsel 

( 1 )  Die U ntergebrachten haben das Recht, Schrei­
ben a bzusenden und zu empfa ngen . 

(2 )  Die Ko sten des Schriftwechsels tragen d ie  Un­
tergebrachten .  S ind sie dazu n icht i n  der  Lage, 
ka nn d ie  E inr ichtung die Kosten in begründeten Fäl­
len in  a ngemessenem Umfa ng übernehmen .  

§ 34 
U ntersagung des Schriftwechsels 

( 1 )  Die Leiter in oder der  Leiter der Einr ichtung ka nn 
den Schriftwechsel mit  bestimmten Personen un­
tersagen,  wenn 

1 .  die Sicherheit oder in  schwerwiegender Weise 
d ie  Ordnung der  E inrichtung gefährdet würde  
oder  

2 .  be i  Personen,  d ie n icht Angehörige der  U nterge­
brachten im Sinne des § 1 1  Abs. 1 N r. 1 StG B 
s ind,  zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel 
d ie  Erre ichung des Vo l lzugsziels behindert .  

( 2 )  § 29 Abs. 2 g i lt entsprechend. 

§ 3 5  
Sichtkontro l l e, Weiterleitung und 

Aufbewa hrung vo n Schreiben 

( 1 )  Die U ntergebrachten ha ben das Absenden und 
den Empfa ng vo n Schreiben durch d ie  E inr ichtung 
vermitteln  zu lassen, soweit n ichts a nderes gestat­
tet ist. E in- und ausgehende Schreiben sind unver­
zügl ich weiterzuleiten .  

( 2 )  E in - und ausgehende Schreiben werden auf  ver­
botene Gegenstände ko ntro l l iert . 

( 3 )  Die U ntergebrachten ha ben eingehende Schrei­
ben unverschlossen zu verwahren,  sofern n ichts 
a nderes gestattet wird. Sie können sie verschlos­
sen zu ihrer Ha be geben.  

§ 36 
Überwachung des Schriftwechsels 

( 1 )  Der Schriftwechsel darf nur  überwacht werden,  
soweit es im Einzelfa l l  wegen e iner  Gefährdung der  
Erreichung des Vo l l zugsziels oder  aus G rü nden der  
S icherheit erfo rder l ich ist. 

(2) Der Schriftwechsel der Untergebrachten m it ih­
ren Verteidigern sowie vo n Rechtsa nwälten und 
Nota ren wird n icht überwacht .  Liegt dem Vo l lzug 
eine Straftat nach  § 1 29 a StGB,  auch in  Verbin­
dung mit § 1 29 b Abs. 1 StGB,  zugrunde, gelten 
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§ 1 48 Abs. 2 und § 1 48 a der Strafprozesso rd­
nung (StPO) entsprechend;  d ies g i lt n icht, wenn 
die U ntergebrachten sich im offenen Vo l lzug befin­
den oder  wenn ihnen Lockerungen nach § 41 ge­
währt wo rden sind und ein Gru nd, der d ie Le iter in 
oder den Leiter der  E inrichtung zum Widerruf vo n 
Lo ckerungen ermächtigt , n icht vo rl iegt. 

(3 )  Nicht überwacht werden ferner Schreiben der 
U ntergebrachten a n  Vo l ksvertretungen. des Bundes 
u nd der Länder sowie a n  deren Mitg l ieder, soweit 
d ie  Schreiben an d ie Anschriften dieser Vo lksver­
tretungen gerichtet sind und den Absender zutref­
fend a ngeben.  Entsprechendes g i lt für Schreiben 
a n  das Euro päische Pa rla ment und dessen Mitg l ie­
der, den Euro päischen Gerichtshof für Menschen­
rechte, den Euro päischen Ausschuss zur Verhütung 
vo n Fo lter und unmenschl icher oder erniedr igender 
Beha ndlung oder Strafe, den Ausschuss der Verein­
ten Natio nen gegen Fo lter, den zugehörigen U nter­
ausschuss zur Verhütung vo n Fo lter und d ie ent­
sprechenden Natio na len Präventionsmecha n ismen, 
d ie ko nsula rische Vertretung ihres Heimatla ndes 
und weitere E inrichtungen,  mit denen der Schrift­
verkehr  aufgrund völkerrechtl icher Verpfl ichtungen 
der  Bundesrepubl ik  Deutsch land geschützt ist . 
Satz 1 g i lt a uch für den Schriftverkehr mit den Bür­
gerbeauftragten und J ustizvo l lzugsbea uftragten 
der Länder und den Datenschutzbea uftragten und 
Datenschutza ufsichtsbehörden des Bundes und der  
Länder, mit Gerichten, Staatsa nwa ltschaften und 
der  Aufsichtsbehörde ( §  1 1 1 ) sowie mit den n icht 
in der J ustizvo l lzugsa nsta lt tätigen Ärzt innen und 
Ärzten,  d ie  m it der  Untersuchung oder Behandlung 
der  U ntergebra chten befasst s ind .  Schreiben der  in  
den Sätzen 1 bis 3 gena n nten Ste l len ,  d ie  a n  d ie 
U ntergebrachten gerichtet sind, werden n icht über­
wacht, sofern die Identität des Absenders zwei­
felsfrei feststeht. 

§ 3 7  
Anha lten vo n Schreiben 

( 1 )  Die Leiterin oder der Leiter der  E inr ichtung ka nn 
Schreiben anhalten, wenn 

1 .  die Erre ichung des Vo l lzugsziels oder d ie  Sicher­
heit oder in schwerwiegender Weise d ie  Ord­
nung der E inrichtung gefährdet würde, 

2. die Weiterga be in Kenntnis ih res Inha lts einen 
Straf- oder  Bußgeldtatbestand verwirkl ichen 
würde, 

3 .  sie g ro b  unrichtige oder  erhebl ich entstel lende 
Da rstel lungen vo n Verhältnissen der  E inrichtung 
oder g ro be Beleid igungen entha lten, 

4 .  s ie d ie  E ing l iederung a nderer  Untergebrachter 
oder Gefa ngener gefährden können oder 

5.  sie in Gehe im- oder Kurzschrift, un lesba r, unver­
ständl ich oder ohne zwingenden Grund in e iner  
fremden Sprache a bgefasst s ind.  

(2) Ausgehenden Schreiben, d ie  unrichtige Darstel­
lungen vo n Verhältnissen der Einr ichtung enthal ­
ten, kann e in  Beg leitschreiben beigefügt werden,  
wenn d ie U ntergebrachten auf dem Absenden be­
stehen . 

(3)  Sind Schreiben angeha lten wo rden,  wi rd 
das den U ntergebrachten m itgetei lt .  Angeha ltene 
Schreiben werden an die Absender in oder den Ab­
sender zurückgegeben o der, sofern d ies unmögl ich 
oder aus besonderen Grü nden nicht a ngezeigt ist,  
verwahrt .  

(4) Schreiben, deren Ü berwachung ausgesch lossen 
ist, d ü rfen n icht a ngehalten werden.  

§ 38 
Andere Fo rmen der  Telekommunikatio n  

Den Untergebra chten so l l  gestattet werden,  andere 
Fo rmen der  Telekommunikatio n unter Vermitt lung 
der  E inrichtung zu nutzen,  wenn hierdurch d ie Si­
cherheit und · in schwerwiegender Weise d ie Ord­
nung der E inrichtung n icht gefährdet wird.  I m  Übri­
gen finden d ie Vo rschriften über den Schriftwech­
se l ,  den Besuch u nd über Telefo ngespräche 
entsprechende Anwendung . 

§ 39 
Pa kete 

( 1 )  Die Untergebrachten dürfen Pa kete empfa ngen . 
Die E inr ichtung ka nn Gewicht und Größe vo n Sen­
dungen festsetzen und einze lne Gegenstände vo m 
Pa ketempfang a usnehmen, wenn d ie Sicherheit 
oder in  schwerwiegender Weise die Ordnung der  
E inr ichtung oder d ie  Erre ichung des Vo l lzugsziels 
gefährdet werden .  

(2) D ie  Einr ichtung ka nn d ie Annahme vo n Pa keten, 
d ie  d ie  Vo ra ussetzungen des Absatz 1 nicht erfül­
len, ablehnen oder so lche Pa kete an die Absenderin 
oder den Absender zurücksenden.  

(3 )  Pa kete s ind in  Gegenwa rt der  Untergebrachten 
zu öffnen, an die s ie a d ressiert s ind .  M it n icht zu­
gelassenen oder  a usgeschlossenen Gegenständen 
ist gemäß § 55 Abs. 3 zu verfa hren .  Sie können 
auch auf Ko sten der  Untergebrachten zurückge­
sandt werden . 

(4) Der Empfa ng vo n Pa keten ka nn vo rübergehend 
versagt werden,  wenn dies wegen der  Gefährdung 
der  Sicherheit o der e iner  schwerwiegenden Ge­
fährdung der Ordnung unerlässl ich ist. 

(5) Die U ntergebrachten dürfen Pa kete versenden.  
Der I nha lt ka nn aus G ründen der Sicherheit oder 
aus schwerwiegenden G ründen der  Ordnung über­
prüft werden . .  

(6 )  Die Ko sten des Pa ketversa ndes tragen d ie U n­
tergebrachten .  Sind s ie dazu n icht in der Lage, 
ka nn die E inr ichtung d ie  Kosten in beg ründeten Fäl­
len in  angemessenem U mfang übernehmen . 
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Abschnitt VII 
Vollzugsöffnende Maßnahmen und sonstige 

Aufenthalte außerhalb der Einrichtung 

§ 40 
Vo l lzugsöffnende Ma ßna hmen 

Vo l lzugsöffnende Maßnahmen werden in  Fo rm vo n 
Lo ckerungen, Ausführungen und Außenbeschäfti­
gung gewährt. 

§ 41  
Lo ckerungen zur Erreichung des Vo l lzugsziels 

( 1 )  Aufentha lte a u ßerha l b  der E inrichtung ohne 
Aufsicht (Lockerungen) s ind na mentl ich 

1 .  das Verlassen der  Einr ichtung für bis zu 
24 Stunden in Begleitung einer vo n der E inrich­
tung zugelassenen Perso n (Begleita usgang) ,  

2 .  das Verlassen der  E inr ichtung für  b is  zu  
24 Stunden ohne Begleitung (u nbeg leiteter Aus­
ga ng) ,  

3 .  das Verlassen der E inr ichtung für mehr a ls  einen 
Tag bis zu zwei Wo chen (Langzeita usga ng) und 

4 .  die regelmäßige Beschäftigung a u ßerha lb  der 
E inrichtung ( Freigang)  . 

(2 )  Die Lockerungen sind zu gewähren, wenn sie 
der  Erreichung des Vo l lzugsziels d ienen . und n icht 
zwingende G ründe entgegenstehen,  insbesondere 
keine ko n kreten Anha ltspun kte d ie Gefahr  begrün­
der"  dass die U ntergebrachten sich dem Vo l lzug 
entziehen oder d ie  Lockerungen zu erhebl ichen 
Straftaten missbrauchen werden . 

§ 42 
Lo ckerungen aus so nstigen Gründen 

Lo ckerungen so l len a uch aus wichtigem Anlass u n­
ter den Vo raussetzungen des § 41 Abs. 2 gewährt 
werden . Wichtige Anlässe sind insbeso ndere d ie  
Tei lnahme a n  gericht l ichen Terminen,  d ie  medizini­
sche Beha nd lung der U ntergebrachten sowie der 
To d oder eine lebensgefährl iche Erkra n kung naher 
Angehör iger im Sinne vo n § 11  Abs. 1 N r. 1 StG B. 

§ 43 
Weisungen für Lockerungen 

Für Lo ckerungen sind die nach den U mständen des 
-Einzelfa l les erfo rder l ichen Weisungen zu ertei len . 
Bei der  Ausgesta ltung der  Lockerungen ist nach 
Mögl ichkeit auch den Bela ngen des O pfers Rech­
nung zu tragen . 

§ 44 
Ausführungen zur Erre ichung des Vo l lzugsziels 

( 1 ) Das Verlassen der E inr ichtung unter ständiger  
und unmittelba rer Aufsicht (Ausführung) ka nn den 
Untergebrachten zur Erreichung des Vo l lzugsziels 
gestattet werden,  wenn n icht ko nkrete Anha lts­
punkte d i.e Gefahr  begründen, dass d ie Unterge­
brachten sich trotz besonderer  Sicherung smaßnah-

men dem Vo l lzug entziehen oder d ie  Ausfüh rungen 
zu erhebl ichen Straftaten missbrauchen werden .  

(2 )  Unter den Vo raussetzu ngen des Absatz 1 sind 
jähr l ich mindestens vier Ausführungen durchzufüh­
ren .  Lo ckerungen nach § 41  werden h ierauf ange­
rechnet.  Die AusfÜhrungen d ienen der Erha ltu ng 
der Lebenstüchtigkeit, der Förderung der M itwir­
kung a n  der Beha ndlung oder der Vo rbereitung vo n 
Lockerungen . Sie unterbleiben, wenn d ie zur  Siche­
rung erfo rder l ichen Ma ßna hmen den Zweck der 
Ausfü hrungen gefährden . 

§ 45 
Ausführungen aus so nstigen G ründen 

( 1 ) Ausführungen können a uch aus wichtigem An­
lass erfo lgen.  Die Untergebrachten können gegen 
ihren Wi l len ausgefü hrt werden . 

(2 )  Für Ausführungen,  d ie  ausschl ießl ich im Inte­
resse der U ntergebrachten erfo lgen,  g i lt § 44 
Abs. 1 entsprechend. Die Ko sten können den Un­
tergebrachten auferlegt werden,  soweit d ies d ie  
Beha ndlung oder d ie  E ingl iederung n icht behindert .  

§ 4 6  
Au ßenbeschäftigung 

Den Untergebrachten ka nn gestattet werden ,  au­
ßerha l b  der E inr ichtung e iner rege lmäßigen Be­
schäft igung unter ständ iger Aufsicht oder  unter 
Aufsicht in unregelmäßigen Abständen (Außenbe­
schäftigung) nachzugehen .  § 43 g i lt entsprechend. 

§ 47 
Vo rführung,  Ausantwortung 

( 1 )  Auf Ersuchen eines Gerichts werden U nterge­
brachte vo rgeführt ,  sofern ein Vo rfüh rungsbefehl 
vo rl iegt. 

(2) U ntergebrachte dürfen befr istet dem Gewa h r­
sa m e ines Gerichts, e iner Staatsa nwa ltschaft oder 
e iner Po l izei-, Zo l l - oder Finanzbehörde auf Antrag  
überlassen werden (Ausa ntwortung ) .  

Abschnitt VI I I  
Vorbereitung der Eingliederung, Entlassung und 

nachgehende Betreuung 

§ 48 
Vo rbereitung der E ing l iederung 

( 1 )  Die Ma ßna hmen zur sozia len  u nd berufl ichen 
Eingl iederung sind auf den Zeitpunkt der  Entlas­
sung in  die Freiheit a bzuste l len .  Die Untergebrach­
ten sind bei der Ordnung ihrer persön l ichen,  wirt­
schaftl ichen u nd so zia len Angelegenheiten zu un­
terstützen .  Dies umfasst d ie  Vermitt lung in  
nachso rgende Ma ßnahmen.  

(2)  Die E inrichtung a rbe itet frühze it ig mit  Perso nen 
und E inrichtungen außerhalb des Vo l lzugs zusam­
men,  insbesondere, um zu erreichen, dass d ie Un­
tergebrachten nach  ihrer Ent lassung über e ine ge­
e ignete Unterkunft und eine Arbeits- oder Ausbi l -
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dungsste l le  verfügen sowie bei Beda rf Zugang zu 
thera peutischen und anderen nachso rgenden Maß­
na hmen erha lten . Bewährungshi lfe und Führungs­
a ufsichtssteI le werden vo n der E inrichtung frühzei­
t ig unterrichtet und betei l igen sich a n  der sozia len  
und berufl ichen E ingl iederung der U ntergebrach­
ten . 

(3 )  Den U ntergebrachten können Aufentha lte in  
E inr ichtungen a u ßerha l b  des Vo l lzugs ( Ü berga ngs­
e inrichtungen) gewährt vverden,  wenn dies zur Vo r­
bereitung der E ing l iederung erfo rder l ich ist .  I hnen 
ka nn auch e in zusa mmenhängender La ngzeitaus­
ga ng bis zu sechs Monaten gewährt werden ,  wenn 
d ies zur Vo rbereitung der E ingl iederung erfo rder l ich 
ist . § 41 Abs.  2 sowie § 43 gelten entsprechend. 

§ 49 
Entlassung 

( 1 ) Die U ntergebrachten so l len am Tag ihrer Entlas­
sung mögl ichst frühzeit ig , jedenfa l ls  noch a m  Vo r­
mitta g ,  entlassen werden .  

(2 )  Der  Entlassungszeitpunkt ka nn bis zu fünf Tage 
vo rverlegt werden,  wenn d ie Untergebrachten zu 
ihrer E ing l iederung h ierauf dr ingend a ngewiesen 
s ind .  

(3 )  Bedü rftigen U ntergebrachten ka nn eine Entlas­
sungsbeihi lfe in  Fo rm eines Reisekostenzuschus­
ses, a ngemessener K le idung oder einer so nstigen 
notwendigen U nterstützung gewäh rt werden .  

(4 )  Be i  Bedarf so l l  d ie E inr ichtung den Tra nspo rt i n  
e ine  Unterkunft sicherstel len . 

§ 50 
Nachgehende Betreuung 

( 1 )  Die Einr ichtung ka nn den Entlassenen a uf An­
trag H i lfeste l lung gewähren, soweit diese n icht an­
derweitig zur  Verfügung steht und der Erfo lg  der 
Beha ndlung gefährdet erscheint.  

(2 )  Mit Zust immung des Leiters der  E inr ichtung 
können Bedienstete a n  der nachgehenden Betreu­
ung Entlassener mit deren Einverständnis mitwir­
ken ,  wenn a nso nsten d ie E ing l iederung gefäh rdet 
wäre. Die nachgehende Betreuung kann auch au­
ßerha lb  der Einr ichtung erfo lgen .  

§ 51  
Verbleib oder  Aufnahme 

a uf fre iwi l l iger  G rundlage 

( 1 )  Sofern es d ie  Belegungssituation  zulässt, kön­
nen d ie U ntergebrachten auf Antrag  a usna hms­
weise vorübergehend in  der  E inr ichtung verble iben 
oder wieder a ufgenommen werden ,  wenn d ie Ein­
g l iederung gefährdet und ein Aufentha lt in  der  E in­
r ichtung aus d iesem Grunde gerechtfertigt ist. Die 
U nterbringung erfolgt auf vertrag l icher Basis. 

(2) Gegen d ie in der  E inrichtung untergebrachten 
Ent lassenen dürfen Maßna hmen des Vo l lzugs n icht 
mit unmittelba rem Zwang durchgesetzt werden . 

(3 )  Bei Störung des Betriebs der  E inrichtung durch 
d ie Entlassenen oder aus vo l lzugso rga n isatorischen 
Gründen kann d ie Unterbr ingung jederzeit beendet 
werden .  

(4 )  Auf ihren Antrag  s ind  d ie  verbl iebenen oder a uf­
geno m menen Personen unverzüg l ich zu entlassen . 

Abschnitt IX 
Grundversorgung und Freizeit 

§ 52 
Einbr ingen vo n Gegenständen 

Gegenstände d ü rfen d urch o der für d ie U nterge­
brachten nur mit Zust immung der E inrichtung ein­
gebracht werden .  Die E inrichtung ka nn die Zustim­
mung verweigern,  wenn d ie Gegenstände geeignet 
s ind,  die Sicherheit oder  in  schwerwiegender Weise 
d ie O rdnung der  Einr ichtung oder d ie  Erre ichung 
des Vo l lzugsziels zu gefährden oder i h re Aufbewah­
rung nach Art oder Umfang offensichtl ich ' n icht 
mögl ich ist .  

§ 5 3  
Gewahrsa m a n  Gegenständen 

Die E inrichtung kann Annahme und Abgabe vo n 
Gegenständen zwischen Untergebrachten und den 
Gewah rsa m  a n  ihnen vo n ihrer  Zustim mu ng a bhän­
g ig  machen . Sie ka nn d ie Zustim mu ng unter den 
Vo raussetzungen des § 5 2  Satz 2 verweigern . 

§ 54 
Ausstattung des Zimmers, Besitz an 

rel ig iösen Schriften und Gegenständen 

( 1 ) Die U ntergebrachten d ü rfen ihr Zimmer mit ei­
genen Gegenständen a usstatten oder diese dort 
aufbewa hren .  Gegenstände, d ie  einzeln oder in ih­
rer Gesa mtheit geeignet sind, d ie Sicherheit oder  in  
schwerwiegender Weise d ie  Ordnung der  E inr ich­
tung , insbesondere d ie  Ü bersichtl ichkeit des Zim­
mers, oder d ie Erreichung des Vol lzugsziels gefäh r­
den,  dürfen n icht in das Zimmer eingebracht wer­
den oder werden da raus entfernt . 

(2 )  Die U ntergebrachten d ü rfen grund legende rel i­
g iöse Schriften sowie in  a ngemessenem Umfa ng 
Gegenstände des re l ig iösen Gebra u chs besitzen .  
Diese dürfen den  Untergebrachten nur  be i  g robem 
Missbrauch entzogen werden .  

§ 55 
Aufbewa hrung und Vernichtung 

vo n Gegenständen 

( 1 )  Gegenstände, d ie d ie  U ntergebrachten nicht im 
Zimmer a ufbewahren d ü rfen oder wo l len,  werden 
vo n der E inr ichtung a ufbewa h rt, soweit dies nach 
Art und U mfang mögl ich ist . 

(2 )  Den U ntergebrachten wird Ge legenheit gege­
ben, ih re Gegenstände, d ie s ie während des Vo l l ­
zugs und für ihre Entlassung n icht benötigen,  zu 
versenden . § 3 9  Abs. 6 g i lt entsprechend. 
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(3 )  Werden Gegenstände, deren Aufbewahrung 
nach Art oder Umfang n icht mögl ich ist ,  vo n den 
U ntergebrachten trotz Auffo rderung n icht aus der 
E inr ichtung verbracht, darf die E inrichtung diese 
Gegenstände a uf Ko sten der  Untergebrachten au­
ßerha lb  der E inr ichtung verwahren,  verwerten o der 
vern ichten .  Für die Vo ra ussetzungen u nd das Ver­
fah ren der Verwertung und Vern ichtung g i lt § 21 3 
Landesverwa ltungsgesetz entsprechend . 

(4) Aufzeichnungen u nd a ndere Gegenstände, d ie  
Kenntnisse über Sicherungsvo rkehrungen der E in­
r ichtung vermitteln  oder Schlussfo lgerungen auf 
d iese zulassen, dürfen vernichtet oder  unbrauchba r  
gemacht werden .  

§ 56  
Zeitungen und Zeitschriften 

Die Untergebrachten dürfen auf eigene Kosten Zei­
tungen und Zeitschriften d u rch  Vermittlung der E in­
r ichtung beziehen.  Ausgesch lossen sind led ig l ich 
Zeitungen und Zeitschriften,  deren Verbreitung mit 
Strafe oder Geldbuße bedro ht ist.  Einzelne Ausga­
ben oder Tei le  vo n Zeitungen oder Zeitschr iften 
können den Untergebra chten vo rentha lten oder 
entzogen werden,  wenn deren Inha lte d ie Errei­
chung des Vo l l zugsziels oder d ie Sicherheit oder in 
schwerwiegender Weise d ie  Ordnung der  E inrich­
tung erhebl ich gefährden würden . 

§ 57  
Rundfunk, Info rmatio ns- und 

Unterha ltungselektron ik  

( 1 )  Der  Zugang zum Rundfunk ist zu ermög l ichen . 

( 2 )  Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte werden 
zugelassen, wenn n icht Grü nde des § 54 Abs. 1 
Satz 2 entgegenstehen.  Andere Geräte der  Info r­
mations- und Unterha ltungselektron ik  können un­
ter d iesen Vo raussetzungen zugelassen werden .  
D ie  Untergebrachten können auf Mietgeräte oder  
a uf ein Medieqsystem verwiesen werden . § 38 
ble ibt unberührt .  

§ 58  
K le idung 

( 1 )  Die U ntergebrachten dürfen e igene Kle idung 
tragen und e igene Wäsche benutzen .  Auf Antrag  
stel lt d ie E inr ichtung den  Untergebrachten Kle idung 
und Wäs'che zur  Verfügung und o rdnet diese per­
sönl ich zu .  

(2 )  Sofern d ie  U ntergebrachten n icht fü r  e ine  regel­
mäßige Reinigung und I nsta ndsetzung ihrer eige­
nen Kleidung und Wäsche auf ihre Ko sten so rgen,  
können sie verpf l ichtet werden,  vo n der  E inr ich­
tung gestel lte K leidung und Wäsche zu benutzen .  

§ 5 9  
Verpflegung u n d  E inkauf 

( 1 ) Die Untergebrachten d ü rfen sich selbst verpfle­
gen,  soweit n icht d ie Sicherheit oder  schwerwie-

gende Gründe der  Ordnung der E inrichtung entge­
genstehen . 

(2 )  Verpflegen sich d ie  U ntergebrachten selbst, tra­
gen sie d ie  Ko'sten und werden vo n der  Gemein­
schaftsverpflegung der E inrichtung ausgeno m men .  
D ie  Einr ichtung unterstützt d ie  Untergebrachten 
durci1 e inen zweckgebundenen Zuschuss in  Höhe 
der  erspa rten Aufwendungen.  Die E inr ichtung ka nn 
stattdessen Lebensmitte l zur Verfügung ste l len .  

(3 )  Soweit s ich  d ie  Untergebrachten n icht selbst 
verpflegen, nehmen sie an der Gemeinschaftsver­
pflegung der E inr ichtung tei l .  Zusa mmensetzung 
und Nährwert der Gemeinschaftsverpf legung ent­
sprechen den Anfo rderungen an eine gesunde Er­
nährung und werden ärzt l ich überwacht.  Auf ärztl i­
che Ano rdnung wird beso ndere Verpflegung ge­
währt .  Den U ntergebrachten ist zu ermögl ichen, 
Speisevo rschriften ih rer  Rel ig io nsgemeinschaft zu 
befo lgen .  

(4 )  Den Untergebrachten wird ermög l icht,  m indes­
tens e inma l  wöchentl ich e inzukaufen .  Die E inrich­
tung wirkt a uf e in  Angebot hin,  das auf Wünsche 
und Bedürfn isse der  U ntergebrachten Rücksicht 
n immt . Das Verfah ren des E inka ufs regelt d ie Le ite­
rin oder  der  Leiter der  Einr ichtu ng .  Na hrungs-,  Ge­
nuss- und Körperpflegemittel können nur vo m 
Ha us- und Taschengeld, a ndere Gegenstände in an­
gemessenen U mfa ng auch vo m Eigengeld, einge­
ka uft werden.  

§ 60 
Freizeit 

( 1 ) Die U ntergebrachten erha lten Gelegenheit und 
Anregung,  ih re Freizeit s innvo l l  zu gesta lten .  Die 
E inrichtung hat insbeso ndere Angebote zur sportl i ­
chen und kulturel len Betätigung sowie Bi ldu ngsan­
gebote vo rzuha lten .  D ie  Benutzung e iner  a ngemes­
sen a usgestatteten Bücherei ist zu ermögl ichen . 

( 2 )  Die Untergebrachten sind zur  Te i lnahme a n  An­
geboten der Freizeitgesta ltung zu motivieren .  Die 
Gesta ltung der Freizeit ka nn auch dazu d ienen,  d ie 
Untergebrachten a n  a ndere Ma ßna hmen heranzu­
führen .  

Abschnitt X 
Vergütung, Gelder der U ntergebrachten und 

Kosten 

§ 6 1  
Arbeitsentgelt 

( 1 )  U ntergebrachte, die eine a ngebotene Arbeit 
oder  a rbeitsthera peutische Beschäft igung a usüben, 
erha lten ein Arbeitsentgelt ,  welches mit 1 6  % der  
Bezugsgröße nach § 1 8  des Vierten Buches So zia l­
gesetzbuch - Gemeinsame Vo rschriften f�r d ie  So ­
zia lversicherung - (Eckvergütung) bemessen wird. 
E in Tagessatz ist der  zweihundertfünfzigste Tei l  der 
Eckvergütung . 
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(2 )  Das Arbeitsentgelt kann je nach Leistung der  
U ntergebrachten u nd der  Art  der  Arbeit gestuft 
werden . 75 % der Eckvergütung dürfen n icht un­
terschritten werden .  Das für Justiz zuständige Mi­
n isterium wird ermächtigt, in e iner Rechtsvero rd­
nung Vergütungsstufen zu best immen.  

(3 )  Soweit Beiträge zur Bundesagentur für  Arbeit 
zu entr ichten sind, ka nn vo m Arbeitsentgelt oder  
der  Ausbi ldungsbeihi lfe e in  Betrag  einbeha lten wer­
den,  der dem Anteil der U ntergebrachten am Bei­
trag entsprechen würde, wenn sie diese Vergütung 
a ls Arbeitnehmer erhielten. 

(4) Die Höhe der Vergütung ist den U ntergebrach­
ten schrift l ich beka nnt zu gebe n .  

§ 6 2  
Ausbi ldungsbeihi lfe 

( 1 )  Nehmen die U ntergebrachten an einer Maß­
na hme der berufl ichen oder schul ischen Aus- und 
Weiterbi ldung tei l ,  erha lten sie eine Ausbi ldungs­
beihi lfe, soweit ihnen keine Leistungen zum Lebens­
u nterha lt zustehen,  die freien Perso nen aus so l­
chem Anlass gewährt werden . Der Nachrang der 
Sozia l hi lfe nach § 2 Abs. 2 des Zwölften Buches 
So zia lgesetzbuch wird n icht berührt.  

(2) Für d ie  Bemessung der Ausbi ldungsbeihi lfe gi lt 
§ 61 entsprechend. Die Regelung für d ie  FreisteI­
lung vo n dei Arbeit nach  § 26 ist entsprechend an­
zuwenden . 

§ 63 
Entge ltfo rtzah lung 

Nehmen d ie U ntergebrachten während der Arbe its­
zeit an einzel- oder gruppentherapeutischen Maß­
na hmen,  an Ma ßna hmen zur Behand lung vo n 
Suchtmittela bhängigkeit und -missbrauch,  a n  Trai­
n ingsma ßna hmen zur Verbesserung der sozia len 
Ko mpetenz sowie so zia lthera peutischen Behand­
lu ngsma ßna hmen tei l ,  erha lten sie e ine Entgeltfo rt­
za h lung in Höhe des ihnen dadurch entgehenden 
Arbeitsentgelts gemäß § 6 1  Abs. 1 oder der  ihnen 
dadurch  entgehenden Ausbi ldungsbeih i lfe gemäß 
§ 62 Abs. 2 .  

§ 64 
Eigengeld 

( 1 )  Das Eigengeld besteht aus den Beträgen,  d ie  
d ie  Untergebra chten bei  Aufnahme in den Vo l lzug 
m itbringen u nd die s ie während des Vo l lzugs erha l ­
ten,  u nd den Tei len der Vergütung,  d ie nicht a ls  
Ha usgeld oder  Überbrückungsgeld in  Anspruch ge­
no m men werden.  

( 2 )  Hat das Ü berbrückungsgeld noch  n icht d ie  nach 
§ 69 Abs.  1 bestim mte Höhe erreicht, ist d ie  
Verfügung über das Eigengeld in  Höhe des U nter­
schiedsbetrages a usgeschlossen.  § 69 Abs. 3 
Satz 2 g i lt entsprechend. 

§ 65 
Taschengeld 

Untergebrachten wird auf  Antrag Taschengeld ge­
währt ,  soweit s ie bedürftig s ind.  Die Höhe wird auf 
24 % der Eckvergütung nach § 6 1  Abs. 1 bemes­
sen.  Untergebrachte, d ie an e inzel- oder  gruppen­
thera peutischen Maßnahmen,  a n  Ma ßna hmen zur 
Beha ndlung vo n Suchtmittela bhängigkeit und 
-missbrauch,  a n  Tra in ingsmaßnahmen zur Verbes­
serung der sozia len Ko mpetenz sowie sozia lthera­
peutischen Behand lungsma ßnahmen te i lnehmen,  
erha lten e in  Taschengeld in  Höhe vo n 36  % der 
Eckvergütung . 

§ 66 
Ko nten,  Bargeld 

( 1 )  Gelder der  U ntergebrachten werden auf  Ha us­
geld-, Überbrückungsgeld- und Eigengeld ko nten in 
der  E inrichtung gefüh rt .  Für Freigänger ( §  ·41 
Abs.  1 N r. 4) sind Ausna hmen mit Zustimmung 
der  Ansta ltsleitung zulässig .  

(2 )  Der  Besitz vo n Ba rgeld in  der  E inrichtung ist 
den Untergebrachten n icht gestattet . Über Ausnah­
men entscheidet d ie  Leiterin oder der  Leiter der E in­
r ichtung . 

(3 )  Geld in Fremdwährung wird zur  Ha be genom­
men .  

§ 67 
Hausgeld 

( 1 )  Das Hausgeld wird aus d rei" Siebte ln  der i n  die­
sem Gesetz geregelten Vergütung gebi ldet. 

(2) Für U ntergebrachte, d ie  aus einem freien Be­
schäft igungsverhältnis, aus einer Selbstbeschäfti­
gung oder a nderweitig regelmäßige E inkünfte 
ha ben, wird da raus ein angemessenes monatl iches 
Ha usgeld festgesetzt . 

(3 )  Für Untergebrachte, d ie  über Eigengeld ( §  64) 
verfügen u nd keine h inreichende Vergütung nach 
d iesem Gesetz erha lten ,  g i l t  Absatz 2 entspre­
chend. 

(4) Die Untergebrachten dürfen über das Hausgeld 
im Rahmen der Bestim mungen d ieses Gesetzes 
verfügen . Der Anspruch a uf Auszah lung ist n icht 
übertragba r. 

§ 68 
Zweckgebundene Einzah lungen 

Für Maßna hmen der  E ingl ie·derung,  insbeso ndere 
Kosten der Gesundheitsfürso rge und der Aus- und 
Fo rtbi ldung,  und für  Ma ßna h men der  Pflege so zia­
ler  Beziehungen,  insbesondere Te lefo n ko sten und 
Fa hrtkosten an lässl ich vo l lzugsöffnender Maßnah­
men,  ka nn zweckgebunden Geld eingeza h lt wer­
den .  Das Geld da rf nur  für d iese Zwecke verwen­
det werden . Der Anspruch a uf Auszahlung ist n icht 
übertragba r. 
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§ 69  
Überbrückungsgeld 

( 1 )  Das Überbrückungsgeld wird aus den in  diesem 
Gesetz geregelten Bezügen ( §  § 6 1 , 62, 63)  und 
aus den Bezügen der  Untergebrachten gebi ldet, d ie  
in e inem freien Beschäft igungsverhältnis stehen 
oder denen gestattet ist ,  s ich selbst zu beschäfti­
gen ( §  2 5 ) '  soweit die Bezüge den U ntergebrach­
ten n icht a ls  Hausgeld zur Verfügung stehen und 
das Überbrückungsgeld noch n icht d ie  angemes­
sene Höhe erreicht hat .  Die a ngemessene Höhe 
wird vo n der Aufsichtsbehörde ( §  1 1 1 ) festgesetzt . 

(2 )  Das Ü berbrückungsgeld d ient dem Lebensun­
terha lt der  U ntergebrachten und ihrer U nterha ltsbe­
rechtigten für die ersteh vier Wo chen nach ihrer 
Entlassung . Es wird den U ntergebrachten bei der 
Ent lassung in  d ie  Freiheit ausgezah l t .  Die E inrich­
tung ka nn es ga nz o der zum Tei l  den Bewährungs­
helferinnen und Bewährungshelfern oder einer mit 
der Entlassenenbetreuung befassten Stelle . über­
weisen, die da rüber entscheiden, wie das Geld in­
nerha lb  der ersten vier Wochen nach der Entlas­
sung an d ie U ntergebrachten a usgezahlt  wi rd .  
D ie  Bewährungshelferinnen und  Bewährungshelfer 
und die mit der Entlassenenbetreuung befasste 
Stel le sind verpfl ichtet, das Ü berbrückungsgeld 
vo n ihrem Vermögen gesondert zu ha lten .  M it 
Zustimmung der Untergebrachten kann das Über­
brückungsgeld auch den Unterha ltsberechtigten 
überwiesen werden . 

(3 )  Die U ntergebrachten d ü rfen vo r ihrer Entlas­
sung nicht über das Überbrückungsgeld verfügen . 
Die E inrichtungsleitung ka nn jedo ch gestatten,  
dass das Überbrückungsgeld in  Anspruch genom­
men wird 

1 .  für not�endige Ma ßna hmen zur Vo rbereitung 
der  E ing l iederung ,. insbesondere zur  Erlangung 
e ines Arbeitsplatzes u nd einer U nterkunft, oder  

2 .  be i  Aufnahme e ines freien Beschäftigungsver­
hä ltnisses oder einer Selbstbeschäft igung au­
ßerha lb der  E inrichtung in den ersten beiden 
Mo naten zur Fina nzierung der h ierfür erfo rder l i ­
chen M itte l ,  insbesondere vo n Kleidung und 
Kosten zu benutzender Verkehrsmitte l ,  

wenn d ie Maßna hmen o h n e  d ie I na nspruchnahme 
des  Überbrückungsgeldes gefährdet wären .  

(4 )  Fü r  d ie  Pfändba rkeit des  Überbrückungsgeldes 
g i lt § 5 1  Abs. 4 und 5 des Strafvo l lzugsgesetzes 
entsprechend.  

§ 70 
Ko sten 

( 1 )  Die Untergebrachten werden an den Kosten des 
Vo l lzugs ih rer  Unterbr ingung in der Sicherungsver­
wa hrung nicht betei l igt ,  soweit d ieses Gesetz 
n ichts a nderes best immt.  

(2 )  D ie Untergebrachten können a n  den Betriebs­
ko sten der in ih rem Gewahrsam befindl ichen Ge­
räte betei l igt werden .  

Abschnitt X I  
Gesundheitsfürsorge 

§ 7 1  
Art und  Umfang der  mediz in ischen Le istungen,  

Kostenbetei l igung 

( 1 ) Die Untergebrachten ha ben e inen Anspruch a uf 
notwendige, a usreichende und zweckmäßige medi­
z in ische Leistungen unter Bea chtung des Grundsat­
zes der Wirtschaftl ichkeit und unter Berücksichti­
gung des a l lgemeinen Sta nda rds der gesetzl ichen 
Kra n kenversicheru ng .  Der Anspruch umfasst a uch 
Vo rso rgeleistungen,  ferner d ie  Verso rgung mit me­
diz in ischen H i lfsmitte ln ,  soweit diese m it Rücksicht 
auf  d ie  Dauer des Freihe itsentzugs nicht unge­
rechtfertigt ist und d ie H i lfsmittel n icht a ls  a l lge­
meine Gebra uchsgegenstände des tägl ichen Le­
bens a nzusehen s ind .  

(2 )  An den Ko sten nach Absatz 1 können d ie Un­
tergebrachten in  a ngemessenem U mfa ng bete i l igt 
werden,  höchsten::; jedoch bis zum U mfa ng der  Be­
te i l igung verg leichba rer gesetzl ich Versicherter. Für 
Leistu ngen, d ie  über Absatz 1 hinausgehen, kön­
nen den Untergebrachten d ie gesa mten Kosten 
a uferlegt werden .  

(3 )  Den U ntergebrachten ist nach Anhörung des 
ärzt l ichen Dienstes auf  ihren Antrag h in  zu gestat­
ten, a uf ihre Ko sten externen ärzt l ichen Rat einzu­
ho len .  U m  eine Bee inträchtigung der Beha ndlung 
der Untergebrachten zu vermeiden,  kann die Er­
la ubnis versagt werden,  wenn d ie Untergebrachten 
d ie gewäh lte ärzt l iche Vertrauensperso n und den 
ärzt l ichen Dienst n icht wechselseitig vo n der  
Schweigepf l icht entbinden oder  wenn es zur Auf­
rechterha ltung der Sicherheit oder zur  Abwehr 
schwerwiegender Gefahren für d ie  Ordnung der 
Einr ichtung erfo rder l ich ist . Die Ko nsu ltatio n  so l l  in  
der  E inr ichtung stattfinden . 

(4) Für we.ibl iche Untergebrachte gelten auch d ie 
§ § 76 ,  7 7  des Strafvo l lzugsgesetzes. 

§ 72  
Durchführung der  medizinischen Leistungen,  

Fo rderungsüberga ng 

( 1 )  Medizin ische Diagnose, Beha nd lung und Verso r­
gung kra n ker und h i lfsbedü rftiger Untergebrachter 
erfo lgen in der Einr ichtung, erfo rderl ichenfa l ls  in ei­
ner .h ierfür besser geeigneten Einr ichtung oder ei­
nem Vo l lzugskra n kenha us, a usna hmsweise auch 
a u ßerha lb  des Vo l lzugs. 

(2) Wird die Vo l lstreckung der Ma ßregel während 
einer Beha ndlung vo n U ntergebrachten u nterbro­
chen o der beendet, hat das La nd nur  d iejenigen 
Kosten zu tragen,  d ie  bis zur U nterbrechung oder 
Beendigung der Vo l lstreckung a ngefa l len s ind .  
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(3 )  Gesetzl iche Schadensersatza nsprüche, d ie  Un­
tergebrachten info lge e iner  Körperver letzung gegen 
Dritte zustehen,  gehen insoweit auf das La nd über, 
a ls  den U ntergebrachten Leistungen na ch § 7 1  
Abs. 1 zu  gewähren s ind .  Vo n der  Geltendmachung 
der  Ansprüche ist  im I nteresse Untergebrachter a b­
zusehen, wenn hierdurch die Erreichung des Vo l l ­
zugszie ls gefährdet würde. 

§ 73 
Ärztl iche Beha nd lung zur 

sozia len E ing l iederung 
Mit Zust immung der U ntergebrachten so l l  d ie  E in­
r ichtung ärztl iche Beha nd lu ngen,  insbesondere 
O peratio nen oder prothetische Ma ßnahmen,  durch­
führen lassen,  d ie d ie so zia le  E ing l iederung fördern . 
Die Kosten tragen die Untergebrachten. Sind sie 
dazu nicht in der  Lage, ka nn d ie E inrichtung d ie 
Kosten in  begründeten Fä l len in  a ngemessenem 
Umfang übernehmen.  

§ 74 
Gesundheitsschutz u nd Hygiene 

( 1 )  Die E inrichtung unterstützt d ie  Untergebrachten 
bei der  Wiederherste l lung und Erhaltung ih rer  kör­
per l ichen, ge istigen und seel ischen Gesund heit .  
Sie fördert das Bewusstsein für gesunde Ernährung 
und Lebensführu ng .  Die Untergebrachten ha ben 
d ie notwendigen Ano rdnu ngen zum Ges.undheits­
schutz und zur Hygiene zu befo lgen .  
(2 )  Den U ntergebrachten wird ermögl icht, s ich  täg­
l ich mindestens zwei Stunden im Freien a ufzuha l­
ten . 

§ 7 5  
Kra n kenbehandlung während Lockerungen 

( 1 ) Während Lo ckerungen ha ben d ie U ntergebrach­
ten e inen Anspruch auf medizinische Leistungen 
gegen das La nd nur  in der  für sie zuständigen E in­
r ichtung . § 42 ble ibt unberührt .  
( 2 )  Der Anspruch auf Leistungen ruht, so la nge die 
Untergebrachten a ufgrund eines freien Beschäfti­
gungsverhältnisses kra n kenversichert s ind.  

§ 76 
Zwangsma ßna hmen a uf dem Gebiet 

der  Gesundheitsfürso rge 
( 1 ) Medizinische Untersuchung und Behandlung 
sowie Ernährung s ind zwa ngsweise nur  be i  Lebens­
gefahr, bei schwerwiegender Gefa h r  für die Ge­
sundheit der Untergebrachten oder bei Gefahr  für 
d ie Gesundheit a nderer  Personen zulässig;  d ie  
Ma ßna hmen müssen für d ie Betei l igten zumutba r  
u n d  dürfen n icht mit erhebl icher Gefahr  f ü r  Leben 
oder Gesund heit der U ntergebrachten verbunden 
sein . Zur Durchführung der  Ma ßna hmen ist d ie Ein­
r ichtung nicht verpf l ichtet, so lange vo n einer freien 
Wi l lensbest immung der Untergebrachten a usge­
ga ngen werden ka n n .  

(2 )  Z u m  Gesund heitsschutz u n d  z u r  Hygiene ist d ie 
zwa ngsweise körper l iche Untersuchung außer  im 
Fal l  des Absatz 1 zulässig,  wenn· sie nicht m it ei­
nem körper l ichen Eingriff verbunden ist . 
(3 )  Die Ma ßna hmen dürfen nur  vo n der  Leiterin 
oder dem Leiter der  E inr ichtung auf der Grundlage 
einer ärztl ichen Ste l lungnahme angeo rdnet wer­
den . Durchführung und Ü berwachung unterstehen 
ä rztl icher Le itung . U nberührt ble ibt d ie  Leistung 
erster H i lfe für den Fa l l ,  dass eine Ärztin oder ein 
Arzt n icht rechtzeitig erreichba r  und mit e inem Auf­
schub Lebensgefa h r  verbunden ist. 

§ 7 7  
Benachr ichtigungspfl icht 

Erkranken U ntergebrachte schwer oder versterben 
sie, werden die Angehörigen benachrichtigt.  Dem 
Wunsch der  Untergebrachten,  auch a ndere Perso­
nen zu benachrichtigen ,  so l l  nach Mögl ichkeit ent­
sprochen werden . 

Abschnitt XII 
Religionsausübung 

§ 78 
Seelso rge 

Den Untergebrachten darf rel igiöse Betreuung 
durch eine Seelso rgerin oder  einen Seelso rger ih rer  
Rel ig io nsgemeinschaft n icht  versagt werden . Auf 
Wunsch ist ihnen zu helfen ,  mit e iner Seelso rgerin 
oder einem Seelso rger  in  Verbindung zu treten . 

§ 7 9  
Rel ig iöse Vera nsta ltungen 

( 1 )  Die U ntergebrachten ha ben das Recht, am Got­
tesdienst und an a nderen re l ig iösen Vera nstaltun­
gen te i lzunehmen . 
(2 )  Die Zulassung zu Gottesd iensten oder  re l ig iö-. 
sen Vera nsta ltungen e iner a nderen Rel ig io nsge­
meinschaft bedarf der Zust immung der Seelso rge­
r in oder des Seelso rgers der  Rel ig io nsgemein­
schaft. 
(3) Untergebrachte können vo n der Tei l nahme a m  
Gottesdienst oder anderen rel ig iösen Vera nsta ltun­
gen a usgeschlossen werden ,  wenn dies aus über­
wiegenden Gründen der Sicherheit oder aus 
schwerwiegenden Grü nden der  Ordnung geboten 
ist; die Seelso rger in oder der  Seelso rger so l l  vo rher 
gehört werden . 

§ 80 
Welta nscha uungsgemeinschaften 

Für Angehörige welta nscha u l icher Bekenntnisse 
gelten § 54 Abs. 2 ,  § 78 und § 79  entsprechend. 

Abschnitt XI I I  
Sicherheit und Ordnung 

§ 81 
G rundsatz 

( 1 )  Sicherheit u nd Ordnung der E inrichtung bi lden 
d ie G rundlage des auf d ie Erre ichung des Vo l lzugs-
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ziels a usgerichteten Lebens i n  der  E inrichtung und 
tragen dazu bei ,  dass in  der  E inrichtung ein gewa lt­
freies K l ima herrscht. 

(2) Die Pfl ichten und Beschränkungen,  d ie  den U n­
tergebrachten zur Aufrechterha ltung der Sicherheit 
oder Ordnung der E inrichtung a uferlegt werden,  
s ind so zu wählen,  dass sie in  e inem a ngemesse­
nen Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und d i e  U n­
tergebrachten nicht mehr und n icht länger a ls  not­
wendig beeinträchtigen.  

§ 82 
Al lgemeine Verha ltenspflichten 

( 1 )  Die Untergebrachten ha ben sich so zu verha l­
ten ,  dass ein geo rdnetes Zusammenleben in der  
E inrichtung mögl ich ist .  I h r  Bewusstsein hierfür ist 
zu entwicke ln  und zu stärken .  Die U ntergebrachten 
sind zu e invernehml icher Stre itbei legung zu befähi­
gen . 

(2 )  Die U ntergebrachten ha ben d ie Ano rdnungen 
der Bediensteten zu befo lgen,  auch wenn sie s ich 
durch d iese beschwert fühlen . 

(3 )  Die Untergebrachten ha ben ihr  Z immer u nd d ie 
ihnen vo n der  E inrichtung überlassenen Sa chen in 
Ordnung zu ha lten und scho nend zu beha nde l n .  

( 4 )  Die U ntergebrachten ha ben U mstände, d i e  e ine 
Gefahr  für das Leben oder e ine erhebl iche Gefahr  
für  d ie Gesundheit e iner  Person bedeuten, unver­
zügl ich zu melden . 

§ 83 
Absuchung,  Durchsuchung 

( 1 )  Die U ntergebrachten, ih re Sachen und d ie Zim­
mer dürfen mit technischen Mitteln o der so nstigen 
H i lfsmitte ln  a bgesucht und durchsucht werden . 
Die Durchsuchung männ l icher U ntergebrachter 
da rf nur vo n Männern, die Durchsuchung weibli­
cher Untergebrachter darf nur vo n Frauen vo rge­
no m men werden.  Das Scha mgefüh l  ist zu scho­
nen .  

( 2 )  Nur  be i  Gefahr  im Verzug oder  auf  Ano rdnung 
der  Leiterin o der des Leiters der E inr ichtung ist es  
im Einzelfa l l  zu lässig,  e ine mit  e iner Entkleidung 
verbundene körperl iche Durchsuchung '  vo rzuneh­
men. Sie da rf bei männ l ichen Untergebrachten nur  
in Gegenwa rt vo n Männern,  bei weib l ichen U nter­
gebrachten nur in  Gegenwa rt vo n Frauen erfo lgen .  
S ie  ist in einem geschlossenen Ra um durchzufüh­
ren .  Andere Untergebrachte dürfen n icht a nwesend 
se in .  

(3 )  Die Leiterin oder der Leiter der E inr ichtung ka nn 
a l lgemein a no rdnen,  dass d ie U ntergebrachten in  
der  Regel be i  der  Aufnahme, vo r und nach  Ko nta k­
ten mit Besuchern sowie vo r und nach  jeder Abwe­
senheit vo n der  E inrichtung nach Absatz 2 zu 
d u rchsuchen s ind,  wenn d ies aus G ründen der Si-

cherheit oder aus schwerwiegenden Grü nden der 
Ordnung erfo rder l ich ist . 

§ 84 
Sichere U nterbringung 

U ntergebrachte können in  e ine E inr ichtung verlegt 
werden,  die zu ihrer s icheren Unterbr ingung besser 
geeignet ist, wenn in  erhöhtem Maße d ie Gefa h r  
d e r  Entweichung o d e r  Befreiung gegeben ist oder 
so nst ih r  Verha lten oder ih r  Zustand eine Gefahr  für  
d ie Sicherheit der  Einr ichtung darstel lt. 

§ 8 5  
Ma ßna hmen z u r  Feststel lung 

vo n Suchtmittelgebrauch 

( 1 )  Zur Aufrechterha ltung der  Sicherheit oder Ord­
nung der E inrichtung ka nn d ie Leiterin oder der Lei­
ter der  Einr ichtung a l lgemein oder im  E inzelfa l l  
Ma ßna hmen a no rdnen,  d ie  geeignet sind, den  Ge­
bra uch vo n Suchtmitte ln  festzustel len .  Diese Maß­
na hmen dürfen n icht mit e inem körperl ichen Ein­
g riff verbu nden sei n .  

( 2 )  Verweigern U ntergebrachte d i e  M itwirkung a n  
Ma ßna hmen nach  Absatz l ohne h inreichenden 
G rund,  ist davo n auszugehen, dass SuchtmitteIfrei­
heit n icht gegeben ist. 

(3) Wird verbotener Suchtmittelgebrauch festge­
stel lt ,  können die Ko sten der Ma ßna hmen den Un­
tergebrachten auferlegt werden . 

§ 8 6  
Festnah merecht 

U ntergebrachte, die entwichen sind oder  sich so nst 
ohne Erlaubnis außerha lb  der E inrichtung . a ufhal ­
ten, können durch d ie E inr ichtung oder auf  deren 
Veran lassung festgenommen und zurückgebracht 
werden .  Führt d ie Verfo lgung oder die vo n der Ein­
richtung veran lasste Fa hndung nicht a lsba ld zur  
Wiedererg reifung ,  s ind die weiteren Maßna hmen 
der  Vo l lstreckungsbehörde zu ü berlassen .  

§ 8 7  
Besondere Sicherungsma ßna hmen 

( 1 )  Gegen Untergebrachte können besondere Si­
Qherungsmaßnahmen a ngeo rdnet werden,  wenn 
nach ih rem Verha lten oder aufgrund ihres see l i­
schen Zusta ndes in erhöhtem Maße d ie Gefahr  der 
Entweichung,  vo n Gewa lttätigkeiten gegen Perso­
nen oder  Sachen,  der  Sel bsttötung oder  der  Selbst­
verletzung besteht. 

(2 )  Als besondere Sicherungsma ßna hmen sind zu­
lässig :  

1 .  der Entzug oder  d i e  Vo rentha ltung vo n Gegen­
ständen,  

2 .  d ie  Beo bachtung der U ntergebrachten,  a uch mit  
technischen H i lfsmittel n ,  

3 .  d ie  Trennung vo n a l len a nderen Untergebrachten 
(Absonderung) , 
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4.  der Entzug oder d ie  Beschränkung des Aufent­
ha lts im Freien,  

5 .  d ie  U nterbringung in einem beso nders gesicher-
ten Raum ohne gefährdende Gegenstände und 

6. d ie  Fesselung . 

(3 )  Maßnahmen nach Absatz 2 N r. 1 und 3 bis 5 
sind auch zu lässig,  wenn d ie Gefahr  einer Befrei­
ung oder  eine schwerwiegende Störung der Ord­
nung anders n icht vermieden oder  beho ben werden 
kan n .  

( 4 )  Eine Absonderung vo n m e h r  a l s  vierundzwanzig 
Stunden Dauer ist nur  zulässig , wenn sie zur  Ab­
wehr e iner in der Perso n der Untergebrachten l ie­
genden Gefahr  unerlässl ich ist .  

( 5 )  In  der  Regel dürfen Fesseln nur  an den Händen 
oder an den Füßen angelegt werden . Im I nteresse 
der Untergebrachten kann die Leiterin oder der Lei­
ter der  Einr ichtung eine andere Art der  Fesselung 
a nordnen . Die Fesselung wird zeitweise gelockert ,  
soweit d ies notwendig ist. 

(6) Besteht d ie  Gefahr  der  Entweichung,  d ü rfen die 
U ntergebrachten bei e iner Ausführung , Vo rführung 
oder beim Transpo rt gefesselt werden .  

§ 88  
Ano rdnung besonderer  Sicherungsmaßnahmen,  

Verfahren 

( 1 )  Besondere Sicherungsmaßnahmen o rdnet d ie 
Le iter in oder der Leiter der E inr ichtung a n .  Bei Ge­
fahr im Verzug können auch andere Bed ienstete 
diese M aßnahmen vo rläufig ano rdnen;  die Ent­
scheidung der Leiterin oder des Leiters der E inrich­
tung ist u nverzügl ich e inzuho len .  

(2 )  Werden d ie Untergebrachten ä rztl ich behandelt 
oder beo bachtet oder bi ldet ih r  seel ischer Zustand 
den Anlass der  besonderen Sicheru ngsmaßnahme, 
ist vo rher e ine ärztl iche Stel lungnahme einzuho len .  
Ist dies wegen Gefahr  im Verzug n icht mögl ich,  
wi rd d ie  Stel lungnahme u nverzügl ich nachträg l ich 
eingeho lt .  

(3 )  Die Entscheidung wird den U ntergebrachten 
vo n der Leiterin o der dem Leiter der  E inrichtung 
mündl ich eröffnet und mit einer ku rzen Begrün­
dung schrift l ich abgefasst. 

(4) Beso ndere Sicherungsmaßnahmen sind in  an­
gemessenen Abständen daraufhin zu überprüfen, 
ob und in  welchem U mfang sie aufrechterhalten 
werden müssen .  

( 5 )  Beso ndere Sicherungsmaßnahmen nach  § 87 
Abs. 2 N r. 3 ,  5 und 6 .s ind der Aufs ichtsbehörde 
unverzüg l ich mitzutei len,  wenn sie länger als d rei 
Tage aufrechterhalten werden . Abso nderung und 
Unterbr ingung im besonders gesicherten Raum vo n 
mehr a ls  30 Tagen Gesamtdauer innerhalb vo n 
zwölf Mo naten bedürfen der Zustim mung der Auf­
s ichtsbehörde. Soweit e ine unausgesetzte Abso n-

derung vo raussichtl ich längere Zeit erfo rder l ich 
sein wird und dadurch d ie personel len und o rgani­
sato rischen Kapazitäten der  E inrichtung überfo r­
dert werden ,  kann sie mit Zustim mung der Auf­
sichtsbehörde in einem Raum einer Justizvo l lzugs­
ansta lt erfo lgen .  

(6)  Während der  Abso nderung und Unterbr ingung 
im beso nders gesicherten Raum sind d ie  U nterge­
brachten in  besonderem Maße zu betreuen . Sind 
die U ntergebrachten darüber  h inaus gefesselt, s ind 
sie durch einen Bed iensteten ständig und in unmit­
telbarem Sichtko ntakt zu beo bachten .  

§ 89  
Ärztl iche Überwachung 

( 1 )  Sind d ie U ntergebrachten in  e inem besonders 
gesicherten Raum untergebracht oder  gefesselt, 
sucht sie die Ärzt in oder der Arzt a lsbald und in der  
Fo lge mögl ichst täg l ich auf .  D ies g i lt n icht be i  e iner  
Fesse lung während e iner Ausführung,  Vo rführung 
oder  e ines Transpo rtes sowie bei Bewegungen in­
nerhalb der E inrichtung .  

(2 )  D ie  Ärztin oder der  Arzt ist regelmäßig zu  hö­
ren ,  so lange den U ntergebrachten der  tägl iche Auf­
enthalt im Freien entzogen ist oder sie länger a ls  
vierundzwanzig Stunden abgesondert s ind .  

Abschnitt XIV 
Unmittelbarer Zwang 

§ 90 
Beg riffsbest immungen 

( 1 ) Unmittelbarer Zwang ist die E inwirkung auf 
Perso nen oder Sachen durch körperl iche Gewalt, 
ihre H i lfsmitte l oder durch Waffen .  

(2 )  Körperl iche Gewalt ist  jede unmittelbare körper­
l iche Einwirkung auf Perso nen oder Sachen . 

(3 )  H i lfsmitte l der  körperl ichen Gewalt s ind insbe­
so ndere Fesseln und Reizstoffe. Waffen sind H ieb­
und Schusswaffen .  

(4 )  Es dürfen nur  vo n der  Aufsichtsbehörde dienst­
l ich zugelassene Hi lfsmittel und Waffen verwendet 
werden .  

§ 91  
Al lgemeine Vo raussetzungen 

( 1 )  Bedienstete d ü rfen unmittelbaren Zwang an­
wenden,  wenn sie Vo l lzugs- u nd Sicherung'smaß­
nahmen rechtmäßig d u rchführen und der  damit 
verfo lgte Zweck auf keine 'andere Weise erreicht 
werden kann .  

(2 )  Gegen andere Perso nen a ls Untergebrachte darf 
unmittelbarer Zwang angewendet werden,  wenn 
sie es unternehmen,  Untergebrachte zu befreien 
oder  widerrechtl ich in  d ie  E inrichtung einzudr ingen, 
oder  wenn sie s ich unbefugt dar in aufhalten .  

(3 )  Das  Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund 
anderer  Rege lu ngen ble ibt unberührt .  
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§ 94 
Grundsatz der Verhältn ismäßig keit 

( 1 )  Unter mehreren mögl ichen und geeigneten 
Ma ßnahmen des unmittelba ren Zwangs sind d ieje­
nigen zu wählen,  die den Einzelnen u nd die Al lge­
meinheit vo ra ussichtl ich a m  wenigsten beeinträch-
tigen . . 

(2 )  Unmittelba rer  Zwang unterbleibt, wenn e in 
d u rch ihn zu erwa rtender Schaden erkennba r  a u ßer  
Verhältnis zu dem a ngestrebten Erfo lg  steht. 

§ 93 
Androhung 

Unmittelba rer  Zwang ist vo rher a nzudrohen .  Die 
Androhung da rf nur  dann unterb le iben,  wenn d ie 
Umstände sie n icht zulassen oder unmittelba rer  
Zwang sofo rt angewendet werden muss,  um e ine 
rechtswidrige Tat,  d ie  den Tatbestand e ines Straf­
gesetzes erfü l lt ,  zu verhindern oder e ine gegenwär­
t ige Gefahr  abzuwenden . 

§ 94 
Schusswaffen gebrauch 

( 1 )  Schusswaffen d ü rfen nur  gebraucht werden,  
wenn a ndere Ma ßnahmen des unmittelba ren 
Zwa ngs bereits erfo lg lo s  waren oder keinen Erfo lg  
versprechen . Gegen Personen ist ih r  Gebrauch nur  
zulässig,  wenn der  Zweck n icht durch Waffenwir­
kung gegen Sachen erreicht werden ka nn . 
(2 )  Schusswaffen dürfen nur  d ie dazu best immten 
Bediensteten gebrauchen u nd nur, um angriffs­
oder f luchtunfähig zu machen.  I h r  Gebra uch unter­
bleibt ,  wenn dadurch erkennba r  Unbete i l igte mit 
ho her Wah rschein l ichkeit gefährdet würden .  
(3 )  Der  Gebra uch vo n Schusswaffen ist  vo rher an­
zudrohen .  Als Androhung g i lt auch ein Wa rn­
schuss. Ohne Androhung dürfen Schusswaffen nur  
da nn gebra ucht werden,  wenn d ies zur Abwehr  ei­
ner gegenwärtigen Gefahr  für Le ib oder Leben er­
fo rder l ich ist. 
(4) Gegen Untergebrachte dürfen Schusswaffen 
gebraucht werden,  
1 .  wenn sie e ine Waffe oder e in  a nderes gefähr l i ­

ches Werkzeug trotz ' wiederho lter Aufforderung 
. nicht a blegen, 

2.  wenn sie e ine Meuterei ( §  1 21 StG B) unterneh­
men oder 

3 .  um ihre Entweichung zu vere ite ln  oder um sie 
wiederzuergreifen .  

( 5 )  Gegen a ndere Personen dürfen Schusswaffen 
gebraucht werden,  wenn sie es unternehmen,  Un­
tergebrachte gewaltsa m zu befreien . 

Abschnitt XV 
Disziplinarmaßnahmen 

§ 9 5  
Ko nf l iktgespräch 

Versto ßen d ie Untergebrachten gegen Pfl ichten, 
d ie  ihnen durch  oder auf  Grund dieses Gesetzes 

a uferlegt s ind , s ind die U rsachen u nd Fo lgen der  
Verstöße in  einem Gespräch aufzua rbeiten .  I n  ge­
eig neten Fäl len können im Wege einvernehml icher 
Streitbe i legung Vereinba rungen getroffen werden .  
I nsbeso ndere ko mmen d ie Wiedergutmachung des 
Schadens, d ie  Entschuld igung bei Geschäd igten,  
d ie  Erbringung vo n Leistungen für d ie  Gemein­
schaft und der vo rübergehende Verbleib auf dem 
Zim mer in Betracht.  Erfü l len d ie Gefangenen d ie 
Vereinba rung,  ist  d ie Ano rdnung einer Diszip l ina r­
ma ßnahme aufgrund d ieser Verfehlung unzuläss ig .  

§ 96 
Diszipl ina rmaßna hmen 

( 1 )  Diszip l ina rma ßna hmen dürfen nur  a ngeo rdnet 
werden,  wenn ein Ko nfl i ktgespräch nach  § 95 a us­
geschlossen ist oder nicht a usreicht, um das Un­
recht der Ha ndlung zu verdeutl ichen . Vo n e iner  Dis­
z ip l ina rmaßnahme wird a uch a bgesehen, wenn es 
genügt, die Untergebrachten zu verwarnen . 

(2 )  Diszip l ina rma ßnahmen können angeo rdnet wer­
den,  wenn die U ntergebrachten rechtswidr ig und 
schuldhaft 

1 .  gegen Strafge·,etze versto ßen oder eine Ord-
nu ngswidrigkeit begehen,  

2 .  a ndere Perso nen verba l oder tätl ich angreifen , 

3 .  fremdes Eigentum zerstören oder beschädigen,  

4 .  verbotene Gegenstände in  d ie  Justizvo l lzugsa n­
sta lt br ingen, 

5.  s ich a m  Einschmuggeln verbotener Gegen­
stände bete i l igen oder s ie besitzen,  

6 .  in  so nstiger Weise wiederho lt oder 'schwerwie­
gend gegen d ie Ha uso rdnung versto ßen oder 
das Zusa m menleben in der  Justizvo l lzugsansta lt 
stören .  

(3 )  Zulässige Diszip l ina rma ßna hmen sind 

1 .  der  Verweis, 

2. die Beschränkung oder der Entzug des Fernseh­
empfa ngs bis zu einem Mo nat, 

3 .  d ie  Beschränkung oder der  Entzug der  Gegen­
stände für d ie Freizeitbeschäftigung mit Aus­
na h me des Lesestoffs bis zu einem Mo nat,  

4 .  der Aussch luss vo n einze lnen Freizeitvera nsta l ­
tungen b is  zu zwei Mo naten,  

5 .  d ie Besch rän kung des E inka ufs bis zu einem 
Mo nat ,  

6 .  d ie Kürzung des  Arbeitsentgelts u m  zehn Pro-
zent bis zu d rei Mo naten .  

(4 )  Mehrere Disz ip l ina rmaßna hmen können mitein­
a nder verbunden werden.  

( 5 )  Diszip l ina rma ßnahmen sind auch zulässig,  
wenn wegen derselben Verfehlung e in Straf- oder 
Bußgeldverfa h ren e ingeleitet wird. 
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§ 97 
Vo l lzug der  Diszip l ina rmaßnahmen,  Aussetzung zur  

Bewährung 

( 1 ) Diszip l ina rma ßna h men w�rden in  der Regel  so­
fo rt vo l lstreckt .  Die Vo l lstreckung ist auszusetzen,  
soweit es zur Gewährung e ines effektiven Rechts­
schutzes erfo rder l ich ist . 

(2 )  Diszip l ina rmaßna hmen können ganz oder  tei l­
weise bis zu sechs Mo naten zur Bewährung a usge­
setzt werden . Die Aussetzu ng zur Bewährung ka nn 
ga nz oder  tei lweise widerrufen werden,  wenn Un­
tergebrachte d ie ih r  zugrunde l iegenden Erwa rtun­
gen n icht erfü l len . 

§ 98 
Diszip l ina rbefugnis 

( 1 ) D isz ip l ina rma ßna h men ordnet d ie  Leiterin oder 
der  Leiter der  Einr ichtung an.  Bei  e iner Verfeh lung 
auf dem Weg in  e ine a ndere E inrichtung oder J us­
tizvo l lzugsansta lt zum Zweck der Verlegung i,st d ie  
Leiterin oder der  Leiter der  Best immungseinr ich­
tung oder -ansta lt zuständig . . 

(2 )  Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich 
d ie  Verfehlung gegen d ie  Le iterin o der den Le iter 
der E inr ichtung richtet . 

(3 )  Diszip l ina rma ßnahmen,  d ie  in e iner a nderen 
Einr ichtung o der J ustizvo l lzugsa nsta lt a ngeo rd net 
wo rden sind, werden auf  Ersuchen vo l lstreckt .  
§ 97 Abs. 2 bleibt unberührt .  

§ 9 9  
Verfahren 

( 1 )  Der Sachverha lt ist zu k lären .  H ierbei s ind so­
wo hl  belastende a ls  auch entlastende Umstände zu 
ermitte l n .  Die betroffenen U ntergebrachten werden 
gehört. S ie werden da rüber unterrichtet, welche · 
Verfeh lungen ihnen zur  Last gelegt werden .  Sie 
s ind dara uf h inzuweisen, dass es ihnen freisteht 
sich zu äußern .  Die Erhebungen werden in e iner 
N iederschrift festgelegt; d ie  E in lassung der Unter­
gebrachten wird vermerkt. 

(2) Mehrere Verfeh lungen,  d ie  g le ichzeitig zu beur­
tei len sind, werden durch eine Entscheidung ge­
ahndet.  

(3) Die Leiter in oder der Le iter der  E inr ichtung so l l  
s ich  vo r der  Entscheidung m it Perso nen bespre­
chen,  die an der Vo l lzugsgesta ltung mitwirken .  Bei 
Schwa ngeren, sti l lenden Müttern o der bei Unterge­
brachten ,  die sich in  ärzt l icher Beha nd lung befin­
den, ist eine Ärzt in oder ein Arzt zu hören . 

(4) Vo r der  Entscheidung über  e ine Diszip l ina rma ß­
nahme erhalten die Untergebrachten Gelegenheit, 
s ich zu dem Ergebnis der  Ermittlungen zu äußern .  
D ie  Entscheidung wird den  Gefa ngenen vo n der 
Leiter in oder dem Leiter der E inr ichtung mündl ich 
eröffnet und mit  e iner  kurzen Begründung schrift­
l ich  abgefasst . 

Abschnitt XVI 
Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerde 

§ 1 00 
Aufhebung vo n Ma ßnahmen 

( 1 ) Die Aufhebung vo n Maßna hmen zur Regelung 
einzelner Angelegenhe iten auf  dem Gebiet des 
Vo l lzugs der U nterbringung in  der Sicherungsver­
wa hrung r ichtet s ich nach den nachfo lgenden Ab­
sätzen ,  soweit d ieses Gesetz keine a bweichende 
Bestimmung enthält .  

(2 )  Rechtswidr ige Ma ßna hmen können ga nz oder 
tei lweise m it Wirkung für d ie  Verga ngenheit und 
d ie Zukunft zurückgeno mmen werden . 

(3 )  Rechtmäßige Maßna hmen können ga nz oder 
tei lweise mit Wirkung für  d ie  Zu kunft widerrufen 
werden , wenn 

1 .  aufgrund nachträg l ich eingetretener oder be­
ka nnt gewo rdener U mstände die Ma ßnahmen 
hätten unterbleiben können,  

2 .  d ie  Ma ßnahmen missbraucht werden oder 

3 .  Weisungen n icht befo lgt werden . 

(4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach Ab­
satz 2 oder 3 nur aufgeho ben werden ,  wenn d ie 
vo l lzugl ichen I nteressen a n  der  Aufhebung in  Ab­
wägung mit dem schutzwürdigen Vertrauen der  
Betroffenen auf den Bestand der  Maßna hmen ü ber­
wiegen .  Davo n ist a uszugehen, wenn eine Maß­
na hme uner lässl ich ist, um d ie  Sicherheit der E in­
r ichtung zu gewährle isten .  

( 5 )  Der ger ichtl iche Rechtsschutz bleibt u nberührt .  

§ 10 1  
Beschwerderecht 

( 1 )  Die Untergebrachten erha lten Gelegenheit,  sich 
in  Angelegenheiten, die sie selbst betreffen ,  mit 
Wünschen, Anregungen und Beschwerden a n  die 
Leiterin oder den Leiter der  E inr ichtung zu wenden . 

(2 )  Besichtigen Vertreter innen oder Vertreter der 
Aufsichtsbehörde d ie E inr ichtung , ist zu gewähr­
leisten,  dass d ie Untergebrachten sich in Angele­
genheiten ,  d ie  s ie sel bst betreffen ,  a n  d iese wen­
den können.  

( 3 )  Die Mögl ichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde 
ble ibt unberührt. 

Abschnitt XVII 
Kriminologische Forschung 

§ 1 0 2  
Eva l uatio n ,  krim ino log ische Fo rschung 

Die i m  Vo l lzug e ingesetzten Maßnahmen,  na ment­
l ich Therap ien und Methoden zur Förderung der 
Untergebrachten, s ind in  Zusammena rbeit mit der 
Fo rschung und dem kr iminolog ischen Dienst auf 
ihre Wirksamkeit wissenschaft l ich zu überprüfen .  
Auf Grundlage der  gewo nnenen Erkenntnisse s ind 
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Konzepte für den E insatz vo l lzugl icher Ma ßnahmen 
zu entwickeln und fortzuschre iben . Auch  im Übri­
gen sind d ie Erfa hrungen mit der Ausgesta ltung 
des Vol lzugs durch d ieses Gesetz sowie der  Art 
und Weise der  Anwendung der Vorschriften dieses 
Gesetzes zu überprüfen .  § 476 der  Strafprozess­
ordnung g i lt m it der Ma ßga be entsprechend, dass 
auch elektronisch gespeicherte personen bezogene 
Daten übermittelt werden können . 

Abschnitt XVI I I  
Aufbau u n d  Organisation d e r  Einrichtung 

§ 1 03 
E inr ichtung 

( 1 ) Für den Vol lzug sind vom Strafvol lzug getrennte 
J ustizvo l lzugsa nsta lten, Tei lansta lten oder Abte i­
lungen von Justizvo l lzugsansta lten (E in richtung) 
vorzusehen . Die Gesta ltung der E inr ichtung m uss 
therapeutischen Erfordernissen entsprechen u nd 
Wohngruppenvol lzug ermög l ichen . 
(2 )  Es ist e ine beda rfsgerechte Anzah l  und Ausstat­
tung von Plätzen insbesondere für ther�peutische 
Ma ßnahmen,  für Maßna hmen der Beschäft igung,  
Besuche, Freizeit, Sport und Seelsorge vorzusehen.  
§ 1 1  Abs. 3 b le ibt unberührt .  
(3 )  Z immer, Gemeinschafts- und Besuchsräume 
sind wohn l ich und zweckentsprechend a uszustat­
ten.  

§ 104 
Festsetzung der  Belegungsfäh igkeit 

Die Aufsichtsbehörde setzt d ie Belegungsfäh igkeit 
der  Einr ichtung so fest, dass e ine a ngemessene 
U nterbringung der Untergebrachten gewähr le istet 
ist . § 103  Abs. 2 ist zu berücksichtigen . 

§ 105  
Leitung der  E inr ichtung 

Die Leiter in oder der " Le iter der  Justizvol lzugsansta lt 
best immt m it Zust immung der Aufsichtsbehörde 
eine Bea mtin oder e inen Bea mten des höheren 
Dienstes zur Le iter in oder zum Le iter der E inr ich­
tung . Die Le iter in oder der Leiter der  Einrichtung 
trägt d ie  Vera ntwortung für  den gesa mten Vol lzug 
und vertritt d ie  E inrichtung nach a ußen .  Sie oder er 
kan n  e inzelne Aufga benbereiche auf  a ndere Be­
dienstete übertragen . 

§ 106 
Bed ienstete 

( 1 )  Um eine Betreuung nach § 66 c Abs. 1 N r. 1 
StG B zu gewährleisten,  wird d ie  E inrichtung mit 
dem für d ie  Erfü l lung ihrer Aufga ben erforder l ichen 
Persona l ,  insbesondere mit psychologischen u nd 
sozia len Fachkräften und im a l lgemeinen Vol lzugs­
d ienst, ausgestattet; im Ü brigen wird d ie  Erfü l lung 
der  Aufga ben durch d ie Bediensteten der Justiz­
vol lzugsa nsta lt erbracht.  
(2 )  Das Persona l muss für  den Vol lzug der  Unter­
br ingung in der Sicherungsverwa hrung persönl ich 

geeignet und fach l ich qua l if iziert se in .  Fortbi ldun­
gen sowie Prax isberatung und Praxisbegleitung für 
d ie  Bed iensteten werden regelmäßig d u rchgeführt .  
(3 )  D i e  Bed iensteten d e s  a l lgemeinen Vol lzugdiens­
tes, des psychologischen und sozia len Dienstes 
sol len Wohngruppen zugeordnet werden . Eine Be­
treuung in  den Wohngruppen ist auch in  der be­
schäftigungs- und a rbeitsfreien Zeit der Unterge­
brachten,  insbesondere am Wochenende, in  dem 
erforder l ichen U mfa ng zu gewährleisten .  

§ 1 07 
Seelsorge 

( 1 ) Die seelsorgerische Betreuung erfolgt über d ie  
Justizvol lzugsansta lt .  Seelsorgerische Gespräche 
erfo lgen in der  E inr ichtung. 

(2 )  Mit Zustimmung der Leiterin oder des Leiters 
der E inrichtung da rf die Seelsorgerin oder der Seel­
sorger sich freier Seelsorgehelfer bed ienen und 
d iese für  Gottesd ienste sowie für andere rel igiöse 
Vera nsta ltungen von qußen zuziehen.  

§ 108 
Mediz in ische Versorgung 

Die ärztliche Versorgung wird über d ie  J ustizvol l ­
zugsansta lt sichergeste l l t .  

§ 109 
I nteressenvertretung der U ntergebrachten 

( 1 )  Den Untergebrachten ist zu ermögl ichen,  e ine 
I nteressenvertretung zu wählen . Die Vertretung 
ka nn in Angelegenheiten von gemeinsa mem I nte­
resse, die sich ih rer  Eigena rt nach für eine Mitwir­
kung eignen,  Vorschläge und Anregungen a n  d ie 
E inrichtung hera ntragen . Diese so l len mit der Ver­
tretung erörtert werden . 

(2 )  Wird d ie  U nterbringung in der Sicherungsver­
wa hrung in gesonderten Gebäuden oder Abtei lun­
gen auf dem Gelände e iner J ustizvol lzugsansta lt 
vollzogen,  ist der Vertretu ng zu gestatten, an der  
Gefa ngenenmitvera ntwortung mitzuwirken .  

§ 1 1 0  
Ha usordnung 

Die Leiterin oder  der  Leiter der E inr ichtung erlässt 
zur Gesta ltung und Orga n isation des Vol lzug­
sal ltags eine Ha usordnung auf  der  Grundlage die­
ses Gesetzes. Vor deren Erlass oder Änderung be­
tei l igt sie oder er  d ie  I nteressenvertretung der Un­
tergebrachten . Die Aufsichtsbehörde kann sich d ie  
Genehmigung der  Hausordnung vorbeha lten . 

Abschnitt XIX 
Aufsicht, Beirat 

§ 1 1 1  
Aufs ichtsbehörde 

( 1 ) Das für den Strafvol lzug zuständige Ministe­
r ium führt die Aufsicht über  die Einr ichtung (Auf­
sichtsbehörde) . 
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(2 )  Die Aufsichtsbehörde ka nn sich Entscheidun­
gen über Verlegungen u nd Ü berste i lungen vo rbe­
ha lten .  

§ 1 1 2 
Vo l lstreckungspla n ,  

Vo l lzugsgemeinschaften 

( 1 )  Die Aufsichtsbehörde regelt die ö rtl iche und 
sachl iche Zuständigkeit der  E inr ichtung in  e inem 
Vo l lstreckungsplan durch Rechtsvero rdnung . 

(2 )  Im Rahmen vo n Vo l lzugsgemeinschaften ka nn 
der  Vo l lzug auch in  E inr ichtungen a nderer  Länder 
vo rgesehen werden . 

§ 1 1 3 
Beirat 

( 1 )  Bei der  E inrichtung ist e in Beirat zu b i lden.  Er 
wi rkt beratend bei der Gesta ltung des Vo l lzugs und 
der  E ing l iederung der U ntergebrachten mit,  fördert 
das Verständnis für den Vo l lzug und seine gesel l­
schaft l iche Akzeptanz und vermittelt Ko nta kte zu 
öffentl ichen und privaten Einrichtu ngen.  

(2)  Bed ienstete dürfen n icht M itg l ieder des Bei rats 
se in .  

(3 )  Das Nähere regelt d ie Aufsichtsbehörde. 

(4)  Der Beirat steht der Leiterin oder dem Leiter der  
E inrichtung,  den Bediensteten und den U nterge­
brachten als Ansprechpa rtner zur Verfügung . 

( 5 )  Die Mitg l ieder des Be i rats können sich über d ie  
U nterbringung und d ie Gestaltung des Vo l lzugs u n­
terr ichten u nd d ie Einr ichtung besichtigen . Sie kön­
nen die U ntergebrachten in  ih ren Z immern a ufsu­
·chen . Unterha ltung und Schriftwechsel werden 
n icht ü berwacht.  
(6 )  Die Mitg l ieder des Beirats s ind verpf l ichtet, au­
ßerha lb  ihres Amtes über a l le  Angelegenheiten, d ie  
ih rer  Natur nach vertra u l ich s ind,  besonders über  
Na men und Persönl ichkeit der U ntergebrachten,  
Verschwiegenheit zu bewa h ren .  Dies g i lt auch nach 
Beendigung ihres Amtes. 

Abschnitt XX 
Datenschutz 

§ 1 1 4 
Erhebung perso nen bezogener Daten 

( 1 )  Die Einr ichtung und d ie Aufsichtsbehörde d ü r­
fen perso nenbezogene Daten erheben ,  soweit dies 
für den Vo l lzug erfo rder l ich ist. 
(2) Perso nenbezogene Daten sind bei den Betroffe­
nen zu erheben .  Ohne ih re Mitwirkung d ü rfen sie 
nur erho ben werden,  wenn 
1 .  eine Rechtsvo rschrift dies vo rsieht oder zwin­

gend vo ra ussetzt oder 

2 .  a )  d ie  zu erfü l lende Verwa ltungsaufga be nach 
Art oder Geschäftszweck eine Erhebung bei  
a nderen Perso nen oder Stel len erfo rder l ich 
macht oder 

b) d ie  Erhebung bei  den Betroffenen einen un-
verhältnismäßigen Aufwand erfo rdern würde 

und keine Anha ltspun kte dafür bestehen,  dass 
überwiegende schutzwürdige I nteressen der Be­
troffenen bee inträchtigt werden .  

(3 )  Werden perso nenbezogene Daten be i  den Be­
troffenen erhoben,  sind d iese, sofern sie n icht be­
reits a uf a ndere Weise Kenntnis erla ngt ha ben, vo n 
der  vera ntwo rt l ichen Ste l le  über 

1 .  d ie  Identität der  vera ntwo rtl ichen Ste l le, 

2 .  d ie  Zweckbest immungen der  Erhebung, Vera r­
beitung o der N utzung u nd 

3 .  d ie  Katego rien vo n Empfängerinnen oder Emp­
fängern nur, soweit d ie  Betroffenen nach den 
U mständen des Einzelfa l ls  n icht m it der  Über­
mittlung a n  d iese rechnen müssen, 

zu u nterrichten .  Werden perso nenbezogene Daten 
bei den Betroffenen aufgrund einer Rechtsvo r­
schrift erhoben,  d ie  zur Auskunft verpfl ichtet, oder 
ist  d ie  Erte i lung der Auskunft Vo raussetzung für 
d ie Gewährung vo n Rechtsvo rtei len,  sind d ie  Be­
troffenen hiera uf ,  so nst a uf die Fre iwi l l igkeit i h rer  
Anga ben, h inzuweisen .  Soweit nach den U mstän­
den des Einzelfa l les erfo rder l ich oder auf  Verlan­
gen,  s ind sie über d ie Rechtsvo rschrift u nd über d ie  
Fo lgen der Verweigerung vo n Anga ben a ufzuklä­
ren .  

(4) Daten über Personen,  d i e  n icht U ntergebrachte 
sind,  dürfen o h ne ihre M itwirkung bei Perso nen 
oder Stel len außerha lb  der  Einr ichtung oder Auf­
sichtsbehörde nur  erhoben werden,  wenn sie für 
d ie Behandlung vo n U ntergebrachten ,  d ie  Sicher­
heit der  E inrichwng oder d ie  Sicherung des Vo l l ­
zugs einer Jugend- oder Fre iheitsstrafe unerläss l ich 
s ind u nd d ie  Art  der  Erhebung schutzwürdige I nte­
ressen der Betroffenen n icht beeinträchtigt .  

( 5 )  Über e ine o hne ih re Kenntnis vo rgenommene 
Erhebung perso nenbezogener Daten werden d ie 
Betroffenen unter Angabe d ieser  Daten unterrich­
tet, soweit der  in Absatz 1 genannte Zweck da­
d u rch n icht gefährdet wird.  S ind d ie  Daten bei an­
deren Perso nen oder Stel len erho ben wo rden,  kann 
d ie U nterrichtung unterble iben,  wenn 

1 .  die Daten nach  einer Rechtsvo rschrift oder ih­
rem Wesen nach ,  na mentl ich wegen des über- . 
wiegenden berechtigten I nteresses Dritter, ge­
heim geha lten werden müssen oder 

2 .  der Aufwand der  U nterrichtung außer  Verhältnis 
zum Schutzzweck steht und keine Anha lts­
punkte dafür bestehen,  dass überwiegende 
schutzwürdige I nteressen der Betroffenen be­
einträchtigt werden . 

(6)  Werden perso nenbezogene Daten statt bei den 
Betroffenen bei e iner n ichtöffentl ichen Ste l le  erho­
ben, ist d ie  Ste l le  auf d ie  Rechtsvo rschrift, d ie  zur 
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Auskunft verpf l ichtet, so nst auf d ie Freiwi l l igkeit 
ih rer  Anga ben hi nzuweisen . 

• 
§ 1 1 5 

Vera rbeitung und Nutzung 

( 1 )  Die E inr ichtung und d ie Aufs ichtsbehörde dür­
fen perso nenbezogene Daten vera rbeiten und nut­
zen ,  soweit dies für den Vo l lzug erfo rder l ich ist. 

(2 )  Die Vera rbeitung und Nutzung personenbezoge­
ner Daten für a ndere Zwecke ist zulässig,  soweit 
d ies 

1 .  zur Abwehr vo n sich'erheitsgefährdenden oder  
geheimd ienstl ichen Tätigkeiten für e ine fremde 
Macht oder vo n Bestrebungen im Geltungsbe­
reich des Grundgesetzes, die durch Anwendung 
vo n Gewalt oder da ra uf ger ichtete Vo rberei­
tungshand lungen 

a )  gegen d ie freiheit l iche demo kratische Gru nd­
ordnung,  den Bestand oder d ie  Sicherheit 
des Bundes oder e ines Landes gerichtet sind, 

b) e ine ungesetzl iche Beeinträchtigung der 
Amtsführung der Verfassungso rga ne des 
Bundes oder eines Landes oder ih rer M itgl ie­
der zum Ziele haben oder 

c)  a uswärtige Bela nge der Bundesrepubl ik  
Deutschland gefährden, 

2.  zur Abwehr  erhebl icher Nachte i le  für das Ge­
meinwo h l oder einer Gefahr  für d ie  öffentl iche 
Sicherheit, 

3. zur Abwehr  einer schwerwiegenden Beeinträch­
tigung der Rechte ei ner a nderen Perso n ,  

4 .  z u r  Verhinderung o d e r  Verfo lgung 

a )  vo n Straftaten sowie 

b) vo n Ordnungswidr igkeiten ,  durch welche d ie 
Sicherheit oder in schwerwiegender Weise 
d ie  Ordnung der Einr ichtung gefährdet wer­
den,  oder  

5 .  für  Ma ßna hmen der Strafvo l lstreckung oder  
strafvo l l streckungsrechtl iche Entscheidungen 

erfo rder l ich ist . 

(3 )  Eine Vera rbeitung oder Nutzung für a ndere 
Zwecke l iegt n icht vo r, soweit s ie dem gericht­
l ichen Rechtsschutz im Zusammenhang mit diesem 
Gesetz oder den in  § 1 3  Abs. 5 des La ndesdaten­
schutzgesetzes vo m 9. Februa r 2000 (GVO BI .  
Schl . - H .  S .  1 69 ) ,  zu letzt geändert durch Gesetz 
vo m 6. Apri l  201 3 (GVOBI .  Schl . -H . S. 1 2 5 ) ,  und 
§ 1 4  Abs.  3 des Bundesdatenschutzgesetzes in  
der  Fassung der Bekanntmachung vo m 1 4 . Ja nu­
a r  2003 (BGBI .  I S .  66) '  zuletzt geändert durch  
Gesetz vo m 1 4 . August 2009. (BGB I .  I S .  281 4) ,  
genannten Zwecken dient .  

(4) Über d ie  in den Absätzen 1 und 2 geregelten 
Zwecke h inaus dürfen zuständigen öffentl ichen 

Ste l len perso nenbezogene Daten übe rmittelt wer­
den,  soweit d ies für  

1 .  Maßna hmen der  Ger ichtshi lfe, J ugendgerichts­
h i lfe, Bewährungshi lfe, Führungsa ufsicht oder 
fo rensischen Ambula nzen ,  

2 .  Entscheidungen in Gnadensachen, 

3 .  gesetzl ich angeo rdnete Statist iken der  Rechts­
pflege, 

4 .  sozia l rechtl iche Maßnahmen,  

5 .  d ie  Ein leitung vo n Hi lfsma ßna hmen für Angehö­
rige der  U ntergebrachten nach  § 11 Abs. 1 N r. 1 
des Strafgesetzbuchs, 

6 .  d ienstl iche Maßna hmen der  Bundeswehr im Zu­
sa mmenhang mit der  Aufnahme und Entlassung 
vo n So ldaten,  

7 .  a us länderrechtl iche Ma ßna hmen oder  

8 .  d ie  Durchführung der Besteuerung 

erforderl ich ist . E ine Übermittlung für a ndere 
Zwecke ist auch zulässig,  soweit e ine a ndere ge­
setz l iche Best immung d ies vo rsieht und sich da bei 
a usdrückl ich auf personenbezogene Daten über 
U ntergebrachte bezieht . 

( 5 )  Absatz 4 g i lt entsprechend, wenn sich d ie öf­
fentl ichen Ste l len zur Erfü l lung ihrer  Aufga ben 
n ichtöffent l icher Ste l len bedienen und deren Mit­
wirkung ohne Übermitt lung der  Daten unmögl ich 
oder  wesentl ich erschwert würde. 

(6 )  Die E inrichtung oder d ie  Aufsichtsbehörde darf 
öffentl ichen oder nichtöffentl ichen Stel len a uf 
schrift l ichen Antrag  mittei len ,  ob  sich eine Perso n 
im Vo l lzug der U nterbringung in der Sicherungsver­
wa hrung befindet und so ba ld  das Gericht den Ent­
lassungszeitpunkt festge legt hat ,  wa nn ihre Entlas­
sung vo raussichtl ich innerha lb  e ines Ja hres bevo r­
steht, soweit 

1 .  d ie M itte i lung zur Erfü l lung der in der Zuständig­
keit der öffentl ichen Stel le l iegenden Aufgaben 
erfo rder l ich ist oder 

2 .  VOn n ichtöffentl ichen Stel len e in berechtigtes 
Interesse an d ieser M itte i lung g laubhaft da rge­
legt wird u nd die Untergebrachten ke in schutz­
würdiges I nteresse an dem Ausschluss der  
Übermittlung ha ben . 

Den Verletzten e iner Straftat können darüber h i ­
na us auf  schriftl ichen Antrag Auskü nfte über d ie  
Entlassungsadresse oder d ie Vermögensverhä lt­
n isse vo n Untergebrachten ertei lt werden,  wenn 
die Erte i lung zur Feststel lung oder DurchsetZLJng 
vo n Rechtsa nsprüchen im Zusa mmenhang m it der 
Straftat erfo rder l ich ist. Die U ntergebrachten wer­
den vo r der M itte i lung gehört, es sei denn,  es ist 
zu beso rgen,  dass dadurch die Verfo lgung des I nte­
resses der Antragstel ler innen und Antragstel ler 
vereitelt oder wesentl ich erschwert werden würde, 
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und eine Abwägung erg ibt, dass dieses I nteresse 
das I nteresse der Untergebrachten an ihrer vo rheri­
gen Anhörung überwiegt. I st d ie  Anhörung unter­
bl ieben, werden d ie betroffenen Untergebrachten 
über die Mitte i lung der E inr ichtung oder Aufsichts­
behörde nachträg l ich u nterrichtet . 

(7 )  Akten mit perso nenbezogenen Daten dürfen 
nur a nderen Einrichtungen,  Justizvo l lzugsa nsta l ­
ten ,  Aufsichtsbehörden,  den f ü r  strafvo l lzugs-,  
strafvo l lstrec kungs- und strafrechtl iche Entschei­
dungen zuständigen Gerichten sowie den Strafvo l l­
streckungs- u nd Strafverfo lgungsbehörden überlas­
sen werden .  Die Überlassung a n  andere öffentl iche 
Ste l len  ist zulässig,  soweit d ie Erte i lung einer Aus­
kunft einen u nvertretba ren Aufwand erfo rdert oder  
nach Da rlegung der  Akteneinsicht begehrenden 
Ste l len für d ie Erfü l lung der  Aufgabe nicht aus­
reicht. Entsprechendes g i lt für d ie Überlassung vo n 
Akten a n  d ie vo n einer E inrichtung oder  Aufsichts­
behörde, e iner Strafvo l lstreckungsbehörde oder ei­
nem Ger icht mit Gutachten bea uftragten Ste l len .  

(8 )  Sind mit perso nenbezogenen Daten,  d ie  nach 
den Absätzen 1 ,  2 oder  4 übermittelt werden d ü r­
fen, weitere perso nenbezogene Daten vo n Betrof­
fenen o der vo n Dritten in Akten so verbunden,  
dass eine Trennung nicht oder nur  mit unvertretba­
rem Aufwand mögl ich ist, ist d ie Übermittlung 
auch dieser Daten zu läss ig ,  soweit n icht berech­
tigte Interessen vo n Betroffenen oder Dritten an 
deren Geheimhaltung offensichtl ich überwiegen .  
E ine  Vera rbeitung oder  N utzung dieser Daten durch 
d ie Empfänger innen und Empfänger ist unzu lässig . 

(9 )  Bei der  Überwachung der Besuche, der  Te lefon­
gespräche, a nderer  Fo rmen der  Te leko mmun ikatio n  
o der des Schriftwechsels sowie bei d e r  Überwa­
chung des Inha ltes vo n Pa keten bekannt gewor­
dene perso nenbezogene Daten dürfen nur  

1 .  für d ie in  Absatz 2 aufgefüh rten Zwecke, 

2 .  für den gerichtl ichen Rechtsschutz im Zusam­
menhang mit d iesem Gesetz, 

3 .  zur Wa hrung der Sicherheit oder zur Abweh r  
vo n schwerwiegenden Gefahren f ü r  d i e  Ord­
nung der E inr ichtung oder 

4 .  nach Anhön,mg der  U ntergebrachten für 
Zwecke der  Behand lung 

vera rbeitet und genutzt werden .  

( 1 0) Personenbezogene Daten ,  d ie nach § 1 1 4  
Abs. 4 über Perso nen,  d ie  n icht U ntergebrachte 
sind,  erho ben wo rden s ind,  dürfen nur  zur Erfü l l ung 
des Erhebungszwecks, für die in Absatz 2 Nr. 1 bis 3 
geregelten Zwecke oder zur Verhinderung oder  Ver­
fo lgung vo n Straftaten vo n erhebl icher Bedeutung 
vera rbeitet oder genutzt werden .  

( 1 1 ) Die Übermittlung vo n perso nenbezo genen Da­
ten u nterbleibt ,  soweit d ie  in § 1 21 Abs. 2 oder  

§ 1 23 Abs. 3 und 5 geregerten Einschränkungen 
oder  besondere gesetz l iche Verwendungsregelun-
gen entgegenstehen . 

• 

( 1 2) Die Vera ntwo rtung für d ie Zulässigkeit der 
Übermittlung trägt d ie ü bermittelnde E inr ichtung 
o der Aufsichtsbehörde. Erfo lgt d ie Übermittlung 
auf Ersuchen e iner öffentl ichen Stel le, trägt diese 
d ie Vera ntwo rtung . I n  diesem Fa l l  prüft d ie über­
mittelnde Einrichtung oder Aufsichtsbehörde nur, ob 
das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufga­
ben der Empfängerin l iegt und die Absätze 8 bis 1 0  
d e r  Ü bermittlu ng n icht entgegenstehen,  e s  sei 
denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der Zu­
lässigkeit der Ü bermittl ung besteht. 

§ 1 1 6  
Erkennungsdienstl iche Ma ßnahmen,  

Lichtbi lda usweise 

( 1 )  Zur Sicherung des Vo l lzugs, zUr Aufrechterha l ­
tung der Sicherheit oder zur Abwehr vo n schwer­
wiegenden Gefa h ren für d ie  O rdnung der  E inr ich­
tung oder  zur I dentitätsfestste l lung s ind mit Kennt­
nis der U ntergebra chten zulässig :  

1 .  d ie Abnahme vo n Finger- und  Ha ndflächenab­
d rücken, 

2.  d ie  Aufnahme vo n Lichtbi ldern,  

3 .  d ie  Feststel lung äußerl icher körper l icher Merk­
ma le, 

4 .  bio metrische Erfassung der  Merkmale  des Ge­
s ichts, der  Augenir is, der  Hände oder  der  Unter­
schrift und 

5 .  Messungen . 

(2 )  Die hierbei gewonnenen U nterlagen oder Daten 
werden zu den Perso na la kten der U ntergebrachten 
geno mmen oder  in  a uto matis ierten Verfahren ge­
speichert . Sie können zum Zwecke der kr imina l po­
l izei l ichen Sa m mlungen a n  die h ierfür zuständ igen 
Po l izeidienststel len übermittelt werden .  Sie dürfen 
nur für die in  Absatz 1 und in  § 1 1 5 Abs. 2 N r. 4 
genannten Zwecke vera rbe itet oder den Vo l l ­
streckungs- und Strafverfo lgungsbehörden zum 
Zwecke der Fa hndung und Festna hme der  entwi­
chenen oder s ich so nst ohne Erlaubnis  a u ßerha lb  
der  Einr ichtung a ufha ltenden Untergebrachten 
übermittelt werden .  

(3 )  Werden d ie  U ntergebrachten entlassen oder  in  
e ine andere E inr ichtung verlegt, s ind d ie  personen­
bezogenen Daten nach spätestens zwei Jahren zu 
löschen .  

(4 )  D ie  E inrichtung kan n  d ie Untergebrachten ver­
pfl ichten,  e inen Lichtbi lda usweis m it s ich zu füh­
r�n, wenn d ies a us Gründen der Sicherheit oder 
aus schwerwiegenden Gründen der  Ordnung der  
E inr ichtung erforder l ich ist .  Dieser ist  be i  der Ent­
lassung oder bei der Verlegung in  e ine a ndere Ein-
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r ichtung oder Justizvo l lzugsa nsta lt  einzuziehen 
u nd zu vernichten .  

§ 1 1 7 
Videoüberwachung 

( 1 ) Soweit es aus Gründen der  Sicherheit oder aus 
schwerwiegenden G ründen der Ordnung erfo rder­
l ich ist, ist d ie Beobachtung einzelner Bereiche des 

. E inr ichtungsgebäudes einschl ießl ich des Ge-
bäudeinneren, des E inrichtungsgeländes oder der 
unmittelba ren Umgebung der E inrichtung mit op­
tisch-elektro n ischen E inrichtungen (Videoüberwa­
chung ) sowie im Einzelfa l l  e ine Aufzeichnung zu läs­
sig . Die Videoüberwachung vo n Zimmern und Ge­
meinschaftsräumen in der Wo hngruppe ist aus­
geschlossen .  

(2 )  D e r  Umsta nd d e r  Videoüberwa chung ist durch 
geeignete Maßnahmen erkennba r  zu machen . So­
weit h ierdurch der Zweck der Video ü berwachung 
vereite lt würde, kann d ie Leiterin oder der  Leiter der  
E inr ichtung eine zeit l ich befristete verdeckte Über­
wachung a no rdnen . 

(3 )  Werden durch Video ü berwachung erho bene 
Daten einer bestimmten Person zugeo rdnet, sind 
Vera rbeitung und Nutzung der Daten nur zu den in 
§ 1 1 5 Abs. 1 und 2 N r. 1 ,  2 oder 4 genannten 
Zwecken zulässig .  

(4) Die Betroffenen sind über eine Vera rbeitung 
u nd Nutzung ihrer perso nenbezogenen Daten zu 
benachrichtigen,  sofern d ie  Daten n icht innerha lb  
der  Einrichtung verbleiben und  binnen vier Wo chen 
gelöscht werden .  E ine Pfl icht zur  Benachrichtigu ng 
besteht n icht,  sofern d ie  Betroffenen auf a ndere 
Weise Kenntnis vo n der  Vera rbe.itung und Nutzung 
erlangt ha ben . Die Unterr ichtung ka nn unterblei­
ben, so la nge durch sie der Zweck der  Ma ßnahme 
vereitelt würde. Die U nterrichtung ist unverzügl ich 
nachzuho len,  sobalt:! der  Zweck der  Maßnahme 
entfa l l en ist . 

§ 1 1 8 
Auslesen vo n I?atenspeichern 

( 1 )  Die Leiterin oder der  Leiter der  E inr ichtung ka nn 
das Auslesen vo n elektro n ischen Datenspeichern 
sowie elektro n ischen Geräten m it Datenspeichern 
a no rdnen,  d ie Untergebrachte ohne Er laubnis besit­
zen, wenn ko nkrete Anha ltspun kte die Annahme 
rechtfertigen,  dass d ies für d ie Erre ichung des Vo l l ­
zugsziels, den Schutz der  Al lgemeinheit vo r weite­
ren Straftaten oder aus Grü nden der Aufrechterha l ­
tung der  Sicherheit oder zur Abwehr schwerwie­
gender Gefa h ren der Ordnung der E inrichtung u nd 
der Sicherung des Vo l lzuges erfo rder l ich ist . Die 
U ntergebrachten sind bei der  Aufnahme über die 
Mögl ichkeit des Auslesens vo n Datenspeichern zu 
belehren .  

(2 )  D ie  beim Aus lesen vo n Datenspeichern nach 
Absatz 1 erho benen Daten dürfen nur  vera rbeitet 

werden,  soweit dies zu den dort genannten 
Zwecken erfo rder l ich ist .  Sie dürfen n icht weiter­
vera rbeitet werden,  soweit sie 

1 .  zum Kernbereich der privaten Lebensgesta ltung 
Dritter gehören oder 

2.  zum Kernbereich der privaten Lebensgestaltung 
Untergeb'rachter gehören und d ie weitere Vera r­
beitung nach Abwägung der  in Absatz 1 ge­
na nnten vo l lzugl ichen I nteressen a n  der  Vera r­
beitung und der  I nteressen der  U ntergebrachten 
a n  der i l lega len Speicherung der  Daten unzu­
mutba r  ist . 

(3 )  Nach Absatz 1 erho bene Daten sind unverzüg­
l ich zu löschen, soweit e ine Vera rbeitung nach 
Absatz 2 unzulässig ist .  Die Daten sind spätestens 
72  Stunden nach dem Ende des Auslesens zu 
löschen, soweit n icht d ie  weitere Aufbewa hrung 
im Einzelfa l l  zu Beweiszwecken unerlässl ich ist .  

§ 1 1 9 
Zentrale Datei,  E inr ichtung automatisierter 

Übermittlungs- und Abrufverfahren 

( 1 ) Die nach § 1 1 4  erho benen Da�en können für  
d ie  E inrichtung u nd die Aufsichtsbehörde in  e iner  
zentra len Datei gespeichert werden.  

(2 )  D ie  E inrichtung e ines auto matisierten Verfah­
rens, das die Ü bermitt lung oder den Abruf perso­
nenbezogener Daten aus der zentra len Datei nach  
§ 1 1 5 Abs. 2 und 4 ermögl icht,  ist zu lässig ,  soweit 
diese Fo rm der Datenübermitt lung oder  des Da­
tena brufs unter Berücksichtigung der schutzwürdi­
gen Bela nge der  betroffenen Personen und der Er­
fü l lung des Zwecks der Übermitt lung a ngemessen 
ist . Die auto matisierte Übermitt lung der für § 1 3  
Abs. 1 Satz 3 des Bundeskr imina la mtsgesetzes 
vo m 7. Ju l i  1 997  (BGB I .  I S. 1 6 50) '  zuletzt geän­
dert durch Art ike l  3 des Gesetzes vo m 21 . Ju l i  
201 2 (BGB I .  I S .  1 566) '  erfo rder l ichen personenbe­
zogenen Daten kann a uch an lassunabhängig erfo l ­
gen . 

(3 )  Die speichernde Stelle hat zu gewähr leisten ,  
dass die Übermittlung und der  Abruf festgestel lt  
und überprüft werden kan n .  Der Abruf der  Daten 
wird p roto ko l l ie rt .  

(4 )  Das fü r  den  Justizvo l lzug zuständige Min iste­
rium bestimmt im Benehmen mit dem U na bhängi­
gen Landeszentrum für Datenschutz d ie E inzelhei­
ten der  E inrichtung auto matisierter Ü bermittlungs­
u nd Abrufverfahren einschl ießl ich der  Aufbe­
wa hrung der gemäß Absatz 3 zu führenden Proto­
ko l le  d u rch Rechtsvero rdnung .  Die Rechtsvero rd­
nung hat den Datenempfänger, d ie Datena rt und 
den Zweck des Abrufs festzulegen . Sie hat Maß­
nah men zur Datensicherung und zur Ko ntro l le  vo r­
zusehen, d ie  in e inem a ngemessenen Verhältnis zu 
dem angestrebten Schutzzweck stehen . 
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( 5 )  Das für den Justizvo l lzug zuständige Ministe­
r ium kann mit anderen Ländern und dem Bund zur 
Prüfung,  Vo rbereitung und U msetzung vo n Verle­
gungen und im Rahmen vo n Vo l lzugsgemeinschaf­
ten einen Datenverbund vereinba ren,  der  eine auto ­
matisierte Datenübermitt lung ermög l icht .  

§ 1 20 
Zweckbindung 

Vo n der  E inr ichtung oder der Aufsichtsbehörde 
übermittelte personenbezogene Daten dürfen nur  
zu dem Zweck verarbeitet oder  genutzt werden,  zu  
dessen Erfü l lung s ie  übermittelt wo rden s ind .  Die 
Empfänger innen oder Empfänger dürfen d ie Daten 
für andere Zwecke nur verarbeiten oder nutzen,  so­
weit sie ihnen auch für d iese Zwecke hätten über­
mittelt werden dürfen, und wenn im Fa l l  e iner 
Ü bermittlung an n ichtöffentl iche Stel len die über­
mittelnde E inrichtung oder Aufsichtsbehörde zuge­
stimmt hat.  Die E inrichtung oder die Aufsichtsbe­
hörde hat die nichtöffentl ichen Empfängerinnen 
oder Empfänger auf d ie Zweckbindung nach Satz 1 
h inzuweisen .  

§ 1 21 
Schutz besonderer Daten 

( 1 )  Das re l ig iöse oder weltanschaul iche Bekenntnis 
und personenbezo gene Daten vo n U ntergebrach­
ten, d ie an lässl ich ärzt l icher Untersuchungen erho­
ben wo rden s ind ,  dürfen in  der E inrichtung n icht 
a l lgemein kenntl ich gemacht werden .  Andere per­
so nenbezogene Daten vo n Untergebrachten dürfen 
innerhalb der  Einr ichtung a l lgemein kenntl ich ge­
macht werden,  soweit dies für ein geo rdnetes 
Zusammenleben in  der E inrichtung erfo rder l ich ist .  
§ 1 1 5 Abs. 8 bis 1 0  bleibt unberührt .  

(2) Die in der  E inrichtung tätigen 

1 .  Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahn­
ärzte sowie Angehörige eines anderen Hei l be­
rufs, der für die Berufsausübung oder d ie Füh­
rung der  Berufsbezeichnung eine staatl ich gere­
gelte Ausbi ldung erfo rdert, 

2. Berufspsycho lo g innen und Berufspsycho logen 
mit staatl ich anerkannter wissenschaftl icher 
Abschl ussprüfung oder 

3 .  staatl ich anerkannten So zia larbeiter innen und 
So zia larbeiter, Sozia lpädago ginnen und So zial­
pädagogen 

unterl iegen auch gegenüber der  E inrichtung und 
der  Aufsichtsbehörde der  Schweigepfl icht, sofern 
ihnen perso nenbezogene Daten vo n Untergebrach­
ten a ls  Geheimnis anvertraut oder ü ber Unterge­
brachte so nst bekannt gewo rden sind.  Die in 
Satz 1 genannten Perso nen haben sich gegenüber 
der  E inr ichtungsleitung zu offenbaren,  soweit d ies 
zur Abwehr  vo n erhebl ichen Gefahren für Le ib oder 
Leben vo n Dritten uner läss l ich ist . So nstige Offen­
barungsbefugnisse bleiben unberührt .  Die U nterge-

brachten sind vo r der Erhebung über die nach den 
Sätzen 2 und 3 bestehenden Offenbarungsbefug­
nisse zu unterrichten .  

(3 )  D i e  nach Absatz 2 offenbarten Daten dürfen 
nur für den Zweck,  für den sie offenbart wurden 
oder für den e ine Offenbarung zulässig gewesen 
wäre, und nur unter denselben Vo raussetzungen 
verarbeitet oder genutzt werden,  unter denen eine 
in Absatz 2 Satz 1 genannte Perso n selbst h ierzu 
befugt wäre. Die Einr ichtungsleitung kann u nter 
diesen Vo raussetzungen die unmittelbare Offenba­
rung gegenüber  bestimmten Bed iensteten a l lge­
mein zu lassen .  

( 4 )  Sofern Ärztinnen oder Ärzte, Psycho log innen 
oder  Psycho logen außerhalb des Vo l lzugs mit der  
Untersuchung oder  Behandlung vo n U ntergebrach­
ten beauftragt werden,  sind sie bei Vo rl iegen der  
Vo raussetzungen des Absatz 2 Satz 2 befugt, ih­
nen a ls  Geheimnis anvertraute oder so nst bekannt 
gewo rdene Daten über Untergebrachte gegenüber  
der E inr ichtungsleitung oder den mit  der ärztl ichen 
oder psycho log ischen Behandlung der Unterge­
brachten in der E inrichtung betrauten Perso nen zu 
offenbaren. 

§ 1 22 
Schutz der  Daten in Akten und Dateien 

( 1 ) Die Bediensteten d ü rfen sich vo n perso nen be­
zogenen Daten nur Kenntnis verschaffen,  soweit 
dies zur Erfü l lung der ihnen o bl iegenden Aufgaben 
o der für d ie  zur gemeinsamen Aufgabenerfüllung 
notwendige Zusammenarbeit erforder l ich ist. 

(2) Akten und Dateien mit perso nenbezogenen Da­
ten sind d u rch die erfo rder l ichen technischen und 
o rgan isato rischen Maßnahmen gegen unbefugten 
Zugang und unbefugten Gebrauch zu schützen .  
Gesundheitsakten und Krankenblätter s ind  getrennt 
vo n anderen Unterlagen zu führen und besonders 
zu s ichern . I m  Übrigen g i l t  für d ie  Art und den Um­
fang der  Schutzvo rkehrungen § 1 1  Abs. 4 des Lan­
desdatenschutzgesetzes. 

§ 1 23 
Bericht igung,  Löschung und Sperrung 

( 1 ) Die in Dateien bei der  abgebenden Einrichtung 
gespeicherten perso nenbezogenen Daten sind spä­
testens fünf Jahre nach der Entlassung der  Unter­
gebrachten oder der Verlegung der Untergebrach­
ten in eine andere E inrichtung zu löschen .  H iervo n 
können bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist für  
d ie U ntergebrachtenperso n alakte die Angaben über 
Fami l ienname, Vo rname, Geburtsname, Geburtstag ,  
Geburtso rt , E intritts- u nd Austrittsdatu m der  U nter­
gebrachten ausgenommen werden,  soweit dies für 
das Auffinden der U ntergebrachtenperso na lakte er­
fo rder l ich ist. 

(2) Die mittels Videoüberwachung erhobenen u nd 
gespeicherten personenbezogenen Daten sind vier 
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Wochen nach ihrer Erhebung zu löschen, sofern 
n icht ihre Speicherung zu den in § 1 1  5 Abs. 2 
N r. 1 , 2 oder 4 gena nnten Zwecken weiterhin er­
fo rderl ich ist . Sie sind unverzügl ich zu löschen, so­
weit schutzwürdige I nteressen der Betroffenen 
einer weiteren Speicherung entgegenstehen . 

(3 )  Perso nenbezogene Daten in Akten dürfen nach 
Abla uf vo n fünf Jah ren seit der Entlassung der  Un­
tergebrachten nur- übermittelt oder  genutzt wer­
den,  soweit dies 

1 .  zur Verfo lgung vo n Straftaten,  

2 .  für d ie  Durchführung wissenschaftl icher Fo r­
schungsvo rhaben nach § 102 ,  

3 .  zur Behebung e iner  bestehenden Beweisnot 
oder 

4.  zu r Festste l lung ,  Durchsetzung oder  Abwehr  
vo n Rechtsansprüchen im Zusa mmenhang mit 
dem Vo l lzug einer J ugend- oder Freiheitsstrafe 

uner lässl ich ist . 

Diese Verwendungsbeschränkungen enden,  wenn 
die Untergebrachten erneut zum Vo l lzug einer Ju­
gend- oder Freiheitsstrafe aufgeno m men werden 
oder d ie Betroffenen eingewi l l igt ha ben . 

(4) Bei der  Aufbewa h rung vo n Akten mit nach, Ab­
satz 3 gesperrten Daten dürfen fo lgende Fristen 
n icht überschritten werden :  

1 _ U ntergebrachtenpersona la kten, Gesundheitsa k-
ten und Kra n kenblätter 20 Jahre, 

2 .  U ntergebrachtenbücher 30 Ja hre. 

Dies gi lt n icht,  wenn aufgrund bestimmter Tatsa­
chen anzunehmen ist, dass d ie Aufbewa hrung für 
d ie  in Absatz 3 Satz 1 genannten Zwecke weiter­
h in  erfo rder l ich ist. Die Aufbewa hrungsfrist beg innt 
m it dem auf das Ja hr  der a ktenmäßigen Weg le­
gung fo lgenden Ka lenderja hr. Die Bestimmungen 
des Lanoesa rch ivgesetzes vo m 1 1 . August 1 99 2  
(GVOBI .  Schl . - H .  S .  444, ber. S .  498 ) '  zu letzt ge­
ändert d u rch  Artikel 9 des Gesetzes vo m 3. Ja nu­
ar 2005 (GVOBI .  Sch l . - H .  S .  21 ) ,  Zuständig keiten 
und Resso rtbezeichnungen zu letzt ersetzt durch 
Art ikel 30 der Verordnung vom 4. April 201 3 (GVOBI .  
Schl . -H . S. 1 43 ) ,  bleiben unberührt .  

( 5 )  Wird festgestel lt,  dass unrichtige Daten über­
mittelt wo rden sind, ist d ies den Empfängerinnen 
oder Empfängern mitzute i len ,  wenn d ies zur Wah­
rung schutzwürdiger I nteressen der Betroffenen er­
fo rderl ich ist. 

(6) I m Ü brigen ge lten für die Berichtigung,  Lö­
schung und Sperrung personenbezogener Daten 
§ 28 des Landesdatenschutzgesetzes. 

§ 1 24 
Auskunft a n  die Betroffenen,  Akteneinsicht 

( 1 )  Den Betroffenen ist auf Antrag  Auskunft zu er­
tei len über 

1 .  die zu ihrer Perso n gespeicherten Daten, auch 
soweit s ie  s ich  auf d ie  Herkunft d ieser Daten 
bezieht, 

2. d ie Empfängerinnen oder Empfänger oder Kate­
go rien vo n Empfängerinnen oder Empfängern, 
a n  d ie  d ie  Daten weitergegeben werden,  und 

3 .  den Zweck der Speicherung . 

I n  dem Antrag so l l  d ie  Art der perso nenbezogenen 
Daten, über  d ie Auskunft ertei lt werden so l l ,  näher 
beze ichnet werden .  Sind die personenbezogenen 
Daten weder a uto matisiert no ch in nicht a uto mati­
sierten Dateien gespeichert ,  wird die Ausku nft nur  
ertei lt ,  soweit d ie  Betroffenen Anga ben machen, 
d ie  das Auff inden der Daten ermögl ichen,  und der  
für  d ie  Ertei lung der Auskunft erfo rder l iche Auf­
wa nd nicht außer  Verhältnis zu dem vo n den Be­
troffenen geltend gemachten Info rmatio nsinteresse 
steht.  Die Einr ichtunf;) oder die Aufsichtsbehörde 
best immt das Verfahren,  insbeso ndere die Fo rm 
der  Auskunftserte i lung,  nach pfl ichtgemäßem Er­
messen . 

(2 )  Absatz 1 g i lt n icht für perso nenbezogene Da­
ten, d ie  nur  deshc, lb  gespeichert s ind,  wei l  sie auf­
g rund gesetzl icher, satzungsmäßiger oder  vertrag l i ­
cher Aufbewa hrungsvo rschriften n icht gelöscht 
werden dürfen, oder ausschl ießl ich Zwecken der  
Datensicherung o der der  Datenschutzko ntro l le  d ie­
nen und eine Auskunftsertei lung einen unverhält­
n ismäßigen Aufwand erfo rdern würde. 

(3 )  Bezieht sich d ie  Auskunftserte i lung auf d ie  
Ü bermittlung personenbezogener Daten a n  Behör­
den der  Staatsa nwa ltschaft, a n  Po l izeidienststel len,  
Verfassungsschutzbehörden,  den Bundesnachrich­
tendienst,  den M i l itär ischen Abschirmdienst und,  
soweit d ie  Sicherheit des Bundes berührt wi rd,  a n­
dere Behörden des Bundesministeriums der  Vertei­
d igung,  ist s ie nur mit Zust immung d ieser Stel len 
zu lässig . 

(4) Die Auskunftsertei lung unterbleibt, soweit 

1 .  die Auskunft die ordnungsgemäße Erfül lung der 
in der  Zuständigkeit der  vera ntwo rtl ichen Stel le 
l iegenden Aufga ben gefährden würde, 

2. die Auskunft d ie  öffentl iche Sicherheit oder 
Ordnrmg gefährden oder  so nst dem Wo hle des 
Bundes oder eines La ndes Nachtei le bereiten 
würde oder 

3 .  d ie Daten oder d ie  Tatsache ihrer Speicherung 
nach  einer Rechtsvo rschrift oder wegen der 
überwiegenden berechtigten Interessen Dritter  
gehe im geha lten werden müssen 

und deswegen das Interesse der Betroffenen an 
der Auskunftsertei lung zurücktreten muss. 

(5) Die Ablehnung . der Auskunftsertei lung bedarf 
e iner Begründung nicht, soweit durch d ie Mittei­
lung der  tatsächl ichen und rechtl ichen G ründe, a uf 
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die d ie  Entscheidung gestützt wird ,  der m it der  
Auskunftsverweigerung verfo lgte Zweck gefährdet 
würde. In d iesen Fäl len sind d ie Betroffenen dara uf 
h inzuweisen,  dass sie s ich a n  d ie Landesbeauf­
tragte oder den La ndesbea uftragten für Daten­
schutz wenden können.  

(6 )  Wird den Betroffenen keine Auskunft ertei lt ,  ist 
sie auf deren Verla ngen der oder dem La ndesbeauf­
tragten für Datenschutz zu ertei len ,  soweit n icht 
d ie Aufs ichtsbehörde im Einzelfa l l  feststel lt ,  dass 
dadurch d ie  Sicherheit des La ndes Schieswig-Ho l­
ste in ,  eines anderen La ndes oder des Bundes ge­
fährdet würde. Die M itte i lung der oder des La ndes­
beauftragten für Datenschutz an d ie Betroffenen 
darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand 
der  speichernden Stel le zulassen ,  sofern diese 
n icht einer weitergehenden Auskunft zustim mt .  

(7 )  Die Auskunft nach Absatz 1 ist unentgeltl ich . 

(8 )  Auf Antrag  erfo lgt d ie  Auskunft in Fo rm der  
Akteneinsicht.  

§ 1 2 5 
Anwendung des Landesdatenschutzgesetzes 

Soweit in dem Gesetz keine beso nderen Regelun­
gen entha lten s ind,  gi lt  das La ndesdatenschutzge­
setz Schleswig-Ho lste in .  

Abschnitt XXI 
Schlussbestimmung 

§ 1 26 
E inschränkung vo n Grundrechten 

Durch d ieses Gesetz werden die Grundrechte aus 
Art ikel 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 (körperl iche Unver­
sehrtheit und Freiheit der Perso n) u nd Artikel 1 0  
Abs. 1 ( Brief-, Po st- und Fernmeldegeheimnis)  des 
Grundgesetzes eingeschränkt.  

Artikel 2 
Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe 

bei Gefangenen mit angeordneter oder 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung 

in Schleswig-Holstein ISVStVollzG SH) 

GS Schl .-H . I I ,  G I . Nr. 3 1 2-1 7 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gi lt  in Ergänzung zum Strafvo l lzugs­
gesetz für Gefa ngene im Vo l lzug der Freiheitsstrafe, 
bei denen das Gericht d ie  Unterbr ingung in der  Si­
cherungsverwa hrung a ngeo rdnet oder vo rbehalten 
hat .  

§ 2 
Ziel  des Strafvo l lzugs bei a ngeo rdneter oder  

vo rbeha ltener Sicherungsverwa hrung 

Bei a ngeo rd neter oder vo rbeha ltener Sicherungs­
verwa h rung dient der  Vo l lzug der  Freiheitsstrafe 
auch dem Zie l ,  die Gefähr l ichkeit der Gefa ngenen 
für  d ie Al lgemeinheit so zu mindern,  dass d ie Vo l l -

streckung der Unterbringung oder  deren Ano rd­
nung mögl ichst entbehr l ich wird. 

§ 3 
Gesta ltung des Strafvo l lzugs bei a ngeo rdneter 

oder vo rbeha ltener Sicherungsverwa hrung 

( 1 )  Der Vo l lzug ist thera piegerichtet a uszuges�a l ­
ten . Die Gefa ngenen s ind ind iv iduel l  und intensiv 
zu betreuen .  Fähig keiten ,  d ie  s ie für e in selbstbe­
stimmtes Leben in  Freiheit und so zia ler  Verantwo r­
tung benötigen,  s ind zu erha lten und zu fördern . 

(2 )  Die Bereitschaft der Gefangenen,  a n  der  Errei­
chung der Vo l lzugsziele m itzuwirken,  ist fo rtwäh­
rend zu wecken und zu fördern . Die Motivatio ns­
ma ßnahmen sind zu do kumentieren .  

§ 4 
Behand lungsuntersuchung 

( 1 )  An das Aufna hmeverfahren schl ießt s ich zur 
Vo rbereitung der  VOl lzugsplar:ung unverzüg l ich eine 
u mfassende Behand lungsuntersuchung a n .  

( 2 )  Die ·Behand lungsuntersuchung muss wissen­
schaft l ichen Erkenntnissen genügen und vo n Per­
so nen mit e inschlägiger wissenschaftl icher Qua l ifi­
katio n durchgeführt werden . 

(3 )  Die Behand lungsuntersuchung erstreckt s ich 
auf d ie Persön l ichkeit, d ie  so zia len Bezüge sowie 
al le so nstigen Gesichtspunkte, deren Kenntnis für 
e ine Beurtei lung der  Gefähr l ichkeit der Gefa nge­
nen, eine zie lger ichtete und wirkungso rientierte 
Vo l lzugsgesta ltung und d ie E ingl iederung der Ge­
fa ngenen nach der Entlassung notwendig er­
scheint .  Erkenntnisse und U nterlagen aus vo ra nge­
gangenen Freiheitsentziehwngen werden hera nge­
zogen .  

(4 )  I n  der Behand lungsuntersuchung werden die im  
Einzelfa l l  d ie  Gefähr l ichkeit begründenden Fa kto ren 
ermitte lt .  G le ichzeitig so l len d ie Fähig keiten der 
Gefa ngenen erm itte lt werden,  deren Stärkung der  
Gefähr l ichkeit entgegenwirken kan n .  

( 5 )  Das Ergebnis d e r  Beha nd lungsu ntersuchung 
wird mit den Gefa ngenen erörtert. 

§ 5 
Vo l lzugspla n  

( 1 )  Auf der Grundlage des Ergebnisses der Beha nd­
lungsuntersuchung wird e in  Vo l lzugsplan erstel lt .  
E r  ze igt den Gefa ngenen bereits zu Beg inn der Haft 
d ie  zur  Erreichung des Vo l lzugsziels erfo rder l ichen 
Maßna hmen auf .  Da neben enthält er  weitere An­
gebote und Empfehlungen zur  s innvol len  Gesta l ­
tung des Lebens im Vo l lzug . Den Fähigkeiten ,  Fer­
t igkeiten und Neigungen der  Gefa ngenen ist Rech­
nung zu tragen .  

(2 )  Der  Vo l lzugspla n  wi rd unverzügl ich,  regelmäßig 
innerha lb der ersten acht Wochen nach der Auf­
na hme, erste l l t .  
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(3 )  Der Vol lzugsplan sowie die dar in vorgesehenen 
Maßnahmen .werden regelmäßig al le sechs Monate 
überprüft und fortgeschrieben .  Die Entwicklung 

. der  Gefangenen und d ie in  der  Zwischenzeit ge­
wonnenen Erkenntn isse sind zu berücksichtigen . 
Die durchgeführten Maßnahmen sind zu dokumen­
tieren .  

(4) Der Vol lzugsplan wird mit den Gefangenen erör­
tert . Dabei werden deren Anregungen und Vor­
schläge e inbezogen,  soweit sie der Erre ichung des 
Vol lzugsziels d ienen.  

(5)  Zur Erstel lung u nd Fortschreibung des Vol lzugs­
plans führt d ie Anstaltsleiterin oder der Anstalts le i­
ter eine Konferenz mit den an der  Vo l lzugsgesta l­
tung maßgebl ich Betei l igten durch . Die im Vol lzug 
einer vorangegangenen Freiheitsentziehung an der  
Vol l zugsgesta ltung maßgebl ich Betei l igten können 
an der Konferenz betei l igt werden . Standen d ie Ge­
fangenen vor dem Vol lzug der Freihe itsstrafe u nter 
Bewährung oder Führungsaufs icht ,  kann auch d ie 
oder der für  sie bis lang zuständige Bewährungshel­
ferin oder Bewährungshelfer an der Konferenz be­
tei l igt werden . Den Gefangenen wird der  Vol lzugs­
plan in der Konferenz eröffnet und er läutert . Sie 
können auch darüber  hinaus an der  Konferenz be­
tei l igt werden .  

(6 )  An der E ing l iederung mitwirkende Personen au­
ßerha lb des  Vol lzugs s ind  nach Mögl ichkeit in d ie 
P lanung einzubeziehen . Sie können m it Zustim­
mung der Gefangenen auch an der  Konferenz be­
tei l igt werden .  

(7 )  Rechtzeitig vor e ine r  voraussichtl ichen Entlas­
sung sol l  d ie  künftig zuständigen Bewä�rungshel­
ferin oder der zukünftig zuständige Bewährungs­
helfer an der Konferenz tei lnehmen.  Ihr oder ihm ist 
der  Vol lzugsplan und seine Fortschreibungen zu 
übersende n .  

(8 )  Der Vo l lzugsplan u n d  se ine Fortschreibungen 
werden den Gefangenen ausgehändigt.  

§ 6 
I nhalt des Vol lzugsplans 

( 1 ) Der Vol lzugsplan sowie seine Fortschreibungen 
enthalten l,mter Berücksichtigung von § 7 Abs. 2 
Satz 2 insbesondere folgende Angaben : 

1 .  Zusammenfassung der  für  d ie  Vo l lzugsplanung 
maßgebl ichen Ergebnisse der  Behandl ungsun­
tersuchung,  

2 .  Maßnahmen zur Förderung der  M itwirkungsbe­
reitschaft, 

3. Tei lnahme an psych iatrischen,  psychothera­
peutischen oder sozialtherapeutischen Maß­
nahmen,  

4 .  Tei lnahme an anderen einzel- oder gruppenthe­
rapeutischen Maßnahmen, 

5 .  U nterbringung in einer Wohngruppe und Tei l ­
nahme am Wohngruppenvol lzug,  

6 .  Tei lnahme an Maßnahmen zur Behandlung von 
Suchtmittelabhäng igkeit und -missbrauch,  

7 .  Tei lnahme an Tra in ingsmaßnahmen zur Verbes­
serung der sozialen Kompetenz, 

8. Tei lnahme an schul ischen u nd berufl ichen Qua­
l if iz ierungsmaßnahmen einschl ießl ich Alphabe­
tisierungs- u nd Deutschkursen, 

9.  Tei lnahme an arbeitstherapeutischen Maßnah­
men oder a m  Arbeitstra in ing ,  

10 .  Arbeit, 

1 1 . freies Beschäftigungsverhältnis, Selbstbe-
schäftigung,  

1 2 . Tei lnahme an Sportangeboten und Maßnah­
men zur strukturierten Gesta ltung der  Freizeit, 

1 3 . Lockerungen und Ur laub, 

1 4 . U nterbr ingung im offenen Vol lzug,  

1 5 . Aufrechterhaltung ,  Förderung und Gesta ltung 
von Au ßen konta kten,  

1 6 . Schuldnerber<ltung,  Schuldenregu l ierung und 
Erfü l lung von U nterha ltspfl ichten, 

1 7 . Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung,  
E ingl iederung u nd Nachsorge und 

1 8 . Fr ist zur Fortsch reibung des Vo l lzugsplans. 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 N r. 3, 4 ,  6 bis 9, 
die nach dem Ergebnis des Diagnoseverfah rens als 
zur Erre ichung des Vo l lzugsziels zwingend erforder­
l ich erachtet werden,  sind a ls  solche zu kennzeich­
nen und gehen al len anderen Maßnahmen vor. An­
dere Maßnahmen können versagt werden,  soweit 
sie d ie  Te i lnahme an Maßnahmen nach Satz 1 be­
einträchtigen würden .  Dies g i l t  n icht für Maßnah­
men nach N r. 1 0  u nd 1 1 . 

(3 )  Rechtzeitig vor dem voraussichtl ichen Entlas­
sungszeitpun kt hat die P lanung zur Vorbereitung 
der  E ing l iederung zu beg innen . Anknüpfend an d ie 
bisherige Vo l lzugsplanung werden ab d iesem Zeit­
punkt die Maßnahmen nach Absatz 1 N r. 1 8  kon­
kretis iert oder ergänzt .  Insbesondere ist Ste l lung zu 
nehmen zur 

1 .  Unterbringung im offenen Vol lzug , Aufenthalt i n  
e ine r  Übergangseinr ichtung,  

2 .  Unterkunft sowie Arbeit oder Ausbi ldung nach 
der  Entlassung,  

3 .  U nterstützung be i  notwendigen Behördengän­
gen u nd der  Beschaffung der notwendigen per­
sönl ichen Dokumente, 

4. Betei l igung der  Bewährungshi lfe u nd der Foren­
sischen Ambulanzen,  

5 .  Kontaktaufnahme zu E inrichtungen der  Entlas­
senenhi lfe, 
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6 .  Fortsetzung von im Vol lzug noch nicht abge­
sch lossenen Maßnahmen, 

7 .  Anregung von Auflagen und Weisungen für d ie  
Bewährungs- oder Führungsaufsicht, 

8.  Vermittlung in  nachsorgende Maßnahmen,  

9 .  nachgehenden Betreuung d u rch Vo l lzugsbe­
dienstete. 

§ 7 
Ausgesta ltung des Vol lzugs 

( 1 ) Der Vol lzug ist auf der Grund lage des Lebens in 
einer Gemeinschaft therapeutisch auszugestalten .  
Er bedient s ich  sozial- u nd psychotherapeutischer, 
psychiatr ischer, sozialpädagogischer u nd arbe its­
therapeutischer Methoden,  d ie wissenschaft l ichen 
Erkenntnissen entsprechen . 

(2 )  Den Gefangenen s ind die zur Erreichung des 
Vo l lzugsziels im Einzelfa l l  erforder l ichen Behand­
lungsmaßnahmen anzubieten .  Soweit standard i­
s ierte Angebote nicht ausreichen oder keinen Er­
folg versprechen, sind individuel l  zugeschn ittene 
Behandlungsangebote zu unterbreiten .  

(3 )  Be i  der  behand lerisch�n Ausgestaltung des 
Vol lzugs wi rken Bed ienstete verschiedener Fach­
r ichtungen in  enger Abstimmung zusammen .  So­
weit es erforderl ich ist,  s ind externe Fach kräfte e in­
zubeziehen.  Den Gefangenen sol len Bed ienstete 
a ls  feste Ansprechpartner zur Verfügung stehen.  

§ 8 
U nterbringung 

Gefangene m it angeordneter oder vorbeha ltener Si­
cherungsverwahrung können in  einer baul ich abge­
grenzten Abtei lung u ntergebracht werden,  zu der 
neben den Hafträumen weitere Zimmer und Ein­
r ichtungen zur  gemeinsamen Nutzung gehören .  Sie 
sol len von fest zugeordneten Bed iensteten betreut 
werden,  d ie auf d ie unterschiedl ichen Bedürfnisse 
der Gefangenen m it abgest immten Vol lzugsmaß­
nahmen eingehen können.  

§ 9 
Ver legung in e ine sozialtherapeutische 

E inrichtung 

( 1 )  Die Gefangenen sind bereits während des Vol l ­
zugs der  Freiheitsstrafe in  eine sozia ltherapeuti­
sche Abte i lung oder Anstalt zu ver legen, wenn ihre 
Te i lnahme an den dortigen Behand lungsprogram­
men zur Verr ingerung der Gefähr l ichkeit für d ie Al l ­
gemeinheit angezeigt ist . 

(2 )  Die Verlegung sol l  zu e inem Zeitpunkt erfo lgen,  
der den Abschluss der  Behandlung während des 
Vol lzugs der  Freiheitsstrafe erwarten lässt .  

§ 1 0  
Ur laub zur Vorbereitung der Ent lassung 

( 1 )  Die Justizvol lzugsanstalt kann den Gefangenen 
nach Anhörung der Vol lstreckungsbehörde zur Vor-

bereitung der Entlassung Sonderurlaub bis zu sechs 
Monaten gewähren .  § 11 Abs. 2 und § 1 3  Abs. 5 
des Strafvo l lzugsgesetzes vom 1 4 . März 1 97 6  
( B G B I .  I S .  581 ) ,  zu letzt geändert d u rch Art ikel 2 
des Gesetzes vom 2 9 .  Ju l i  2009 (BGBI .  I S .  2274) , 
gelten entsprechend.  

(2 )  Den Beur laubten sol len für  den U rlaub Weisun­
gen erteilt werden . Sie können insbesondere ange­
wiesen werden ,  s ich e iner  von der  Justizvol lzugs­
ansta lt bestim mten Betreuungsperson zu u nterstel­
len und jewei ls  für kurze Zeit in  die 
J ustizvol lzugsanstalt zurückzukehren .  

(3 )  § 1 4  Abs. 2 des  Strafvol lzugsgesetzes g i lt ent­
sprechend. Der U rlaub wird widerrufen,  wenn dies 
für  d ie  Behand lung der oder d ie Gefangenen not­
wendig ist. 

§ 1 1  
Nachgehende Betreuung 

( 1 )  Die Justizvol lzugsanstalt kann Ent lassenen auf 
Antrag Hi lfeste l lung gewäh ren,  soweit diese nicht 
anderweitig zur Verfügung steht und der Erfolg der 
Behand lung gefährdet erscheint .  

(2 )  M it Zust immung der  Anstalts le iterin oder des 
Anstalts leiters können Bedienstete an der  nachge­
henden Betreuung Entlassener mit deren Einver­
ständnis  mitwirken,  wenn ansonsten die E ing l iede­
rung gefährdet wäre. Die nachgehende Betreuung 
kann auch außerhalb der  J ustizvol lzugsanstalt er­
folgen .  

§ 1 2  
Verbleib oder ·Aufnahme 

auf fre iwi l l iger  G rundlage 

( 1 )  Frühere Gefangene können auf i h ren Antrag vo­
rübergehend in e iner E inrichtung des J ustizvol lzugs 
verbleiben oder wiederaufgenommen werden,  
wenn d ie E ing l iederung gefährdet und e in  Aufent­
ha lt in der E inrichtung aus d iesem Grunde gerecht­
fertigt ist. Der Verbleib und d ie  Aufnahme sind je­
derzeit widerrufl ich .  

(2 )  Gegen verbl iebene oder aufgenommene Perso­
nen dürfen Maßnahmen des Vol lzugs nicht mit un­
m ittelbarem Zwang durchgesetzt werden . 

( 3 )  Auf ihren Antrag s ind die verbl iebenen oder auf­
genommenen Personen unverzügl ich zu entlassen . 

§ 1 3  
Bed ienstete 

Für d ie Betreuung von Gefangenen m it angeordne­
ter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung ist 
besonders qua l if iziertes Persona l  vorzusehen .  Al le  
in  der  Justizvo l lzugsanstalt Tätigen arbeiten zu­
sammen und wirken d a ran mit, das Vol lzugsziel zu 
erre ichen.  
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Artikel 3 
Änderung des Jugendstrafvollzugsgesetzes * ) 

Das Jugendstrafvol lzugsgesetz vom 1 9 . Dezember 
2007 ( GVOBI .  Schl . - H .  S .  563) ,  zu letzt geändert 
d u rch § 99 des Gesetzes vom 1 6 . Dezember 201 1 
(GVOBI .  Sch l . - H .  S .  322 ) ,  wird wie fo lgt geändert :  
1 .  ·Im Inha ltsverze ichnis werden 

a) nach § 22 wird folgender Abschn itt 1 1 1  e inge­
fügt : 

,Abschn itt 1 1 1  
Vol lzug der Jugendstrafe 

bei Gefangenen mit 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung 

§ 22 a Z ie l  des Vol lzuges der J ugendstrafe 
bei vorbehaltener Sicherungsverwah­
rung 

§ 22 b Vol lzugsgesta ltung bei vorbehaltener 
Sicherungsverwahru ng 

§ 22 c Diagnoseverfahren 
§ 22 d Vol lzugsplan 
§ 2 2  e Ausgesta ltung des Vol lzuges" 

b) Die bisher igen Abschnitte 1 1 1  bis XVI I  zu Ab­
schnitten IV bis XVI I I .  

2 .  Nach § 22 wird folgender neuer Abschnitt e in­
gefügt: 

,Abschn itt 1 1 1  
Vol lzug d e r  Jugendstrafe 

bei Gefangenen mit 
vorbehaltener Sicherungsverwahrung 

§ 22 a 
Ziel des Vo l lzuges der  

Jugendstrafe be i  vorbehaltener 
Sicherungsverwahrung 

Bei  vorbehaltener Sicherungsverwahrung ( §  § 7 
Abs. 2, 1 06 Abs. 3 und 4 Jugendgerichtsge­
setz in  der Fassung der Bekanntmachung vom 
1 1 . Dezember 1 974 (BGBI .  I S. 342 7 ) ,  zu letzt 
geändert durch Artike l  2 des Gesetzes zur  bun­
desrechtl ichen U msetzung des Abstandsgebo­
tes im Recht der  Sicherungsverwahrung)  dient 
der Vol lzug der Fre iheitsstrafe auch dem Ziel ,  
d ie  Gefähr l ichkeit der  Gefangenen für d ie  Al lge­
meinheit so zu mindern,  dass d ie  Vo l lstreckung 
der  U nterbringung oder deren Anordnung mög­
l ichst entbehr l ich wird.  

§ 22 b 
Vol lzugsgesta ltung bei 

vorbehaltener Sicherungsverwahrung 
Der Vol lzug ist therapiegerichtet auszugesta l­
ten .  Die Gefangenen sind individue l l  und inten­
siv zu betreuen . Fähigkeiten ,  d ie s ie für e in  

selbstbest immtes Leben in  Freiheit und sozialer 
Verantwortung benötigen,  sind zu erhalten und 
zu fördern.  

§ 22 c 
Diagnoseverfahren 

Das Diagnoseverfahren erstreckt s ich gemäß 
§ 1 0  auch auf a l le  U mstände, d ie  für d ie  Beur­
tei lung der Gefähr l ichkeit der Gefangenen maß­
gebl ich s ind .  Zudem sind d ie  ind ividuel len Risi­
kofaktoren sowie der  Behandlungsbedarf ,  die 
Behand lungsfäh igkeit und d ie Behandlungsmoti­
vation festzuste l len .  G leichzeitig sol len die Fä­
h igkeiten der Gefangenen ermitte lt werden,  de­
ren Stärkung der  Gefähr l ichkeit c;ier Gefangenen 
entgegenwirkt. Erkenntnisse aus vorangegange­
nen Freiheitsentziehungen sind e inzubeziehen . 
Das Diagnoseverfahren muss wissenschaftl i­
chen Erkenntnissen genügen und von Personen 
mit e inschlägiger wissenschaftl icher Qual if ika­
tion durchgeführt werden .  

§ 2 2  d 
Vol lzugsplan 

Behandlungs- oder Qual if izieru ngsmaßnahmen, 
d ie  nach dem Ergebnis des Diagnoseverfah rens 
a ls  zur Erre ichung des Vol lzugsziels zwingend 
erforder l ich erachtet werden,  sind a ls  solche zu 
kennze ichnen und gehen anderen Maßnahmen 
vor. Andere Maßnahmen können versagt wer­
den,  soweit sie die Tei lnahme an Maßnahmen 
nach Satz 1 beeinträchtigen würden .  Dies g i lt 
n icht für d ie Ausübung von Arbeit, e inem freien 
Beschäftigungsverhältnis oder Selbstbeschäfti­
gung .  

§ 22 e 
Ausgesta ltung des Vol lzuges 

( 1 )  Den Gefangenen sind d ie  zur Erre ichung des 
Vo l lzugsziels im Einzelfa l l  erforderl ichen Behand­
lungsmaßnahmen anzubiete n .  Soweit standard i ­
s ierte Angebote n icht ausreichen oder keinen 
Erfolg versprechen,  sind individuel l  zugeschnit­
tene Behandlungsangebote zu unterbreiten . 
(2 )  Maßnahmen zur Erre ichung des Vo l lzugs­
ziels, an denen der Gefangene tei lgenommen 
hat oder bei denen er  zur Tei lnahme verpf l ichtet 
worden ist, s ind zu dokumentieren .  
(3 )  Den  Gefangenen sol len Bedienstete a ls feste 
Ansprechpartner zur Verfügung stehen . "  

3 .  Die bisherigen Abschnitte 1 1  bis XVI I  werden zu 
Abschn itten 1 1 1  bis XVI I I .  

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Arti kel 1 tritt am 1 .  Jun i  201 3 in Kraft; Artikel 2 
und 3 treten am Tag nach der  Verkündung in Kraft .  

Das vorstehende Gesetz wird h iermit ausgefertigt u n d  ist z u  verkünden .  
K ie l ,  1 5 . Ma i  201 3 

To r s t e n  A l b i g  
M inisterpräsident 

* ) Ändert Ges. vom 1 9 . Dezember 2007, G S  Schl . - H .  1 1 ,  G I . N r. 31 2- 1 2  

A n k e S p o o r e n d o n k  
Min ister in 

für  J ustiz, Kultur u nd Europa 
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1 545/20 1 3 

Gesetz 
über die Zustimmung zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land · Schleswig-Holstein 

und der Freien und Hansestadt Hamburg über die Zusammenarbeit 
im Bereich der Sicherungsverwahrung und der Therapieunterbringung 

Vom 15. Mai 2013 
G S  Schl . - H .  11, G I . N r. 450-6 

Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen :  

§ 1 

( 1 )  Dem am 7 .  Februar 201 3 unterze ichneten 
Staatsvertrag wird zugestimmt. 

(2 )  Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffent­
l icht .  

(3 )  Den Tag ,  an dem der  Staatsvertrag nach seinem 
§ 8 in  Kraft tritt, macht das M in ister ium für Justiz, 
Kultur und Europa im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Schleswig-Holste in  bekannt. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt a m  Tag seiner Verkündung in 
Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird h iermit ausgefertigt und ist zu verkünden . 

K ie l ,  1 5 . Mai  201 3 

To r s t e n  A l b i g  
Min isterpräsident 

Anlage 

Staatsvertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein 
und der Freien und Hansestadt Hamburg über die 

Zusammenarbeit im Bereich der Sicherungsverwahrung 
und der Therapieunterbringung 

Die Freie und Hansestadt Hamburg ,  
vertreten durch den Senat, 
d ieser vertreten durch den Präses der Behörde für Justiz 
und Gle ichstel lung, 

und 

das Land Schleswig-Holstein ,  
vertreten durch den Min isterpräsidenten, 
d ieser vertreten durch  d ie Ministerin für Justiz, Kultur 
und Europa, 

schl ießen vorbehalt l ich der Zustimmung ihrer verfas­
sungsmäßig berufenen Organe nachstehenden Staats­
vertrag :  

§ 1 
Zweck und Grundlage des Staatsvertrages 

( 1 )  Die Freie und Hansestadt Hamburg stellt dem Land 
Schleswig-Holstein für den Vol lzug der S icherungsver­
wahrung und der Therapieunterbringung zunächst bis zu 
11 Plätze für männl iche, erwachsene Personen im Ham­
burger Vol lzug zur Verfügung.  Das Land Schieswig-Hol­
ste in  entscheidet,  welche Untergebrachten nach Ham­
burg verlegt werden.  

A n k e S p o o r e n d o n k  
Min ister in 

für J ustiz, Kultur und Europa 

(2 )  Der Vol lzug richtet s ich nach hamburg ischem Landes­
recht. Bis zum Inkrafttreten eines hamburgischen Thera­
pieunterbringungsvol lzugsgesetzes gilt das Therapieun­
terbr ingungsvo l lzugsgesetz des Landes Schieswig-Hol­
stein .  

§ 2 
Entlassungsvorbereitung 

Die Untergebrachten aus Schleswig-Holstein werden 
grundsätz l ich nach Schleswig-Holstein entlassen .  D ie 
Untergebrachten werden desha lb nach E in le itung der 
Vorbereitungen für d ie Entlassung in  eine E inrichtung des 
Landes Schleswig-Holstein zurückverlegt. 

§ 3 
Unterbringung nach Beendigung der 

Sicherungsverwahrung 
Die Freie und Hansestadt H amburg kann entlassene Un­
tergebrachte aus Hamburg nach Beend igung der Siche­
rungsverwahrung in Hamburger E inrichtungen auf dem 
Hoheitsgebiet des Landes Schleswig-Holsteins oder in 
E inrichtungen, d ie im Auftrag Hamburgs auf dem Ho­
heitsgebiet Schleswig-Holsteins vorgehalten werden, 
unterbringen .  H ierüber ist e in Einvernehmen zwischen 
den Ländern herzustellen . 

§ 4 
Kostenregelung 

Das Land Schieswig-Hoistein  erstattet d ie Kosten für die 
von der Freien und Hansestadt Hamburg vorgehaltenen 
Unterbringungsplätze. 
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§ 5 
Evaluation 

Die Konzeption und Durchführung der Unterbr ingung,  
der Platzbedarf und der Personalbedarf e inschl ießl ich 
des Bedarfs der zuständigen Gerichtsbarkeit werden re­
gelmäßig überprüft. 

§ 6 
Verwaltungsvereinbarung 

( 1 ) Die zur  Durchführung dieses Staatsvertrags erforder­
l iche Verwaltungsvereinbarung wird von dem Ministe­
r ium für Justiz ,  Kultur und Europa des Landes Schles­
wig-Holstein und der Behörde für Justiz und G leichstel­
lung der Freien und Hansestadt Hamburg getroffen .  

( 2 )  Im  Rahmen d ieser Verwaltungsvere inbarung kann  die 
Anzahl der gemäß § 1 zur  Verfügung gestel lten Plätze 
angepasst werden . 

§ 7 
Vertragsdauer 

( 1 ) Der Staatsvertrag wi rd auf unbestimmte Zeit ge­
schlossen .  

(2 )  D ie Vertragsparteien haben das Recht, den Staatsver­
trag zum 31 . Ju l i  eines jeden Jahres zum Ablauf des 
übernächsten Kalenderjahres zu kündigen.  

§ 8 
I n  krafttreten 

Der Staatsvertrag bedarf der Ratif ikat ion.  Er tritt am ers­
ten Tag des Monats nach dem Austausch der Ratifi ka­
t ionsurkunden in Kraft. 

Hamburg ,  7. Februar 201 3 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg 
Für den Senat 
gez . Jana S c h i e d e k  
Präses der Behörde für J ustiz und G leichste l lung 

K ie l ,  7 .  Februar 201 3 

Für das Land Schleswig-Holstein 
Für den Min isterpräsidenten 
gez . Anke S p o o r e n d o n k  
Min isterin für Justiz, Kultur und Europa 

Landesverordnung 

201 

über Zweckabgaben tür in öffentlicher Trägerschatt veranstaltete Lotterien ( LottZwAbgVO) 

Vom 9 .  April 2013 
G S  Schl . - H .  11, G I . N r. 2 1 8 6-20- 1 

Aufgrund des § 8 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur 
Ausführung des Staatsvertrages zum Glücksspiel­
wesen in Deutschland vom 1 .  Februar 201 3 
(GVOBI .  Schl . - H .  S. 64) verordnet das Finanzmin is­
terium:  

§ 1 
Höhe der  Zweckabgabe 

( 1 ) Die Zweckabgabe beträgt 
1 .  beim Zahlenlotto 
2 .  beim Fußbal l-Toto 

2 5  % ,  
2 5  % ,  

3 .  beim Eurojackpot 2 5  % ,  

4 .  bei Zusatzlotterien 25 % ,  
5 .  bei" der  G lücksSpirale 28 1 /3 % ,  
6 .  bei B INGO ! - Die Umweltlotterie 25 %, 
7 .  bei Losbrieflotterien 2 5  % ,  
8 .  bei Keno 21 , 5  % ,  

9 .  bei P lus 5 21 , 5  % 
der Summe der Spie le insätze (Spie lkap ita l )  . Die 
Zweckabgabe der  genannten G lücksspiele kann 
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für e inen bestimmten Zeitraum u m  bis zu fünf 
Prozentpunkte gesenkt werden .  
(2 )  Wenn s ich  be i  der G lücksSpira le aufgrund des 
tatsächl ichen Ergebn isses der Gewinnausschüt­
tung U nter- oder Ü berplanspie le ergeben, ist d ie  
Zweckabgabe in  Höhe des D ifferenzbetrages be i  e i ­
nem U nterplanspiel  entsprechend zu erhöhen oder 
bei e inem Ü berplanspiel  entsprechend zu verr in­
gern . 

legen,  dass d ie  Nordwestlotto Schleswig-Holstein 
GmbH & CO . KG Zweckabgaben ganz oder zum Te i l  
e inem Dritten zur zweckentsprechenden Verwen­
dung zu überlassen hat. 

§ 2 

(2 )  Die Zweckabgabe der  G lücksSpira le  erhalten je 
zu e inem Viertel d ie  Bundesarbe itsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtsverbände ( BAG FWj ,  der Deut­
sche Olympische Sportbund (DOSB) , die Deutsche 
Stiftung Denkmalschutz ( DSD) und das Land 
Schleswig-Holste in .  

Fä l l igke it und  Verfah ren zur Abführung § 4 
der  Zweckabgaben Inkrafttreten, A.ußerkrafttreten 

( 1 )  Die Zweckabgabe der e inzelnen Lotterien ist für 
d ie  Veranstaltungen e iner Ka lenderwoche jewei ls  
am zweiten darauf folgenden Montag fä l l ig . D ie 
Höhe des jewei l igen Ü berweisungsbetrages ist  dem 
I nnenminister ium rechtzeitig vorher anzuzeigen .  
Handelt es s ic� be i  dem Montag u m  e inen gesetz­
l ichen Feiertag , tritt an seine Stel le der nächste 
Werktag .  

( 1 )  Diese Verordnung tr itt m it Wirkung vom 8 .  Feb­
ruar 201 3 in Kraft. Sie tr itt m it Ablauf von fünf 
Jahren außer Kraft. 

(2) Am Tage des Inkrafttretens tritt d ie Landes­
verord nung über Zweckabgaben für in  öffentl icher 
Trägerschaft veranstaltete Lotterien vom 1 .  Febru­
ar  201 2 (GVOBI .  Sch l . - H .  S .  274) * )  außer  Kraft. 

(2) § 240 Abgabenordnung g i lt entsprechend. 

§ 3 
Verwendung 

( 1 )  Das Finanzmin ister ium kann i m  Benehmen mit  
dem I nnenmin ister ium d u rch Verwaltungsakt fest-

Die vorstehende Verordnung wird h iermit ausgefertigt und ist zu verkünden . 

K ie l ,  9 .  Apri l  201 3 

M o n i k a H e i n o l d  
F inanzminister in 

*) GS Sch l . - H .  11, G I . N r. 21 86- 1 5-2 

Bekanntmachung 
über das In-Kraft-Treten des Zweiten Abkommens zur Änderung des Abkommens über 

die Zentralstelle der länder für Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten 

Kie l ,  1 1 . Apri l  201 3 

Vom 11 . April 201 3 
G S  Schl . - H .  11, G I . N r. 21 21 - 5 - 1  

Nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes zum Zweiten Ab­
kommen zur Änderung des Abkommens über d ie  
Zentra lstel le  der  Länder für  Gesundheitsschutz bei 
Arzneimitte ln u nd Mediz inprodukten vom 2 7 .  Apri l  
201 2 (GVOBI .  Schl . " H .  S .  505) wird bekanntge­
macht, dass das Abkommen am 1 .  Apr i l  201 3 in 
Kraft getreten ist. 

K r i s t i n  A l h e i t  
Min ister in 

für Sozia les, Gesundheit ,  Fami l ie  
und Gle ichstel lung 
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landesverordnung 
über das Naturschutzgebiet "Gränauer Heide, Gränauer Moor und Blankensee" 

Vom 1 6 . April 2013 
GS Schl . - H .  1 1 ,  G I .  N r. 791 - 1 0-8 

Aufgrund des § 1 3  Abs. 1 Landesnaturschutzge­
setz (LNatSchG)  vom 24. Februar 2010 (GVOBI .  
Schl . - H .  S .  301 , ber. S .  486) '  zu letzt geändert 
d u rch Art ikel 2 des Gesetzes vom 1 3 . Ju l i  201 1  
( GVOBI .  Schl . -H . S .  2 2 5 ) '  in Verbindung mit  § 32 
Abs .  2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 
2 9 .  Ju l i  2009 (BGBI .  I S. 2542) '  zuletzt geändert 
d u rch Arti ke l 7 des Gesetzes vom 21 . Januar  201 3 
(BGB I .  I S. 9 5 ) '  sowie aufgrund des § 38 Landes­
jagdgesetz (LJagdG) in der Fassung vom 1 3 . Okto­
ber 1 99 9  (GVOBI .  Schl . -H . S. 300, ber. 2008 
S. 1 3 5 ) ,  zu letzt geändert durch  Art ikel 1 des 
Gesetzes vom 8. Februar 201 2 ( GVO BI . Schl . -H . 
S .  266) ,  verordnet das Min ister ium für Energ ie­
wende, Landwirtschaft, Umwelt und länd l iche 
Räume:  

§ 1 
Erk lärung zum Naturschutzgebiet 

( 1 ) Die G rönauer Heide, das G rönauer Moor, der  
B lankensee mit B lankenseebachniederung auf dem 
Gebiet der  Hansestadt Lübeck und der  Gemeinden 
G roß Grönau u nd G roß Sarau im K reis Herzogtum 
Lauenburg werden zum Naturschutzgebiet erk lärt .  
Das Naturschutzgebiet ist  zu g roßen Te i len beson­
deres Schutzgebiet (FFH-Gebiet) im Sinne der  
R icht l in ie  92/43/EWG des Rates vom 21 . Ma i  1 992 
zur Erhaltung der  natür l ichen Lebensräume sowie 
der wi ld lebenden Tiere und Pflanzen (ABI .  EU 
N r. L 206, S. 7 ) ,  zu letzt geändert d u rch Richt­
l in ie  2006/ 105/EG des Rates vom 20.  Novem­
ber 2006 (ABI . EU N r. L 363,  S. 368) ' und Europäi­
sches Vogelschutzgebiet im Sinne der  Richtl i­
n ie 2009/ 1 47 /EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. November 2009 über d ie 
Erhaltung der wi ld lebenden Vogelarten (ABI . EU 
N r. L 20, S .  7 ) .  D ie  übrigen Tei le des N aturschutz­
gebietes haben Vernetzu ngsfun ktion für die Wan­
derung, d ie geographische Verbreitung und den ge­
netischen Austausch wi ld lebender Arten und die­
nen der  Verbesserung der  ökologischen Kohärenz 
von Natura 2000 im Sinne von Artikel 10 der  Richt­
l in ie 92/43/EWG . 
( 2 )  Das Naturschutzgebiet wird mit der Bezeich­
nung "Grönauer Heide, G rönauer Moor und Blan­
kensee" unter Nummer 201 in  das bei der  obersten 
Naturschutzbehörde geführte Verzeichnis der Na­
turschutzgebiete eingetrag·en .  

§ 2 
Ge ltungsbereich 

( 1 )  Das Naturschutzgebiet ist rund 367 ha groß 
und umfasst d ie Flächen der  Grönauer Heide nörd­
l ich der  Straße von G roß G rönau nach Blankensee 
einschl ießl ich g roßer Tei le des "Schönen Dreiecks ", 

d ie Flächen des Grönauer Moores mit Randberei­
chen und den Blankensee mit seiner vermoorten 
Zuflussrinne, den B lankenseebach mit Randberei­
chen und weitere Puffer- und Arrondierungsflächen 
auf dem Gebiet der  Hansestadt Lübeck und der Ge­
meinden Groß Grönau u nd Groß Sara u .  
(2 )  I n  d e r  d ieser Verordnung a l s  Anlage 1 a beige- �:1") 
fügten Übers ichtskarte im Maßstab 1 : 2 5 . 000 ist � /' 
die G renze des Naturschutzgebietes a ls  schwarze � 

Lin ie  dargeste l l t .  In der d ieser Verordnung a ls  
An lage 1 b beigefügten Übersichtskarte im Maß-

:1") 
stab 1 : 2 5 . 000 ist das Europäische Vogelschutzge- � 
biet waagerecht und das Fauna-Flora-Habitat- 6 

Gebiet (FFH-Gebiet) sen krecht schraffiert e ingetra-
gen . 
(3 )  Die Grenze des Naturschutzgeb ietes ist in der  
Abgrenzungskarte 1 a im Maßstab 1 :  5 . 000 rot e in­
getragen . Sie verläuft auf der dem Gebiet zuge­
wandten Seite der roten Linie. In  der  Abgrenzungs­
karte 1 b ist das FFH-Gebiet senkrecht u nd das 
Europäische Vogelschutzgebiet waagerecht schraf­
f iert eingetragen.  Die Ausfertigungen der Karten 
sind bei der obersten Naturschutzbehörde ver­
wahrt .  Die Karten sind Bestandtei le dieser Verord­
nung . Weitere Karten sind 
1 .  bei der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister 

der Hansestadt Lübeck, untere Naturschutzbe­
hörde, 23539 Lübec k, 

2 .  bei der  Landräti"n oder dem Landrat des Kreises 
Herzogtum Lauenburg,  u ntere Naturschutz­
behörde, 23909 Ratzeburg , 

3 .  bei der  Amtsvorsteher in oder dem Amtsvor­
steher des Amtes Lauenburgische Seen, 
23909 Ratzeburg , 

niedergelegt. Die Karten können bei diesen Behörden 
während der Dienststunden eingesehen werden . 

§ 3 
Schutzzweck, Erhaltungsziele 

( 1 )  Das Naturschutzgebiet dient der Sicherung ,  
dem Schutz, der Erhaltung und der Entwicklung e i ­
nes g roßflächigen,  eng verzahnten, überwiegend 
nährstoffarmen u nd vielf�lt igen Biotopkomplexes 
m it Heiden, Magergrasf luren, Trockenrasen, unbe­
wachsenen Rohboden-Pa rtien,  Gewässern und ih­
rer Uferbereiche, Moorbereichen sowie Wäldern 
und Aufforstungsflächen, Knicks sowie Acker- u nd 
Grün landflächen a ls  Lebens-, Brut- und Nahrungs­
raum einer landesweit e inmal igen,  charakteristi­
schen und naturraumtypischen, äußerst a rtenrei­
chen,  tei lweise gefährdeten Pflanzen- und Tierwelt. 
Viele der Lebensräume und Arten sind von europa­
weiter Bedeutung . 
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(2 )  Schutzzweck ist es, d ie  Natur in diesem Gebiet 
in ihrer Gesamtheit dauerhaft zu erhalten u nd zu 
entwicke ln .  I nsbesondere g i lt es, 

1 .  d ie für  d iesen Naturraum typischen nährstoffar­
men, tei lweise auch kulturh istorisch geprägten 
Lebensräume der Heiden, Mager- und Trocken­
rasen ,  Borstgrasrasen,  Sti l l gewässer, Pfeifen­
g raswiesen,  bodensauren Wälder und Gebüsche 
sowie Ü bergangs- u nd Schwingrasenmoore, 
Moorwälder und feuchte Hochstaudenf luren ,  

2 .  d ie auf  d iese Lebensräume spezial is ierten ,  für  
d ieses Gebiet charakteristischen Pflanzen- und 
Tierarten ,  vor  a l lem d ie  große Artenvielfalt der  
Insekten- und Amphibienfauna mit Arten von 
gemeinschaftl ichem I nteresse wie Kammmolch 
sowie d ie  seltene in  ih rem Bestand bedrohte 
Brutvogelgemeinschaft mit den Arten Brachpie­
per, Ziegenmelker, Neuntöter, Heidelerche, Sper­
bergrasmücke, Wachtelkönig,  Mittelspecht, 
Wespen bussard sowie die Arten Schi lfrohrsän­
ger, Fe ld lerche, Wachtel und Grauammer, 

3 .  d ie  natür l iche Grundwasserdynamik und 

4. das in  Tei len des Naturraumes noch erhaltene 
charakteristische und ästhetische Landschafts­
bi ld 

zu erhalten,  zu schützen und gegebenenfal ls zu 
entwickeln sowie 

5 .  d ie in Anlage 2 N r. 1 genannten Lebensraum­
typen und Arten und die in  Anlage 2 N r. 2 be­
zeichneten Vogelarten sowie deren Lebens­
räume zu erha lten oder einen günstigen Erhal­
tungszustand wiederherzustel len . 

Die Anlage 2 ist Bestandteil d ieser Verordnung .  

(3 )  Soweit es zum Schutz d ieses Gebietes und sei­
ner Bestandteile, insbesondere zur Erhaltung oder 
Entwicklung bestimmter, gefährdeter Pfl anzen- u nd 
Tierarten und ihrer  Lebensräume erforder l ich ist, 
können entsprechende Pflege- u nd Entwicklungs­
maßnahmen durchgeführt werden .  

§ 4 
Verbote 

( 1 )  In dem Naturschutzgebiet sind a l l e  Hand lungen 
verboten,  d ie  zu e iner Zerstörung,  Beschädigung 
oder  Veränderung des Naturschutzgebietes oder  
se iner  Bestandtei le oder  zu e iner  erhebl ichen oder  
nachhalt igen Störung führen können . I nsbesondere 
ist es verboten ,  

1 .  Bodenbestandteile abzubauen, Aufschüttun­
gen,  Auf- oder Abspülungen oder Abgrabun­
gen vorzunehmen; 

2.  Sprengungen oder Bohrungen vorzunehmen; 

3.  Straßen ,  Wege, Plätze jeder Art oder sonstige 
Verkehrsflächen anzulegen oder wesentl ich zu 
ändern;  

4 .  Leitungen jeder Art zu verlegen, Masten,  E in­
fried igungen oder E inzäunungen zu errichten 
oder bestehende E inrichtungen oder Anlagen 
d ieser Art wesentl ich zu ändern;  

5 .  baul iche Anlagen,  auch wenn sie ke iner Ge­
nehmigung nach der  Landesbauordnung be­
dürfen, zu err ichten oder wesentl ich zu än­
dern;  

6.  Gewässer gemäß der  § § 67 und 68 Wasser­
hausha ltsgesetz (WHG) vom 31 . Ju l i  2009 
(BGB! .  I S .  2 5 8 5 ) '  zu letzt geändert durch Ar­
t ike l  5 Abs. 9 des Gesetzes vom 24.  Febru­
a r  201 2 (BGB! .  I S .  21 2 ) ,  auszubauen oder 
Maßnahmen d u rchzuführen, d ie  den Wasser­
stand oder den Wasserabfluss oder d ie  F l ieß­
geschwindigkeit erhebl ich verändern,  oder 
Stoffe einzubr ingen, einzule iten ,  zu entnehmen 
oder andere Maßnahmer:1 vorzunehmen, d ie  
geeignet s ind,  d ie  physikal ische, chemische 
oder biologische Beschaffenheit der  Gewässer 
nachtei l ig  zu verändern; 

7.  Anlagen zur Entwässerung eines G rundstückes 
zu errichten oder die bestehende G ru ndstücks­
entwässerung zu verändern;  

8.  Stoffe organischer oder anorganischer Zusam­
mensetzung aufzubringen,  zu lagern oder in 
den Untergrund einzubr ingen; 

9.  Bi ld- oder Schrifttafeln anzubringen, soweit es 
sich n icht um Tafeln zur Kennzeichnung des 
Naturschutzgebietes sowie H inweis- und 
Warntafeln  aufgrund anderer  Rechtsvorschrif­
ten handelt ;  

10.  Erstaufforstungen vorzunehmen; 

1 1 . d ie  Lebensräume der  Pflanzen und der  Tiere zu 
beseit igen oder nachtei l ig zu verändern,  insbe­
sondere durch chemische Stoffe oder mecha­
nische Maßnahmen; 

1 2 . Pflanzen, Pflanzentei le  oder sonstige Bestand­
tei le des Naturschutzgebietes zu entnehmen 
oder Pflanzen e inzubr ingen;  

1 3 . wi ld lebenden Tieren nachzuste l len ,  s ie durch 
Lärm oder anderweitig zu beunruh igen,  s ie zu 
fangen,  zu verletzen oder zu töten oder Tiere 
auszusetzen oder anzusiede ln ;  

1 4 . gentechnisch veränderte Organismen einzu­
br ingen, soweit sie geeignet s ind,  den Schutz­
zweck dieser Verordnung erhebl ich zu beein­
trächtigen;  

1 5 . F lugmodel le, Model lf lug körper mit Eigenan­
tr ieb, Frei- u nd Fesse lba l lone oder Drachen auf­
steigen oder landen zu lassen oder mit Luft­
sportgeräten zu starten oder zu landen;  

1 6 . d ie  Gewässer mit Wasserfahrzeugen jeder Art 
zu befahren; 



N r. 7 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schieswig-Hoistein 201 3;  Ausgabe 30.  Mai  201 3 205 

1 7 . in  den Gewässern zu baden oder mit Tauchge­
räten zu tauchen oder auf den Gewässern 
Schiffsmodel le fahren zu lassen; 

1 8 . Zelte oder Wohnwagen aufzustel len,  Gegen­
stände jeder Art zu lagern,  Feuer zu machen 
oder Hunde nicht angeleint mitzuführen;  

1 9 . den in  der  Übers ichts- und in  der  Abgrenzungs­
karte 1 a i n  gepunkteter Signatur dargestellten 
Tei l  des Naturschutzgebietes zu betreten oder 
in d iesem Teil zu reiten oder zu fahren sowie 
den übrigen Bereich des Naturschutzgebietes 
außerhalb der Wege zu betreten oder hier au­
ßerhalb der  dafür bestimmten Wege zu reiten 
oder zu fahren .  

(2 )  Beschränkungen,  Verbote und Gebote anderer 
Rechtsvorsch riften ble iben unberührt .  

§ 5 
Zulässige Handlungen 

( 1 ) Unberührt von den Verboten des § 4 bleiben 

1 .  d ie auf den Schutzzweck ausgerichtete Boden­
nutzung auf den 

a )  F lächen im Eigentum der Stiftung Grönauer 
Heide und der  Stiftung Naturschutz Sch les­
wig-Holste in ,  

b) d u rch natür l iche und juristischen Personen 
des Privatrechtes für Zwecke des Natur­
schutzes erworbenen oder bereitgestel lten 
Flächen und 

c) von kommunalen Gebietskörperschaften für 
Zwecke des N aturschutzes erworbenen 
oder bereitgestellten Flächen 

nach Maßgabe der Vorgaben der  oberen N atur­
schutzbehörde; auf den Waldf lächen sind zur 
Erhaltung ungestörter Naturabläufe a l le  forst­
wirtschaftl ichen Maßnahmen zu unterlassen;  
zu lässig b le iben d ie erforderl ichen Maßnahmen 
der Verkehrssicherungspfl icht; 

2. d ie der  guten fachl ichen Praxis entsprechende 
landwirtschaft l iche Bodennutzung im Sinne 
des § 5 Abs.  2 BNatSchG der  übrigen 

a) a ls Acker genutzten Flächen, 

b) a ls  Grünland genutzten Flächen, dabei ist 
es jedoch unzulässig,  die Flächen mehr a ls  
bisher zu entwässern, in  Ackerland umzu­
wandeln ,  Pflanzenschutzmittel auf  diesen 
Flächen auszubringen und einen 10  m brei­
ten Randstreifen entlang der Gewässer zu 
düngen,  

c)  gärtnerisch genutzten Flächen; 

3.  d ie den Schutzzweck berücksichtigende, na­
turnahe forstwirtschaftl iche Bodennutzung 
im Sinne des § 5 Abs. 1 und 2 LandeswaIdge­
setz (LWaldG)  in der Fassung vom 5 .  Dezem­
ber 2004 (GVOBI . Sch l . - H .  S. 461 ) ,  zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
1 3 . Ju l i  201 1 ( GVOBI .  Sch l . -H .  S. 225 ) '  der  
übrigen a ls  Wald genutzten F lächen unter Be­
achtung des § 30 BNatSchG in  Verbindung 
mit § 21 LNatSchG;  

4 .  d ie  ordnungsgemäße Ausübung des Jagdrech-
' tes im Sinne des § 1 Bundesjagdgesetz 

( BJagdG) in der  Fassung der Bekanntmachung 
vom 2 9 .  September 1 9 76 (BG BI . I S .  2849) ' 
zuletzt geändert durch  Artike l  3' des Gesetzes 
vom 6. Dezember 2011  (BGBI .  I S. 2 5 5 7 ) ,  da­
bei ist es jedoch unzulässig ,  

a )  d ie  Jagd im Kernbereich der  Grönauer 
Heide, in  der  Übersichtskarte 1 a und in  der  
Abgrenzungskarte 1 a a ls  gepun ktete S ig­
natur dargeste l l t ,  in  der  Zeit vom 1 .  Apr i l  
bis zum 31 . Ju l i  e ines jeden Jahres auszu­
üben, 

b) Hochsitze zu err ichten, d ie mehr a ls  10  m3 
umbauten Raum umfassen,  und 

c)  Wi ld  zu füttern,  Wildäsungsflächen oder 
Wildäcker anzulegen oder zu betre iben oder 
Brutkästen für Enten aufzustel len;  das gele­
gentl iche Kirren von Schwarzwild in gerin­
gen Mengen ist zulässig;  

5.  d ie  der guten fachl ichen Praxis entsprechende 
Ausübung der  Fischere i  im Blan kensee im 
Sinne des § 5 Abs.  4 BNatSchG,  dabei ist es 
jedoch unzulässig,  

a )  den Fischfang mit Zug- und Schleppnetzen 
auszuüben, 

b) den Fischfang mit Reusen ohne Otter­
schutzg itter oder ohne Otterausstieg auszu­
üben und 

c )  Fütterungen vorzu nehmen; 

Besatzmaßnahmen sind nur zu lässig auf der  
Grundlage e ines genehmigten Hegeplanes 
nach § 2 1  Landesfischereigesetz ( LFischG)  
vom 10 .  Februar 1 996 (GVOBI .  Schl . - H .  
S .  2 1 1 ) , zuletzt geändert durch Gesetz vom 
2 6 .  Oktober 2011  (GVO BI . Schl . -H . S. 295 ) ;  

6 .  d ie  der  guten fachl ichen Praxis entsprechende 
fischereiwirtschaft l iche N utzung im Sinne des 
§ 5 Abs. 4 BNatSchG der  bei Inkrafttreten d ie­
ser Verordnung rechtmäßig angelegten Fisch­
teiche in  der bisherigen Art und in  dem bisheri­
gen Umfang, dabei ist es jedoch unzulässig,  
d ie Fischteiche zu düngen;  

7 .  der  Betrieb u nd d ie Unterhaltung 

a) von Rohrleitungen und E in laufbauwerken an 
den Gewässern oder offenen Gräben zur 
ordnungsgemäßen Ein leitung von N ieder­
schlagswasser oder Abwasser aus geneh­
migten Anlagen und 
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b) von weiteren bestehenden Versorgungs­
und Entsorgungsanlagen sowie das Verle­
gen oder die Änderung von unterird ischen 
Ver- und Entsorgungsanlagen auf vorhande­
nen Trassen;  

8 .  d ie  erforder l iche U nterha ltUng der  Gewässer, 
d ie  der  Vorflut d ienen,  
a )  auf der G rundlage e ines von den Wasserbe­

hörden im E invernehmen mit den unteren 
Naturschutzbehörden zu genehmigenden 
Gewässerpflegeplanes, in  dem Art,  Umfang 
und Zeitpu nkt der  U nterhaltungsmaßnahme 
anzugeben sind oder 

b) aufgrund einer Anordnung oder Verordnung 
nach § 42 Abs. 1 WHG in  Verbindung mit 
§ 49 Abs. 1 und 2 Landeswassergesetz 
(LWG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1 1 . Februar 2008 ( GVO BI . Sch l . -H .  
S .  91 ) ,  zu letzt geändert durch Gesetz 
vom 2 8 .  Oktober 201 2 ( GVOBI .  Schl . - H .  
S . 7 1 2 ) ;  

9 .  d e r  Betrieb u nd d ie U nterhaltung gewässer­
kundl icher Messanlagen nach § 101  LWG so­
wie die h ierfür erforder l ichen Forschungs- u nd 
Vermessungsarbeiten; 

1 0 .  der  Betrieb und die Erhaltung der  Erdgastrans­
portleitung Nummer 1 37 Wacholderkrug­
Schönberger  Forst/Herrenburg ;  

1 1 . d i e  best immungsgemäße N utzung des dem 
Naturschutzgebiet unmittelbar benachbarten,  
zugelassenen Verkehrsf lughafens Lübeck-Blan­
kensee im Sinne des § 4 N r. 3 BNatSchG, ins­
besondere d ie erforder l ichen Maßnahmen be­
zügl ich der E inhaltung der luftrechtl ichen Vor­
schriften zur H indernisfreiheit nach der  
Richtl in ie über  d ie H indernisfreiheit für Start­
und Landebahnen auf Verkehrsf lughäfen (VkBI . 
vom 1 9 . August 1 9 71 , S .  464) in der  am 
2 .  November 2001 in  den Nachr ichten für Luft­
fahrer, 1 -328/01 , bekannt gemachten Fassung;  

1 2 . d ie  erforder l ichen Maßnahmen zur  Erhaltung 
und Sicherung der  Straßen ,  Wege, Plätze oder 
sonstiger Verkehrsf lächen,  dabei ist es jedoch 
unzulässig wassergefährdende, auswasch­
oder auslaugbare Materia l ien zu verwenden;  

1 3 . das Betreten oder Befahren 

a )  der  jewei l igen Grundstücke einschl ießl ich 
der Gewässer durch d ie G rundstückseigen­
tümerinnen oder Gru ndstückseigentü mer 
oder G rundstücksbesitzer innen oder G rund­
stücksbesitzer oder deren Beauftragte zur  
Wah rnehmung . berechtigter Interessen; · 

b) des Naturschutzgebietes durch Beauftragte 
und Bed ienstete der Naturschutzbehörden; 

1 4 . Maßnahmen zum Schutz oder zur Pflege a l ler  
nach dem Denkmalschutzgesetz in  der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 1 2 . Janu­
ar  201 2 (GVOBI .  Schl . - H .  S .  83)  erfassten Kul­
turdenkmale, d ie die Denkmalschutzbehörden 
im Einvernehmen mit der  oberen Naturschutz­
behörde d u rchführen oder durchführen lassen; 

1 5 . Untersuchungen u nd Maßnahmen zur Pflege 
oder zur Entwicklung des Naturschutzgebie­
tes, d ie  d ie  Naturschutzbehörden durchführen 
oder d u rchführen lassen .oder d ie im Einverneh­
men mit ih r  von Dritten d u rchgeführt werden;  
be i  Maßnahmen im Bereich der Kulturdenkmale 
unter Beachtung des § 27 Abs. 3 LNatSch G .  

(2 )  Soweit e ine d e r  i n  Absatz 1 aufgeführten Maß­
nahmen im Einzelfa l l  mit einem Eingriff in Natur 
und Landschaft verbunden ist ,  s ind d ie  Bestimmun­
gen des Kapitels 3 des BNatSchG in Verbindung 
mit Kapitel 3 des LNatSchG zu beachten .  

(3 )  D ie  unteren Naturschutzbehörden treffen bei 
Gefährdung des Schutzzweckes die nach pfl ichtge­
mäßem Ermessen erforder l ichen Maßnahmen . 

§ 6 
Ausnahmen und Befre iungen 

( 1 )  Auf Antrag können d ie  unteren Naturschutzbe­
hörden nach Maßgabe der Bestimmungen des § 5 1  
LNatSchG Ausnahmen zulassen für 

1 .  Bohrungen u nd Sondierungen im Rahmen 

a )  der amtl ichen geowissenschaft l ichen Lan­
desaufna hme und 

b) von geophys ika l ischen Messungen, 

2 .  d ie erforder l ichen Maßnahmen zur Gefährdungs­
abschätzung und Untersuchung nach dem Bun­
des-Bodenschutzgesetz vom 1 7 . März 1 998 
(BGBI .  I S .  502) .  zuletzt geändert d u rch Arti­
kel 5 Abs. 30 des Gesetzes vom 24. Febru­
ar 201 2 (BGBI .  I S. 2 1 2 ) ,  sowie die erforder­
l ichen Maßnahmen zur Sanierung der festge­
stel lten schädl ichen Bodenveränderungen oder 
Altlasten auf der  G rund lage des Bundes-Boden­
schutzgesetzes und des Landesbodenschutz- u nd 
Altlastengesetzes vom 1 4 . März 2002 (GVOBI .  
�ch l . -H .  S .  60) .  zuletzt geändert durch Artikel 1 1  
des  Gesetzes vom 1 2 . Dezember 2008 (GVOBI .  
Sch l . -H .  S .  791 ) ,  d ie  Entnahme von Boden-,  
Wasser-, Bodenluft- und Aufwuchsproben und 
Einr ichtung und Betrieb von Messste l len ,  

3 .  d ie I nanspruchnahme von Flächen für d ie  Ab­
lagerung von Bodenbestandtei len im Rahmen 
der  Gewässerunterhaltung nach § 3 9  WHG und 
§ 38 LWG ,  eine Ausnahme ist n icht erforder l ich,  
sofern eine Ablagerung von Bodenbestandtei len 
in einem Gewässerpflegeplan oder in e iner An­
ordnung oder Verordnung der Wasserbehörde 
gemäß § 5 Abs.  1 N r. 8 vorgesehen ist, 

4. die Entnahme von Pflanzen oder Pflanzentei len 
wi ld lebender, n icht besonders geschützter Ar-
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. ten oder von sonstigen Bestandtei len des Natur­
schutzgebietes, 

5 .  das Nachstel len wi ld lebender, n icht dem Jagd­
recht unterl iegender u nd n icht besonders ge­
schützter Tierarten sowie das Fangen oder Tö­
ten dieser Tierarten ;  e ine Ausnahme ist n icht 
erforder l ich für d ie  Bekämpfung des Bisams 
nach § 69 Abs. 2 N r. 3 LWG im Bereich von 
Dämmen und 

6 .  das Betreten des Naturschutzgebietes außer-
ha lb der Wege. 

(2 )  Die u nteren Naturschutzbehörden können im 
Einzelfa l l  Ausnahmen von den Verboten des § 4 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und den e inschränkenden Re­
gelungen des § 5 Abs. 1 N r. 4 Buchst. b zulassen, 
wenn h ierdurch der Schutzzweck nicht beeinträch­
tigt wird. 

(3) Die u nteren Naturschutzbehörden können im 
Einzelfa l l  

1 .  d ie  Anwendung von Herbiziden zur  gezielten Be­
kämpfung von Ampfer u nd zur Bekämpfung von 
Quecke u nd 

2 .  d ie  Anwendung von I nsektiziden zur Bekämp-
fung der Larven der Wiesenschnaken 

a ls  Ausnahme von den Verboten des § 4 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 8 und den einschränkenden Regelungen 
des § 5 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b zu lassen, wenn 
hierfür e in Erfordernis unter Beachtung der Grund­
sätze der guten fachl ichen Praxis in  der  Landwirt­
schaft nachgewiesen und hierdurch der  Schutz­
zweck n icht nachhaltig beeinträchtigt wird.  

(4) Die Jagdbehörden können im Einvernehmen mit 
der  oberen N aturschutzbehörde Ausnahmen von 
den Verboten des § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 1 3 . und 
den einschränkenden Rege lungen des § 5 Abs.  1 
N r. 4 im Einzelfa l l  zu lassen, wenn dies zur Siche­
rung des Schutzzweckes erforder l ich ist. 

(5) Die unteren Naturschutzbehörden können von 
den Verboten des § 4 Abs. 1 nach Maßgabe der 
Bestimmungen des § 67 Abs. 1 oder 2 BNatSchG 
Befreiungen gewähren .  Bei der  Gewährung von Be­
fre iungen von den Verboten des § 4 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 1  bis 1 3  sind d ie besonderen artenschutz- und 
jagdrechtl ichen Best immungen zu beachten .  

§ 7 
Ordnungswid rigkeiten 

( 1 ) Ordnungswidrig nach § 57  Abs. 2 N r. 
LNatSchG handelt, wer vorsätzl ich oder fahr lässig 
entgegen 

1 .  § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 1 Bodenbestandte i le ab­
baut, Aufschüttungen, Auf- oder Abspülungen 
oder  Abgrabungen vorn immt; 

2. § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 2 Sprengungen oder 
Bohrungen vornimmt; 

3. § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 3 Straßen ,  Wege, Plätze 
jeder Art oder sonstige Verkehrsflächen anlegt 
oder wesentl ich ändert ;  

4 .  § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 4 Leitungen jeder  Art 
verlegt, Masten,  E infried igungen oder Einzäu­
nungen err ichtet oder bestehende E inrichtun­
gen oder Anlagen dieser Art wesentl ich än­
dert; 

5 .  § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 5 baul iche Anlagen,  
auch wenn sie keiner Genehmigung nach der 
Landesbauordnung bedürfen ,  err ichtet oder 
wesentl ich ändert; 

6. § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 6 Gewässer gemäß der 
§ § 67 und 68 WHG ausbaut oder Maßnahmen 
durchfü hrt, d ie den Wasserstand oder den 
Wasserabfluss oder  d ie  Fl ießgeschwindigkeit 
erhebl ich verändern,  oder Stoffe e inbringt, e in­
leitet, entnimmt oder andere Maßnahmen vor­
nimmt, die geeignet s ind,  die physi ka l ische, 
chemische oder biologische Beschaffenheit 
der Gewässer nachtei l ig zu verändern; 

7.  § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 Anlagen zur  Entwässe­
rung eines G rundstückes err ichtet oder die be­
stehende Grundstücksentwässerung verän­
dert; 

8. § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 8 Stoffe organischer 
oder anorganischer Zusammensetzung auf­
bringt, lagert oder in  den Untergrund einbr ingt; 

9. § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 9 Bi ld- oder Schrifttafeln 
anbringt; 

1 0 .  § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 10 Erstaufforstung�n 
vorn immt; 

1 1 . § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 11 d ie  Lebensräume der 
Pflanzen und der  Tiere beseitigt oder nachtei l ig  
verändert ,  insbesondere durch  chemische 
Stoffe oder mechanische Maßnahmen; 

1 2 . § 4 Abs.  1 Satz 2 N r. 1 2  Pflanzen, Pflanzen­
tei le oder sonstige Bestandteile des Natur­
schutzgebietes entn immt oder Pflanzen e in­
bringt; 

1 3 . § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 1 3  außer in  den Fä l len 
des § 7 Abs.  2 wi ld lebenden Tieren nachstellt, 
s ie durch Lärm oder anderweitig beunruhigt, 
s ie fängt, verletzt oder tötet oder Tiere aus­
setzt oder ansiedelt; 

1 4 . § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 1 4  gentechnisch verän­
derte Organismen e inbringt, soweit sie geeig­
net sind, den Schutzzweck dieser Verordnung 
erhebl ich zu beeinträchtigen; 

1 5 . § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 1 5  Flugmodel le, Model l ­
f lug körper m i t  E igenantrieb, Frei- und Fessel­
ballone oder Drachen aufste igen oder landen 
lässt oder mit Luftsportgeräten startet oder 
landet; 
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1 6 . § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 1 6  d ie  Gewässer mit 
Wasserfah rzeugen jeder Art befährt ;  

1 7 . § 4 Abs .  1 Satz 2 N r. 1 7  in  den Gewässern 
badet oder mit Tauchgeräten taucht oder auf 
den Gewässern Sch iffsmodel le fah ren lässt; 

1 8 . § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 1 8  Zelte oder Wohnwa­
gen aufstel lt,  Gegenstände jeder Art lagert, 
Feuer macht oder Hunde nicht angeleint mit­
führt; 

1 9 . § 4 Abs. 1 Satz 2 N r. 1 9  den in  der Ü bersichts­
u nd Abgrenzungska rte 1 a in gepunkteter Sig­
natur dargestellten Tei l  des Naturschutzgebie­
tes betritt oder in  diesem Tei l  reitet oder fährt 
sowie den übrigen Bereich des Naturschutzge­
bietes außerhalb der Wege betritt oder h ier  
außerhalb der dafür best immten Wege reitet 
oder fährt. 

(2) Ordnungswidrig nach § 37 Abs. 1 N r. 23 des 
Landesjagdgesetzes handelt, wer bei der Jagdaus­
übung , ohne dass eine Ausnahme zugelassen 
wurde, vorsätzl ich oder fahrlässig entgegen § 4 
Abs. 1 Satz 2 N r. 1 3  wi ld lebenden T.ieren nach­
ste l lt, s ie durch Lärm oder mutwi l l ig  anderweitig 
beunruh igt, sie fängt, verletzt oder tötet oder Tiere 
aussetzt oder ansiedelt .  Ordnungswidr ig nach § 37  
Abs. 1 N r. 23 des  Landesjagdgesetzes handelt fer­
ner, wer vorsätzl ich oder fahr lässig 

a )  d ie  Jagd im Kernbereich der Grönauer Heide, in  
der  Übers ichtskarte 1 a und in  der  Abgrenzungs­
karte. 1 a a ls  gepunktete Signatur dargeste l l t ,  in  
der  Zeit vom 1 .  Apr i l  bis zum 3 1 . Ju l i  e ines je­
den Jahres ausübt oder 

wer bei der  Jagdausübung vorsätzl ich oder fahr­
lässig 

b) ohne dass eine Ausnahme zugelassen wurde, 
Hochsitze errichtet, d ie mehr a ls  1 0  m3 umbau­
ten Raum umfassen ,  

c)  Wi ld füttert, Wi ldäsungsflächen oder Wi ldäcker  
an legt oder  betreibt oder  Brutkästen für Enten 
aufstel lt,  

d)  Schwarzwi ld  mehr a ls ge legentl ich und mehr als 
in  geringen Mengen kirrt .  

§ 8 
I n krafttreten u nd Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ih rer  Verkün­
dung in  Kraft. G leichzeitig tritt d ie  Landesver­
ordnung über das Naturschutzgebiet "Grönauer 
Heide, Grönauer Moor und Blankensee" vom 
1 9 . Ju l i  2006 (GVO BI . Schl . - H .  S. 1 84) * ) ,  geän­
dert durch  Art ike l  2 N r. 2 der  Verordnung vom 
20.  Oktober 2008 (GVOBI .  Sch l . - H .  S .  540) ,  außer  
Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden . 

K ie l ,  1 6 . Apri l  201 3 

D r . R o b e r t H a b e c k  
M inister 

für Energ iewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländl iche Räume 

*)  GS Schl . - H .  1 1 ,  G I . Nr. 791 -4-21 8 

Bekanntmachung 
zu der Landesverordnung über das N aturschutzgebiet 

"Grönauer Heide, G rönauer Moor und B lankensee" 

E ine Verletzung der in § 1 9  Abs. 1 bis 8 Landesna­
turschutzgesetz beze ichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie Mängel der  Abwägung und 
der  Beschreibung des Schutzzwecks sind u nbe­
achtl ich,  wenn sie n icht schrift l ich innerhalb eines 
Jahres gegenüber  der  obersten Naturschutzbe­
hörde geltend gemacht worden s ind .  

Min isterium 
fü r  Energ iewende, Landwirtschaft , U mwelt 

und ländl iche Räume 
des Landes Schleswig-Ho lstein 
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c:J 
Jagdausübung gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a nicht zulässig, 

. . . .  Betreten, Reiten und Fahren gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1 9  
nicht zulässig 

Ü BERSICHTSKARTE 

Anlage 1 a zur Landesverordnung 

über das Naturschutzgebiet 

"Grönauer Heide, Grönauer Moor und Blankensee" 

M.=1 :25000 

Kartengrundlage: DTK25-V ( Blätter 2 1 30 u.  2230 ) , © LVermGeo-SH 
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FFH 2130-391 Grönauer Heide, 
Grönauer Moor und Blankensee 

EGV 2130-491 Grönauer Heide 

ITIIIill FFH-Gebiet 

E3 Europäisches Vogelschutzgebiet 

ÜBERSICHTSKARTE 

Anlage 1 b zur Landesverordnung 

über das Naturschutzgebiet 

"Gränauer Heide, Gränauer Moor und Blankensee" 

M.=1 :25000 

Kartengrundlage: DTK25-V ( Blätter 2 1 30 u.  2230 ), © LVermGeo-SH 

N r. 7 
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Anlage 2 
zu § 3 Abs. 2 Nr.  5 
der Landesverordnung über das Naturschutzgebiet "Grönauer Heide, Grönauer Moor und 
Blankensee": 

1 Erhaltungsziele für das als Gebiet von gemeinschaftl icher Bedeutu ng benan nte Gebiet 
DE-2 1 30-391 "Grönauer Heide, Grönauer Moor und Blankensee". 

1 . 1 Erhaltungsgegenstand 
Das Natursch utzgebiet "Grönauer Heide, Grönauer Moor u nd Blankensee" ist für d ie Er­
haltung oder ggf. Wiederherstel lung folgender Lebensraumtypen des Anhangs I und Ar­
ten des Anhangs der I I  der FFH-Richtl in ie 

a) von besonderer Bedeutu ng:  
231 0 
2330 

31 30 

3 1 40 

40 1 0  
4030 
6230* 

6430 
7 1 40 
9 1 90 
9 1 00* 

1 1 66 

Trockene Sand heiden mit Cal luna und Genista 
Dünen mit offenen Grasflächen mit Corynephorus u nd Agrostis ( Dünen im B i n­
nenland) 
Ol igo- bis mesotrophe stehende Gewässer mit Vegetation der Littorel letea u n i­
florae u nd/oder der Isoeto-Nanojuncetea 
Ol igo- bis mesotrophe kalkhaltige Gewässer mit benthischer Vegetation aus 
Armleuchtera lgen 
Feuchte Heiden des nordatlantischen Raums mit Erica tetra lix 
Trockene Europäische Heiden 
Artenreiche montane Borstgrasrasen (und submontan auf dem europäischen 
Festland) auf Si l ikatböden 
Feuchte Hochstaudenfluren 
Übergangs- und Schwingrasenmoore 
Alte bodensau re Eichenwälder auf Sandebenen mit Quercus robur 
Moorwälder 

Kammmolch (Triturus cristatus) 

b)  von Bedeutu ng: 
64 1 0  Pfeifengraswiesen auf kalkreichem Boden und Lehmboden 

1 .2 Erhaltungsziele 

1 .2 . 1  Übergreifende Ziele 

2 1 1  

Das ausgewählte Gebiet ist  eines der  a rtenre ichsten Gebiete Schleswig-Holsteins mit vor 
allem reicher Wirbel losenfauna und Flora .  Es ist als besonders komplexer, kleinstruktu­
rierter Landschaftsausschnitt durchweg auf natürliche Nährstoffarmut eingestel lter Le­
bensräume mit zum zum Teil langer Habitatkontinu ität und herausragender biozönoti­
scher Ausstattung zu erhalten .  
D ie  Erhaltung oder ggf. Wiederherstel lung einer naturnahen Trophie ,  eines intakten na­
turraumtypischen Wasserhaushaltes u nd -chemismus sowie die extensive Nutzung oder 
Pflege bestimmter Lebensrau mtypen ist im ganzen Gebiet erforderl ich . 
Bei Zielkonfl ikten hat d ie fü r d ie langfristige Sicheru ng der Artenvielfalt wichtige Erhaltung 
offener Bereiche in  der Regel Vorrang . 
Für  den Lebensraumtyp 6230* soll e in günstiger Erhaltungszustand i n  E inklang mit den 
Anforderu ngen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur sowie den reg ionalen und örtl i­
chen Besonderheiten wiederhergestel lt werden.  
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1 .2 .2 Ziele für Lebensraumtypen und Arten von besonderer Bedeutu ng:  

Erhaltung oder ggf. Wiederherste l lung eines gü nstigen Erhaltungszustandes der unter 
1 . 1 a) genannten Lebensraumtypen und Arten .  H ierzu sind i nsbesondere folgende As­
pekte zu berücksichtigen: 

231 0 Trockene Sandheiden mit Cal luna und Genista 
2330 Dünen mit offenen Grasflächen mit Corynephorus und Agrostis ( Dünen im Bin­

nenland) 
40 1 0  Feuchte Heiden des nordatlantischen Raums mit Erica tetral ix 
4030 Trockene Europäische Heiden 

Erhaltung 
• strukturreicher, offener trockener Sandheiden und Si lber- und Straußgrasfluren 

auf B innendünen u nd dazwischen l iegenden ebenen Bereichen,  der Zwerg­
strauchheiden mit Glockenheide (Erica tetral ix) auf feuchten ,  nährstoffarmen und 
sauren Standorten ,  der Zwergstrauch heiden mit Dominanz der Besenheide 
(Cal luna vulgaris) und ihrer charakteristischen Sukzessionsstadien,  

• der Mosaikkomplexe mit anderen charakteristischen Lebensräumen,  der Kon­
taktgesel lschaften und der eingestreuten Sonderstrukturen wie z.B.  Dünen,  Of­
fensandstel len , Sandmagerrasen,  Sandfluren ,  Feuchtheiden ,  F lechten- und 
Moosrasen ,  Schlenken, Vermoorungen, Gewässer, Sümpfen ,  Trocken heiden ,  
Gebüschen ,  l ichten Heidewäldern und Wäldern , 

• der jeweils ggf. bestandserhaltenden Pflege bzw. Nutzung ,  
• der lebensraumtypischen Strukturen ,  Funktionen sowie bei LRT 231 0 und 2330 

der natürl ichen Dünenbi ldungsprozesse, 
• der nährstoffarmen Verhältn isse und der charakteristischen pH-Werte, 
• der weitgehend u ngestörten hydrolog ischen Verhältn isse, für LRT 40 1 0  mit ho­

hem Grundwasserspiegel ,  
• der mechanisch unbelasteten Bodenoberflächen und -strukturen (Ausnahme: 

Maßnahmen im Rahmen der bestandserhaltenden Pflege bzw. Nutzu ngen).  

3 1 30 Ol igo- bis mesotrophe stehende Gewässer mit Vegetation der Littorel letea un iflo­
rae und/oder der Isoeto-Nanojuncetea 
Erhaltung 

• der biotopprägenden Basen- und Nährstoffverhältn isse des Blankensees und 
seines Wassereinzugsgebietes, 

• der gewässertypischen ,  natürl ichen jahreszeitl ichen Wasserspiegelschwan kun­
gen,  

• der natürl ichen ,  naturnahen , störungsarmen oder weitgehend ungenutzten Ufer­
und Gewässerbereiche, 

• . amphibischer oder sonst wichtiger Kontaktlebensräume wie z .B .  Röhrichte, Seg-
genrieder, Moor- und Feuchtwälder, B irken-Eichenwälder, artenreiches Feucht­
grün land , Sandmagerrasen und der funktionalen Zusammenhänge, 

• der den Lebensraumtyp prägenden hydrologischen Bedingungen in der Umge­
bung der Gewässer, i nsbesondere der Zuläufe, 

• der Zwerg binsenfluren (Eleocharis acicu laris,  I solepis setacea). 

3 1 40 Ol igo- bis mesotrophe kalkhaltige Gewässer mit benthischer Vegetation aus Arm­
leuchteralgen 
Erhaltung 
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• nährstoffarmer, kalkhaltiger Gewässer mit meist arten- und strukturreich ausge­
bi ldeter Submersvegetation ,  u .a .  mit Armleu.chteralge n ,  

• biotopprägender nährstoffarmer Verhältn isse im Gewässer und i n  dessen Was-
sereinzugsgebiet, 

. 
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• der naturnahen oder weitgehend u ngenutzten Ufer-, Gewässerbereiche u nd aus­
gebi ldeten Vegetationszonierungen, 

• meso- bis ol igotropher Pflanzen der Unterwasservegetation , 
• der den Lebensraumtyp prägenden hydrologischen Bedingungen in der Umge­

bung der Gewässer, 
• .  mögl ichst hoher Lichtdurch lässigkeit (bzw. S ichttiefen)  im Gewässer. 

6230* Artenreiche montane Borstgrasrasen (und submontan auf dem europäischen 
Festland) auf Si l ikatböden 

. 

Erhaltung oder ggf. Wiederherstel lung 
• der weitgehend gehölzfreien,  nährstoffarmen Borstgrasrasen der u ntersch ied l i­

chen Ausprägungen auf trockenen und feuchten Standorten ,  
• der lebensraumtypischen Strukturen und Funktionen, v .a .  der pedolog ischen ,  

hydrolog ischen und ol igotrophen Verhältn isse, 
• der charakteristischen pH-Werte , 
• bestandserhaltender Pflege bzw. Nutzungsformen,  
• von Mosaikkomplexen mit anderen charakteristischen Lebensräumen, der Kon­

taktgesel lschaften und der e ingestreuten Sonderstandorte wie z. B. Quel len,  
Vermoorungen, Versumpfungen. 

6430 Feuchte Hochstaudenfluren 
Erhaltung 

• der Vorkommen feuchter Hochstaudensäume vor a l lem am Blankenseebach , an 
beschatteten und unbeschatteten Waldgrenzen,  

• der bestandserhaltenden Pflege bzw. Nutzu ng an  Offenstandorten ,  
• der lebensraumtypischen Strukturen u nd Fu nktionen,  
• der hydrologischen und trophischen Verhältn isse. 

7 1 40 Übergangs- und Schwingrasen moore 
Erhaltung 

• der natürl ichen hydrologischen , hydrochemischen und hydrophysikal ischen Be­
d ingungen,  

• standorttypischer Kontaktlebensräume (z. B.  Gewässer und i h re Ufer, N ieder­
moorbereiche, Moorwälder und -gebüsche) und charakteristischer Wechselbe­
ziehungen,  

• der lebensraumtypischen Strukturen u nd Fu nktionen , 
• der nährstoffarmen Bed ingungen,  
• Erhaltung der Bedi ngungen und Voraussetzungen, die für das Wachstum torfbi l­

dender Moose und höherer Pflanzen erforderlich s ind,  
• der weitgehend unbeeinträchtigten Bereiche. 

9 1 90 Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Quercus robur 
Erhaltung 

• naturnaher Eichen- und Birken-Eichenwälder sowie entsprechender Baumg rup­
pen in  u ntersch iedlichen Altersphasen u nd Entwicklungsstufen und ihrer standort­
typischen Variationsbreite im Gebiet, e inschl ießl ich Pion ierstadien,  
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• natürlicher standortheimischer Baum- und Strauchartenzusammensetzung,  
• eines h inreichenden, altersgemäßen Ante i ls von Alt- und Totholz, 
• der bekan nten Höhlenbäume, 

N r. 7 

• der Sonderstandorte (z. B .  Dünen , thermophi le Waldsäume, Feuchtsenken) sowie 
der für den Lebensraumtyp charakteristischen Habitatstrukturen u nd -fu nktionen, 

• weitgehend ungestörter Kontaktlebensräume und eingestreuter Flächen z .B.  
Kleingewässer sowie F lächen z. B.  mit  Vegetation der Heiden u nd Trockenrasen ,  

• der weitgehend natürl ichen Bodenstruktur. 

9 1 00* Moorwälder 
Erhaltung 

• naturnaher B irken- und Birken-Erlenmoorwälder in untersch iedlichen 
Altersphasen und Entwicklungsstufen und ihrer standorttypischen Variationsbreite 
im Gebiet, 

• natürlicher standortheim ischer Baum- u nd Strauchartenzusammensetzung, 
• eines h inre ichenden ,  altersgemäßen Antei ls von Alt- und Totholz, 
• der lebensraumtypischen Strukturen und Funktionen, 
• des weitgehend u ngestörten Wasserhaushaltes mit hohem Grundwasserspiegel 

und Nährstoffarmut, 
• der natürl ichen Bodenstruktur und der charakteristischen Bodenvegetation mit 

e inem hohen Antei l  von Torfmoosen ,  
• ol igotropher Nährstoffverhältn isse, 
• standorttypischer Kontaktbiotope, u .a .  B i rken-Eichenwälder, mesoph i le Wälder, 

Feuchtg rün land,  Seggenrieder, Hochstaudenfluren .  

1 1 66 Kammmolch (Triturus cristatus) 
Erhaltung 

• von fischfreien , ausreichend beson nten und über 0 , 5  m tiefen Sti l lgewässern mit 
strukturreichen Uferzonen i n  Wald- und Offenlandbe�eichen , 

• Sicherung e iner hohen Wasserqual ität der Reproduktionsgewässer, 
• von geeig neten Winterquartieren im Umfeld der Reproduktionsgewässer, 

insbesondere natürliche Bodenstrukturen und strukturreiche Gehölzlebensräu me, 
• geeig neter Sommerlebensräume (natürliche Bodenstrukturen ,  Brachflächen,  

Gehölze u .ä . ) ,  
• von durchgäng igen Wanderkorridoren zwischen den Teil lebensräumen, 
• geeig neter Sommerlebensräume wie extensiv genutztem Grünland, 

Brachflächen , Gehölzen u . ä . ,  
• bestehender Populationen. 

1 .2 . 3  Ziele für Lebensraumtypen von Bedeutu ng:  

Erhaltung eines günstigen Erhaltungszustandes des unter 1 . 1  b) genannten 
Lebensrau mtyps. H ierzu sind insbesondere folgende Aspekte zu berücksichtigen: 

64 1 0  Pfeifengraswiesen auf ka lkre ichem Boden,  torfigen u nd tonig-sch luffigen Böden 
(Mol in ion caeru leae) 
Erhaltung 

• regelmäßig gepflegter / genutzter Pfeifengraswiesen typischer Standorte, 
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• der lebensraumtypischen Strukturen und Funktionen,  
• der pedolog ischen und hydrologischen Verhältnisse ( insbesondere 

Wasserstand) ,  der standorttypischen u nd charakteristischen pH-Werte (hoher 
oder n iedriger Basengehalt), 

• bestandserhaltender Pflege bzw. Nutzungsformen, 
• der ol igotrophen Verhältn isse, 
• von ' Mosaikkomplexen mit anderen charakteristischen Lebensräumen (z. B .  

N iedermoore),  d e r  Kontaktgesellschaften (z.B .  Gewässerufer) und der 
eingestreuten Sonderstandorte wie z .B .  Vermooru ngen , Versumpfungen.  

2 Erhaltungsziele für das Vogelschl,ltzgebiet DE 2 1 30-49 1 "Grönauer Heide" 

2 . 1  Erhaltungsgegenstand 
Das Gebiet ist fflr die Erhaltung oder ggf. d ie Wiederherstel lung folgender Vogelarten 
und i hrer Lebensräume 

a) von besonderer Bedeutung (fett: Arten des Anhang I der Vogelschutzrichtl in ie ;  B :  
Brutvögel ;  R: Rastvögel ) :  
• Brach pieper (Anthus campestris) (B) 
• Ziegenmelker (Caprimulgus europaeus) (R) 
• Neu ntöter (Lanius col l u rio) (B) 
• Heidelerche (Lul lula arborea) (B) 
• Sperbergrasm ücke (Sylvia n isoria) (B) 
• G rauam mer (Mi l iaria calandra)  (B)  

b) von Bedeutung (fett: Arten des Anhang I der Vogelschutzrichtl in ie ;  B :  Brutvögel ;  R: 
Rastvögel ) :  
• Schilfrohrsänger (Acrocephalus schoenobaenus) (B)  
• Feldlerche (Alauda arvensis) (B) 
• Wachtel (Coturnix coturnix) (B)  
• Wachtelkönig (Crex crex) (B) 
• M ittelspecht (Dendrocopos medi us) (B) 
• Wespen bussard (Pernis apivorus) (B) 

2.2 Erhaltungsziele 

� . 2 . 1  Ü bergreifende Ziele 
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Das Gebiet ist als besonders komplexer, strukturre icher Landschaftsaussch nitt überwie­
gend nährstoffarmer Lebensräume mit zum Teil langer Habitatkontinu ität zu erhalten.  
Die Erhaltung e ines offenen b is  halboffenen Charakters mit kleineren ,  auch geschlosse­
nen,  Gehölzbeständen als Lebensraum der Waldvogelarten wie Wespenbussard und 
Mittelspecht steht im Vordergrund. E ine Ausweitu ng des Waldanteils sol l  n icht erfolgen. 
Nutzungsformen, d ie eine Offenhaltung der F lächen unter Berücksichtigung naturschutz­
fachl icher Ziele sicherstel len,  s ind mög l ichst zu erhalten .  
Für  den Brachpieper, der h ier einen seiner letzten Brutplätze in  Schleswig-Holstein hat, 
l:md seinen Lebensraum soll e in günstiger Erhaltungszustand in  E inklang mit den Anfor­
derungen von Wirtschaft, Gesel lschaft und Kultur sowie den reg ionalen und örtl ichen Be­
sonderheiten wiederhergestel lt werden . 
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. 2 .2 .2  Artbezogene Ziele 
Ziel ist d ie Erhaltung eines günstigen Erhaltungszustandes der unter 2 . 1  genannten Vo­
gelarten und ihrer Lebensräume bzw. die Wiederherstel lung e ines günstigen E rhaltungs­
zustandes für den Brachpieper und seinen Lebensraum.  H ierzu sind insbesondere fol­
gende Aspekte zu berücksichtigen:  

Arten der Heiden und Offenbodenbereiche, i nsbes. Brachpieper, zum Tei l  auch Feldler­
che, Wachtel u nd Grauammer 

Erhaltung oder ggf. Wiederherste l lung 
• von großflächigen, offenen und relativ nährstoffarmen sowie störu ngsarmen Tro­

ckenstandorten (z. B .  Sandmagerrasen: Heiden , Brach- und Ruderalflächen)  als 
wichtigste Bruthabitate für den Brachpieper, 

• vegetationsfreier und -armer Tei lbereiche mit e inzelnen Grashorsten ,  Zwerg­
sträuchern und Bäumen als wesentl iche Habitatstrukturen für Nahrungssuche, 
Nestan lage und Reviermarkierung als Singwarten für den Brachpieper. 

Arten der aufgelockerten Wald- und Waldrand bereiche wie Heidelerche,  Wespenbussard 
und Ziegenmelker 

Erhaltung 
• von locker bestandenen ,  trocken-warmen Laub- und Nadelwaldbeständen auf 

sandigen Böden und bewaldeten B innendünen , 
• von alten ,  l ichten Waldbeständen mit Lichtungen und Waldwiesen für den Wes­

penbussard ,  
• der traditionell genutzten Horstbäume u nd der Strukturen im d i rekten Umfeld so­

wie geeig neter Horstbäume, insbesondere alter, starkastiger Laub- und Nadel­
bäume für den Wespenbussard ,  

• eines mögl ichst störungsfreien Horstumfeldes für den Wespenbussard zwischen 
dem 1 . 5 .  und dem 3 1 .8 .  eines jeden Jahres, 

• von Räumen im Umfeld der Bruthabitate, d ie weitgehend frei von vertikalen 
Fremdstrukturen wie z .B .  Stromleitungen und Windkrafträdern s ind,  

• von sonnenexpon ierten und windgeschützten Freiflächen u nd strukturreichem Of­
fen land (Lichtungen, Schneisen ,  Kahlschläge, Waldränder, Brachen , Rainen , 
Säume, Heideflächen ,  Trockenrasen,  vegetationsfreie BodensteI len) mit ausrei­
chendem Nahrungsangebot (u .a .  nachtaktive Fluginsekten für den Ziegenmel­
ker), 

• und Pflege halboffener Saumbiotope im Übergangsbereich von Wald zu Offen-
land z .B .  Sand- und Feuchtheiden, Trockenrasen u . a . ,  

. 

• unbefestigter Sandwege, 
• von Ackerbrachen auf Sandböden in der Nachbarschaft von Wald für d ie Heide­

lerche .  

Arten auf ehemaligen landwirtschaftl ichen Nutzflächen u nd Brachen wie Feld lerche, 
Wachtel ,  Wachtelkön ig , Grauammer u nd Schi lfrohrsänger 

Erhaltung 
• eines Mosaiks aus deckungsreicher, aber n icht zu dichter Vegetation und höhe­

ren Vegetationsstrukturen wie z .B .  zugewachsene Gräben ,  Großseggen- und 
Schi lfbestände n ,  Hochstaudenfluren und Verlandu ngsbereichen , 
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• naturnaher Strukture lemente wie Gräben und Ruderalflächen,  
• großflächig unverbuschter Bereiche, 
• eines ausreichend hohen Grundwasserstandes, 
• von Verlandungszonen, Kle ingewässern , extensiv genutztem Feuchtgrünland,  
• von Einzelbäumen, einzelnen Büschen u .a .  Vertikalstrukturen als S ingwarten,  
• von Seku ndärlebensräumen, 
• der Störungsarmut in den Brutgebieten ,  i nsbesondere des Wachtelkönigs zwi­

schen dem 1 5 .4 .  bis 3 1 .8 .  eines jeden Jahres. 

Arten der halboffenen Landschaft und Wald-Offenland-Übergangsbereiche wie Sperber­
g rasmücke und Neuntöter 

Erhaltung 
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• eines halboffenen,  strukturre ichen Landschaftsmosaikes m it natürlichen Wald­
säumen ,  Gehölzen und Einzelbüschen,  i nsbesondere re ich strukturierten Kn icks 
und Dornenbüschen an trocken-warmen Standorten ,  als wichtige Strukturelemen­
te (Ansitz- und Brutmög l ichkeiten) ,  

• einer artenreichen Krautflora in Feld rainen , Staudenfluren und Brachflächen mit 
reichem Nahrungsangebot. 

Arten der Waldbereiche, der Bruch- und Feuchtwaldbereiche wie Mittelspecht 
Erhaltung 

• von Wald- bzw. Gehölzparzel len mit langen Randl in ien und dichtem Unterholz mit 
ausreichend hohem Altholzantei l  als Brutlebensraum,  

• von Feuchtflächen und Strukturreichtum in der U mgebung . 
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren *) 

Vom 23.  April 201 3 

Aufg rund des § 2 des Verwaltungskostengesetzes des Landes Schleswig-Ho lstein vom 1 7 . Januar  1 974 
(GVOBI . Sch l . -H .  S .  37 ) ,  zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 1 9 . Januar  201 2 (GVOBI .  Schl . -H .  
S .  89 ) ,  in  Verbindung mit  § 5 Abs. 1 der  Landesverordnung über  Verwaltungsgebühren vom 1 5 . Okto­
ber 2008 (GVOBI . Schl . -H .  S. 383) '  zuletzt geändert durch Verordnung vom 1 5 . Januar 201 3 (GVOBI .  Schl . -H .  
S .  1 3 ) ,  verordnet das Min isterium für  Wirtschaft ,  Arbeit, Verkehr und  Technologie:  

Artikel 1 

Der a l lgemeine Gebührentarif der Landesverordnung über Verwaltungsgebüh ren vom 1 5 . Oktober 2008 
(GVOBI .  Sch l . - H .  S. 383) ,  zu letzt geändert durch Verordnung vom 1 5 . Januar  201 3 (GVOBI .  Sch l . - H .  S. 1 3 ) ,  
wird wie folgt geändert :  

Nach d e r  TarifsteI le 1 2 . 3  wird fo lgende Tarifste I le  eingefügt: 

" 1 2 .4  Maßnahmen und Anordnungen nach  Geldwäschegesetz (GwG)  
vom 1 3 . August 2008 (BGBI .  I S .  1 690) , zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22 .  Dezember 201 1 (BGBI .  I S .  2959)  

1 2 .4 . 1 

1 2 . 4 . 2  

1 2 . 4 . 3  

1 2 . 4 . 4  

1 2 . 4 . 5  

1 2 . 4 . 6  

1 2 . 4 . 7  

1 2 . 4 . 8  

1 2 . 4 . 9  

Vorherige Zust immung z u r  Durchfüh rung von internen Sicherungs­
Maßnahmen durch Dritte gemäß § 9 Abs. 3 Satz 2 GwG 
( Die Gebührenpfl icht umfasst auch d ie  Ablehnung der beantragten 
Zustimmung . ) 

Anordnung der Beste l lung e iner oder eines Geldwäschebeauftragten 
in  den Fäl len des § 9 Abs. 4 Satz 1 und 3 GwG 

Absehen von der  Beste l lung e iner  oder  e ines Geldwäschebeauftragten 
gemäß § 9 Abs. 5 Satz 3 GwG 

Einzelfa l lanordnung gemäß § 9 Abs.  5 Satz 1 und 2 GwG 

Verwarnung der  oder  des Verpfl ichteten gemäß § 1 6  Abs.  1 Satz 5 GwG 

Untersagung der  Ausübung des Geschäfts oder  Berufs gemäß 
§ 1 6  Abs.  1 Satz 5 GwG 

Prüfung der E inhaltung der  Anforderungen in e infachen Fä l len 
( z .B. an  hand Aktenlage) gemäß § 1 6  Abs. 3 Satz 2 GwG 

Prüfung der E inhaltung der  Anforderungen bei den Verpfl ichteten in  
schwierigen Fäl len oder mit  erhöhtem Aufwand ( z . B. Vor-Ort-Prüfungen 
oder komplexe Sachverhalte) gemäß § 1 6  Abs. 3 Satz 2 u nd 3 GwG 

Sonstige Maßnahmen und Anordnungen gemäß § 1 6  Abs.  1 Satz 2 GwG, 
soweit n icht vorstehend geregelt .  

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft . 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünde n .  

K ie l ,  2 3 .  Apri l  201 3 

R e i n h a r d M e y e r  
Min ister 

für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie 

*)  Ändert Al ig .  Gebührentarif vom 1 5 . O ktober 2008, GS Schl . - H .  1 1 ,  G I . N r. 201 3-2-41 

50 bis 1 . 000 

50 bis 1 . 000 

50 bis 1 . 000 

50 bis 1 . 000 

50 bis 1 . 000 

50 bis 1 .000 

50 bis 1 .000 

250 bis 2 . 500 

50 bis 2 . 500" 
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Landesverordnung 
zur Änderung der Ökokonto- und Kompensationsverzeichnisverordnung * )  

Vom 26. April 2013 

Aufgrund § 1 0  Abs. 2 des Landesnaturschutz­
gesetzes vom 24. Februar 2010 (GVO BI .  Sch l . -H . 
S .  301 , ber. S .  486) , zu letzt geändert durch  Arti­
kel 2 des Gesetzes vom 1 3 . Ju l i  201 1 (GVO B I .  
Schl . - H .  S .  2 2 5 ) ,  verordnet d ie  Landesreg ierung :  

Artikel 1 

Die Ökokonto- u nd Kompensationsverzeichn is­
verordnung vom 2 3 .  Mai 2008 (GVOBI .  Sch l . -H . 
S .  276 ) ,  zu letzt geändert durch  Verord nung vom 
6. März 201 1  (GVO B I .  Schl . - H . S .  76 ) ,  wi rd wie 
folgt geändert :  

§ 1 0  Satz 1 erhält folgende Fassung :  

"Die Verordnung tr itt am 1 1 . Jun i  201 8 außer 
Kraft . " 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1 2 . Jun i  201 3 in Kraft . 

Die vorstehende Verord nung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden . 

K ie l ,  2 6 .  Apr i l  201 3 

To r s t e n  A l b i g  
Ministerpräsident 

D r . R o b e r t H a b e c k  
Min ister 

für Energ iewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländl iche Räume 

*) Ändert LVO vom 23 .  Mai 2008, GS Sch l . - H .  1 1 ,  G I . Nr. 7 9 1 -2-222 

Kiel ,  27. Apri l  201 3 

Datenschutzordnung 
des Schieswig-Hoisteinischen Landtages 

Vom 2 7 .  April 2013 

1 .  Der Landtag g ibt s ich gemäß § 3 Abs. 4 Lan­
desdatenschutzgesetz ( LDSG) die Datenschutz­
ordnung vom 3 .  September 1 998 (GVOBI .  
Schl . - H .  S .  322) ,  zuletzt geändert am 9 .  Ma i  
2003 (GVOBI . Schl . - H .  S .  282) * ) .  

2 .  Die Datenschutzordnung tritt a m  Tag nach ih rer  
Verkündung in  Kraft. 

K l a u s  S c h l i e  
Landtagspräsident 

* )  G S  Schl . - H .  1 1 ,  G I . N r. 1 1 01 -7-2 

21 9 
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren * )  

Vom 7 .  Mai 201 3 

Aufgrund des. § 2 des Verwaltungskostengesetzes des Landes Schieswig-Hoistein vom 1 7 . Januar  1 9 74 
( GVOBI . Schl . -H .  S .  37), zuletzt geändert durch Art ikel 7 des Gesetzes vom 1 9 . Januar 201 2 (GVOBI . Schl . -H . 
S .  89 ) '  in Verbindung mit § 5 Abs. 1 der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren vom 1 5 . O kto­
ber 2008 (GVOBI .  Sch l . - H .  S. 383) '  zuletzt geändert d u rch  Landesverordnung vom 23 .  Apri l  201 3 (GVOBI .  
Schl . - H .  S .  2 1 8 ) '  verordnet das Min ister ium fü r  Energ iewende, Landwirtschaft, U mwelt und  ländl iche Räume:  

Artikel 1 

Der a l lgemeine Gebührentarif der  Landesverordnung über Verwaltungsgebühren vom 1 5 . O ktober 2008 
( GVOBI .  Sch l . -H . S. 383) ,  zuletzt geändert durch Landesverordnung vom 23. Apri l  201 3 (GVO BI . Schl . -H . 
S .  21 8 ) '  w i rd wie folgt geändert: 

1 .  In  der  Tarifste I le  1 . 3 wird d ie  Angabe ,, § 1 8  Abs. 2 KrWG " durch d ie Angabe ,, § 1 8  Abs. 1 KrWG " 

ersetzt. 

2. In der TarifsteI le 1 .4 werden die Angabe "KrW-/AbfG " durch die Angabe "KrWG " u nd die Angabe 
,, § 47 KrWG " durch d ie  Angabe " § 62  KrWG " ersetzt. 

3. Die TarifsteI le 1 . 1 8  erhält folgende Fassung: 

,, 1 . 1 8  Zertif iz ierung von Entsorgungsfachbetrieben 

1 . 1 8 . 1  Zust immung zu einem Überwachungsvertrag nach 
§ 56  Abs. 5 Satz 3 KrWG 

1 . 1 8 . 2  Anerkennung einer Entsorgergemeinschaft nach 
§ 56  Abs.  6 Satz 2 KrWG 

60 bis 1 0 . 000 

2 . 000 bis 50 .000 " 

4 .  I n  TarifsteI le 1 0 . 1 wird d ie  Angabe "zuletzt geändert d u rch Art ikel 1 des Gesetzes vom 2 3 .  O kto­
ber 2007 (BGBI .  I S. 2470) " durch die Angabe "zu letzt geändert durch Ar.tikel 1 des Gesetzes vom 
8. Apri l  201 3 (BGBI .  I S. 734) " ersetzt . 

5 .  Die TarifsteI le 1 0 . 1 . 1 . 4 erhält fo lgende Fassung : 

,, 1 0 . 1 . 1 . 4 Sofern in den Fäl len der TarifsteI len 1 0 . 1 . 1 . 1 und 1 0 . 1 . 1 . 3 Herste l lungskosten n icht oder 
nur  in  ger ingem Maße entstehen, wird d ie Gebühr nach Zeitaufwand berechnet. " 

6 .  Die TarifsteI le 1 0 . 1 . 1 . 7 . 1  wird wie folgt geändert:  

a )  Die Angabe ,, § 34 Bundesnaturschutzgesetz " wird durch d ie  Angabe ,, § 34 Bundesnaturschutzge­
setz ( BNatSchG) vom 2 9 .  Ju l i  2009 (BGBI .  I S. 2542) ,  zu letzt geändert durch Arti kel 7 des Geset­
zes vom 2 1 . Januar  201 3 (BGB I .  I S. 95) " ersetzt. 

b) Die Angabe " § 30 Landesnatu rschutzgesetz " wird d u rch d ie Angabe " § 25 Landesnaturschutzge­
setz (LNatSchG) vom 24. Februar 201 0 (GVOBI . Schl . - H .  S. 301 , ber. S. 486) '  zu letzt geändert 
d u rch Arti kel 2 des Gesetzes vom 1 3 . Ju l i  201 1 (GVOBI .  Sch l . - H .  S. 225) " ersetzt. 

7 .  In der Tarifste I le  1 0 . 1 . 1 . 9 Blichst . a wird d ie Angabe " § 1 4  Abs. 4 ·Geräte- und Produ ktsicherheitsge­
setz in  der Fassung vom 6. Januar  2004 (BGB I .  I S . 2 ,  ber. S. 2 1 9 ) '  zu letzt geändert d u rch  Artike l 3 
Abs. 3 3  vom 7 .  Ju l i  2005 (BGBI .  I S .  1 970) " durch d ie  Angabe " § 34 Abs. 4 Satz 2 Produktsicher­
heitsgesetz vom 8. November 201 1  (BGB I .  I S .  21 7 9 ,  ber. 201 2 S. 1 31 ) " ersetzt . 

8 .  I n  der  Tarifste i le  1 0 . 1 . 1 . 1 0 wird d ie  Angabe " 1 00 bis 5 200 " durch d ie Angabe ,, 500 bis 1 0  000 " er­
setzt . 

9 .  Nach der TarifsteI le 1 0 . 1 . 1 . 2 2  wi rd folgende TarifsteI le 1 0 . 1 . 1 . 2 3  e ingefügt: 

,, 1 0 . 1 . 1 . 2 3  Überwachungsmaßnahmen nach § 5 2  Abs. 1 B lmSchG ( I nnen- u nd Außendienst) 

1 0 . 1 . 1 . 23 . 1 Regelüberwachung bei genehmigungsbedürftigen und n icht genehmigungsbedürftigen 
Anlagen 

Die Gebühr wird nach Zeitaufwand berechnet. 

1 0 . 1 . 1 . 2 3 . 2  Anlassüberwachung bei genehmigungsbedürftigen und nicht genehmigungsbedürftigen 
Anlagen 

Die Gebühr wird nach Zeitaufwand berechnet.  

*)  Ändert A l ig .  Gebührentarif vom 1 5 . Oktober 2008, G S  Sch l . - H .  1 1 ,  G I . N r. 201 3-2-41 
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Wird d ie Ü berwachungsmaßnahme aufgrund eines Verdachts oder e iner Beschwerde vor­
genommen, sind Gebühren nicht zu erheben, wenn a l le  Auflagen u nd Anordnungen erfü l lt 
und Auflagen und Anordnungen n icht geboten s ind.  
H inweis zu TarifsteI le 1 0 . 1 . 1 . 2 3 :  Besondere Amtshandlungen bei Anlagen nach der  I ndus­
trieemissions-Richt l in ie ( I E D-Anlagen) ( §  3 Abs. 8 B lmSchG) siehe Tarifste i le  1 0 . 1 . 1 9 " 

1 0 .  Die bisherigen TarifsteI len 1 0 . 1 . 1 . 2 3  bis 1 0 . 1 . 1 . 2 9  werden z u  den TarifsteI len 1 0 . 1 . 1 . 24 bis 1 0 . 1 . 1 . 30 .  
1 1 . Nach der  TarifsteI le 1 0 . 1 . 8 . 2  wird folgende TarifsteI le 1 0 . 1 . 8 . 3  eingefügt:  

,, 10 . 1 . 8 . 3  Inspektion,  Erstel lung eines Berichtes, Überprüfung der  Fo lgemaßnahmen nach § 1 6  Abs. 2 
Die Gebühr wird nach Zeitaufwand berechnet.  
Anmerkun g :  Die Kosten der Beauftragung e ines Sachverständigen nach § 1 6  Abs.  3 werden 
als Auslagen erhobe n . "  

1 2 . Die bisherige TarifsteI le 1 0 . 1 . 8 . 3  wird z u  d e r  Tarifstei le  1 0 . 1 . 8 .4 .  
1 3 . Nach  der  TarifsteI le 1 0 . 1 . 1 8  wird folgende TarifsteI le 1 0 . 1 . 1 9  angefügt : 

,, 1 0 . 1 . 1 9  Besondere Amtshandlungen bei Anlagen nach der 
Industrieemissions-Richt l in ie ( I E D-Anlagen) ( §  3 Abs. 8 B lmSchG) 

1 0 . 1 . 1 9 . 1  
1 0 . 1 . 1 9 . 2  

Information der Öffentl ichkeit nach § 5 Abs. 4 B lmSchG 
Öffentl iche Bekanntmachung nach § 1 0  Abs.  8 a B lmSchG 

1 0 . 1 . 1 9 . 3  Überprüfung und Aktual is ierung der Genehmigung von IED-Anlagen 
nach Veröffentl ichung eines neuen BVT-Merkblattes u nd den Schluss­
folgerungen nach § 7 Abs. 1 a Satz 2 N r. 2 ,  § 1 2  Abs. 1 a und 1 b, 
§ 48 Abs. 1 a B l mSchG 

1 0 . 1 . 1 9 .4  Überwachung von IED-Anlagen nach  § 52 a B lmSchG 
a)  Durchführung der  Inspektionen bei  I ED-Anlagen 
b) Erstel lung des Überwachungsberichtes, Zugängl ichmachung 

für den Betreiber und der  Öffentl ichkeit 

In den Fäl len der Tarifste i len 1 0 . 1 . 1 9 . 3  und 1 0 . 1 . 1 9 . 4  wird 
die Gebühr nach Zeitaufwand berechnet . "  

1 4 . In  TarifsteI le 1 0 . 2 . 1 wird der Satz 

50 
50 

,Als Stundensätze s ind zugrunde zu legen für Beamtinnen und Beamte oder verg le ichba re Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer des 
a )  höheren Dienstes 7 7  
b) gehobenen Dienstes 5 9  
c )  m ittleren Dienstes 49 
d)  e infachen Dienstes 44" 

gestrichen . 

1 5 . Nach TarifsteI le 1 0 . 8 . 2  wird fo lgende Anmerkung eingefügt: 

,Anmerkung zu TarifsteI le 1 0 :  

I n  d e n  Tarifste I len 1 0 . 1 . 1 .4,  1 0 . 1 . 1 . 2 3 ,  1 0 . 1 . 8 . 3 ,  1 0 . 1 . 1 9  u n d  1 0 . 2 . 1 
s ind a ls  Stundensätze zugrunde zu legen für Beamtinnen und Beamte 
oder vergle ichbarer  Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
a )  Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt 79 
b) Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt 60 
c)  Laufbahngruppe 1 ,  zweites Einstiegsamt 49 
d)  Laufbahngruppe 1 ,  erstes E instiegsamt 43"  

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird h iermit ausgefertigt u nd ist zu verkünden . 

K ie l ,  7 .  Ma i  201 3 

D r . R o b e r t H a b e c k  
Min ister 

für Energ iewende, Landwirtschaft, U mwelt u nd ländl iche Räume 



222 Gesetz- und Verordnungsblatt tür Schieswig-Hoiste in 201 3;  Ausgabe 30. Ma i  201 3 N r. 7 

Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung zur Durchführung des 
Schieswig-Hoisteinischen Wohnraumförderungsgesetzes *) 

Vom 14. Mai 201 3 

Aufgrund der § 8 Abs. 3 und § 1 7  des Schleswig­
Holste in ischen Wohnraumförderungsgesetzes vom 
2 5 .  Apri l  2009 (GVO BI . Schl . - H .  S. 1 94) , geändert 
d u rch Artikel 1 7  des Gesetzes vom 1 7 . Dezember 
2010 (GVO B I .  Schl . - H .  S .  789 ) .  verord net das In­
nenmin isterium :  

Artikel 1 

Die Landesverordnung zur Durchführung des 
Schleswig-Ho lste in ischen Wohnraumförderungsge­
setzes (SHWoFG-DVO) vom 1 3 . Jun i  2009 (GVOBI .  
Schl . - H .  S .  344) wi rd w ie  folgt geändert :  

1 .  In  § 7 Abs. 1 wird d ie  Angabe ,, ( § § 8 ,  9 Abs. 3 
und 4) " ersetzt durch  d ie Angabe ,, ( § § 8 ,  9 
Abs. 3 bis 6) " . 

2 .  § 9 wird wie folgt geändert :  

a )  Absatz 3 wird w i e  folgt geändert :  

aal  Die Nummern 1 und 4 werden gestri­
chen.  

bb) Die Nummern 2 ,  3 ,  5 und 6 werden die 
Nummern 1 bis 4.  

b) Nach Absatz 3 wird fo lgender Absatz 4 e in­
gefügt: 

,, (4) Die nach § 7 und Absatz 2 gebi ldeten 
E inkommensgrenzen erhöhen sich bei För­
dervorhaben 

1 .  mit 30 u nd mehr Wohnungen,  wenn es 
zur Schaffung oder Erhaltung sozial stabi­
ler  Bewohnerstrukturen geboten ist, 

2. in  nach § 1 65 Abs. 3 des Baugesetzbu­
ches förml ich festgelegten städtebau­
l ichen Entwick lungsbereichen,  

3 .  in  Fördergebieten des Programms ,Aktive 
Stadt und Ortstei lzentren" für bis zu 30 % 
der  geförderten Wohnungen um 20 % .  
Bei Wohnraum,  der auf der  G rundlage der  
SHWoFG-DVO in  der  b is  zum 3 1 . Ma i  
201 3 geltenden Fassung gefördert wor­
den ist, r ichten sich die E inkommensgren-

zen nach den u rsprüngl ichen Förderbedin­
gungen . " 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und 
wie folgt geändert :  

a a l  I n  N ummer 1 wird d i e  Angabe " 1 2 . Ja­
nuar 2009 (Amtsb l .  Sch l . -H .  S .  1 88) " 

ersetzt du rch d ie Angabe ,,2 2 .  Apr i l  
201 3 (Amtsbl . Sch l . - H .  S .  256) " . 

bb) Die Angabe ,AO % "  wird ersetzt durch 
die Angabe ,,20 % " .  

cc) Folgender Satz 2 wi rd angefügt: 

"Bei Wohnraum,  der  auf der Grund lage 
der SHWoFG-DVO in der bis zum 31 . Mai 
201 3 geltenden Fassung gefördert wor­
den ist, r ichten sich die E inkommens­
g renzen nach den ursprüng l ichen För­
derbed ingungen . " 

d )  Nach Absatz 5 wird fo lgender Absatz 6 an­
gefügt: 

,, (6)  Die nach § 7 und Absatz 2 gebi ldeten 
E inkommensgrenzen erhöhen sich um 20 % 
bei Fördervorhaben, d ie  im 2 .  Förderweg 
nach den Finanzierungsrichtl inien vom 1 .  April 
2005 (Amtsbi .  Sch l . - H .  S. 432) . zu letzt ge­
ändert durch  Erlass vom 2 2 .  Apri l  201 3 
(Amtsb i .  Sch l . - H .  S .  2 5 6 ) .  rea l isiert werden . "  

Artikel 2 
Übergangsbestimmungen, Inkrafttreten 

( 1 ) Bei Fördervorhaben nach § 9 Abs. 5 Satz 
N r. 1 oder 2 richten sich die E inkommensgrenzen 
nach § 9 Abs. 4 SHWoFG-DVO in der bis zum 
3 1 . Mai 201 3 geltenden Fassung,  wenn der  Antrag 
auf Förderung vor dem 1 .  Jun i  201 3 rechtswirk­
sam gestellt worden ist.  Die E inkommensgrenzen 
erhöhen sich in  d iesem Fa l l  für bis zu 66 % der  
geförderten Wohnungen um 40 % .  

(2 )  Diese Verordnung tr itt a m  1 .  Jun i  201 3 in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird h iermit ausgefertigt und ist zu verkünden . 

K ie l ,  1 4 . Mai 201 3 

A n d r e a s  B r e i t n e r  
I nnenmin ister 

* )  Ändert LVO vom 1 3 . Jun i  2009, GS Schl . - H .  1 1 ,  G I . N r. 233-5- 1  
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Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung zur Durchführung 

der Gemeinde-, der Kreis- und der Amtsordnung * )  

Vom 1 5. Mai 201 3 

Aufgrund des § 1 3 5 Abs. 1 Satz · 1 Nr. 1 bis 4 der  
Gemeindeordnung,  des § 73  Satz 1 Nr. 1 b is 3 der  
Kreisordnung und des § 26 Satz 1 Nr. 1 und 2 der  
Amtsordnung verordnet das Innenministerium :  

Artikel 1 

Die Landesverordnung zur Durchführung der Ge­
meinde-, der  Kreis- und der  Amtsordnung vom 
5 .  November 2008 (GVOBI .  Schl . -H . S. 588) ,  zu­
letzt geändert durch Arti kel 1 0  des Gesetzes vom 
22 .  März 201 2 (GVOBI .  Sch l . - H .  S. 3 7 1 ) ,  wird wie 
folgt geändert: 
1 .  Abschn itt 1 1 1  erhält fo lgende Fassu ng :  

,Abschn itt 1 1 1  • 
Einwohnerantrag,  Bürgerbegehren, 

Bürgerentscheid 
§ 7 

Durchführung des Einwohnerantrags 
nach § 1 6  f der Gemeindeordnung 

( 1 )  Das mit dem E inwohnerantrag nach § 1 6  f 
der  Gemeindeordnung verfolgte Begehren darf 
s ich nur  auf Aufgaben beziehen, für deren Ent­
scheidung die Gemeindevertretung oder e in 
Ausschuss zuständig ist .  
(2 )  Für d ie erforder l ichen U nterschriften s ind 
Antragsl isten oder Einzelanträge zu verwenden,  
d ie  von jeder Antragstel lerin u nd jedem Antrag­
stel ler  persönl ich und handschriftl ich zu u nter­
zeichnen s ind;  neben der  U nterschrift sind Fami­
l ienname, Vorname, Tag der Geburt ,  Wohnort 
mit Postleitzahl , Straße und H ausnummer sowie 
Datum der U nterzeichnung lesbar e inzutragen .  
Jeder neuen Antragsseite oder  jedem neuen 
Einzelantrag ist der  Wortlaut des Antrags voran­
zuste l len ;  darüber  h inaus sind d ie Vertretungs­
berechtigten nach § 1 6  f Abs. 2 Satz 3 der Ge­
meindeordnung anzugeben .  Au ßerdem ist den 
Antragste l ler innen und Antragste l lern vor der  
Eintragung d ie Begründung in  geeigneter Weise 
zur Kenntnis zu geben . 
(3 )  Der Einwohnerantrag ist bei der  Gemeinde 
einzureichen . Entspricht der I nhalt des Einwoh­
nerantrags den gesetzl ichen Vorschriften, veran­
lasst die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
die Prüfung der Antragsl isten u nd E inzelanträge 
durch d ie zuständige Meldebehörde. Die Mel­
debehörde bescheinigt d ie  Richt igkeit der E intra­
gungen nach dem Meldereg ister und tei lt das 
Ergebnis ihrer Prüfung u nverzügl ich der  Bürger­
meisterin oder dem Bürgermeister mit.  Bei eh­
renamtl ich verwalteten Gemeinden tritt an d ie  
Ste l le  der  Gemeinde das Amt und an die Ste l le  

der Bürgermeister in oder des Bürgermeisters d ie 
Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher oder 
d ie Amtsd i rektorin oder der  Amtsdi rektor. 
(4) Liegt das Ergebnis der E intragungsprüfung 
vor, entscheidet d ie  Gemeindevertretung über 
d ie Zulässig keit des Einwohnerantrags. Für die 
Feststel lung des Quorums nach § 1 6  f Abs. 3 
der  Gemeindeordnung g i lt d ie  vom Statistischen 
Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein zum 
31 . März des Vorjahres ermittelte Zahl der E in­
wohner innen und E inwohner der . Gemeinde, d ie  
das 1 4 . Lebensjahr  vo l lendet haben . Wird das 
Quorum nicht erreicht, kann d ie Gemeindever­
tretung bis zur Feststel lung des Quorums eine 
Nachfrist gewäh ren .  Die Entscheidung der Ge­
meindevertretung über d ie  Zulässigkeit des Ein­
wohnerantrags ist den im Einwohnerantrag be­
nannten Vertretungsberechtigten bekannt zu 
gebe n .  
( 5 )  Vor d e r  Beratung u n d  Entscheidung über ei­
nen zulässigen Einwohnerantrag s ind d ie im Ein­
wohnerantrag benannten Vertretungsberechtig­
ten in  der  Sitzung der  Gemeindevertretung oder 
des zuständigen Ausschusses zu hören. Sie s ind 
über das Beratungsergebnis der Gemeindever­
tretung oder des zuständigen Ausschusses zu 
unterrichten . 
(6)  Die Antragsl isten und Einze lanträge nach 
Absatz 2 s ind bei einem zulässigen Einwohner­
antrag nach der Beratung und Entscheidung der  
Gemeindevertretung oder des zuständ igen Aus­
schusses unverzügl ich zu vernichten, ansonsten 
nach Unanfechtbarkeit der Entscheidung über 
d ie  Zulässigke it des E inwohnerantrags. 
(7) Die Frist von zwölf Monaten nach § 1 6  f 
Abs. 4 der Gemeindeordnung für einen weiteren 
Einwohnerantrag in  derselben Angelegenheit be­
g innt mit dem Tag der Bekanntgabe der Ent­
scheidung über die Zulässigkeit des E inwohner­
antrags. 

§ 8 
Durchführung des Einwohnerantrags 

nach § 1 6  e der  Kreisordnung 
Für d ie  Durchführung des Einwohnerantrags 
nach § 1 6  e der Kreisordnung g i lt § 7 entspre­
chend. 

§ 9 
Durchfüh rung des Bürgerbegehrens 
nach § 1 6  g der  Gemeindeordnung 

( 1 )  Die mit dem Bürgerbegehren nach § 1 6  g 
Abs. 3 der  Gemeindeordnung einzubringende 

*)  Ändert LVO vom 5.  November 2008, GS Schl . -H .  1 1 ,  G I . N r. 2020-3-30 
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Frage ist so zu formul ieren ,  dass sie das Begeh­
ren hinreichend klar und e indeutig zum Aus­
druck bringt. Sie darf die freie und sachl iche 
Wi l lensbi ldung der Bürgerinnen und Bürger, ins­
besondere durch beleidigende, polemische oder 
suggestive Formul ierungen, n icht gefährden . 
Für inhalt l ich zusammengehörende Tei lbereiche 
ist e ine zusammenfassende Abstimmungsfrage 
zu formul ieren .  Die Koppelung unterschiedl icher 
Bürgerbegehren in  e inem Verfahren ist n icht zu­
lässig . 

(2 )  Die Vertretungsberechtigten eines beabsich­
t igten Bürgerbegehrens informieren d ie Ge­
meinde schriftl ich über ihr Vorhaben. Die zu­
ständige Verwaltung erstel l t  u nverzügl ich eine 
Übersicht über d ie zu erwartenden Kosten der  
verlangten Maßnahme und le itet s ie den Vertre­
tungsberechtigten zu .  Die Kostenschätzung 
muss auch d ie eventuel len Folgekosten der ver­
langten Maßnahme enthalten .  Bestehen abwei­
chende Auffassungen über die ermittelte Kos­
tenhöhe oder die Folgekosten,  können die Ver­
tretungsberechtigten in den Antragslisten und 
Einzelanträgen darauf h inweisen . 

(3 )  Das Bürgerbegehren darf nur von Bürger in­
nen und Bürgern unterzeichnet werden,  d ie am 
Tag des E ingangs des Antrags nach § 3 des Ge­
meinde- und Kreiswah lgesetzes in  der  Gemeinde 
wahlberechtigt s ind .  Die U nterschriften dürfen 
bei E ingang des Antrags n icht ä lter a ls sechs 
Monate sein . 

(4) Für d ie  erforder l ichen Eintragungen s ind An­
tragsl isten oder Einzelanträge zu verwenden,  
d ie vOn jeder Antragstel ler in und jedem Antrag­
ste l ler  persönl ich und handschrift l ich zu u nter­
zeichnen sind;  neben der  U ntersch rift s ind Fami­
l ienname, Vorname, Tag der  Geburt, Wohnort 
mit Postleitzah l ,  Straße und Hausnummer sowie 
Datum der Unterzeichnung lesbar einzutragen .  
Jeder neuen Antragsseite oder jedem Einze lan­
trag ist  d ie  einzubringende Frage voranzuste l len ;  
darüber h inaus s ind d ie  Vertretungsberechtigten 
nach § 1 6  g Abs. 3 Satz 3 der Gemeindeord­
nung anzugeben .  Außerdem sind den Antrag­
stel ler innen und Antragste l lern vor der E intra­
gung die Begründung sowie die Ü bersicht ü ber  
d ie zu erwartenden Kosten der  ver langten Maß­
nahme in geeigneter Weise zur Ken ntnis zu ge­
ben . 

( 5 )  Das Bürgerbegehren ist bei der  Gemeinde 
einzureichen; bei ehrenamtl ich verwalteten Ge­
meinden tritt an d ie  Stel le der  Gemeinde das 
Amt. Der zuständigen Kommunalaufsichtsbe­
hörde ist unverzügl ich eine Kopie e iner Antrags­
l iste und eines E inzelantrags zur Prüfung der Zu­
lässigkeit zuzuleiten. Entspricht der I nha lt des 
Bürgerbegehrens den gesetzl ichen Vorschriften, 

veran lasst d ie  Kommunalaufsichtsbehörde d ie 
Prüfung der  Antragsl isten und Einzelanträge 
durch d ie zuständige Meldebehörde und weist 
dabei auf den Ablauf der Frist nach § 1 6 g Abs. 5 
Satz 1 der Gemeindeordnung h in .  Die MeIde­
behörde  beschein igt d ie  Richtigkeit der  E intra­
gungen u nd der Wahlberechtigung und tei lt das 
Ergebnis ih rer  Prüfung unverzügl ich der  Kommu­
na laufs ichtsbehörde mit .  

(6 )  Die Kommunalaufsichtsbehörde stellt das 
Quorum nach § 1 6  g Abs. 4 der Gemeindeord­
nung fest; dabei  ist d ie Zahl der Wahlberechtig­
ten der letzten Gemeindewahl  maßgebend. Wird 
das Quorum n icht erreicht, kan n  d ie Kommunal­
aufsichtsbehörde bis zum Ablauf der Frist von 
sechs Monaten nach § 1 6  g Abs. 4 Satz 1 der  
Gemeindeordnung von den Vertretungsberech­
tigten nachgereichte U nterschr iften zur Feststel­
lung des Quorums berücksichtigen,  auch wenn 
dadurch d ie Frist für  d ie  Entscheidung über die 
Zulässigkeit nach § 1 6  g Abs. 5 Satz 1 der Ge­
meindeordnung überschritten wird.  

(7)  Die Kommunalaufsichtsbehörde stellt den im 
Bürgerbegehren benannten Vertretungsberech­
t igten sowie der Gemeinde unverzügl ich ihre ab­
schl ießende Entscheidung ü ber  d ie  Zulässigkeit 
zu .  

(8 )  Ist das Bürgerbegehren zulässig,  ist den  Ver­
tretungsberechtigten Gelegenheit zu geben, den 
Antrag in der  Gemeindevertretung zu e�läutern . 

(9 )  Die Antragsl isten und Einzelanträge nach 
Absatz 4 sind nach Unanfechtbarkeit der Ent­
scheidung über die Zulässigkeit der zuständigen 
Kommunalaufsichtsbehörde unverzügl ich zu ver­
n ichten .  

§ 1 0  
Durchführung d e s  Bürgerentscheids 
nach § 1 6  g der  Gemeindeordnung 

( 1 )  D ie  Gemeindevertretung legt für  d ie  Durch­
führung des Bürgerentscheids einen Sonntag 
fest; der Termin und die dabei zur Entscheidung 
zu br ingende Frage s ind ö rt l ich bekannt zu ma­
chen.  Bürgerentscheide zu unterschiedl ichen 
Fragen können an demselben Sonntag durchge­
führt werden . E ine Zusammenlegung mit a l lge­
meinen Wahlen ist zulässig . 

(2 )  Die Standpunkte und Begründungen der Ge­
meindevertretung oder des zuständigen Aus­
schusses u nd der Vertretungsberechtigten des 
Bürgerbegehrens s ind den Bürger innen und Bür­
gern so darzulegen, dass sie d ie maßgebl ichen 
Argumente in  ihre Entscheidung e inbeziehen 
können; § 9 Abs. 1 Satz 2 g i lt sinngemäß. Die 
Darlegung der  Standpunkte und Begründungen 
in  der  I nformation nach § 1 6  g Abs. 6 Satz 2 
der  Gemeindeordnung kann zusammengefasst 
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dargestel lt werden;  dabei ist darauf h inzuwei­
sen, dass die vollständige Dar legung bei der Ge­
meinde zur Einsichtnahme ausl iegt . 

(3 )  Für d ie  Durchführung des Bürgerentscheids 
gelten d ie Bestimmu ngen des Gemeinde- und 
Kreiswahlgesetzes und der Gemeinde- und 
Kreiswa h lordn�ng über d ie Gemeindewahl  ent­
sprechend. 

(4) Die auf den Abstimmungszetteln zur Ent­
scheidung zu br ingende Frage muss so geste l lt 
seih ,  dass sie mit Ja oder Nein beantwortet 
werden kan n .  Personen,  d ie  d ie  mit dem Bürger­
entscheid verfolgte I n itiative befürworten ,  müs­
sen d ie zur Abstimmung geste l lte Frage mit Ja 
beantworten können . Kommt der  Bürgerent­
scheid durch Beschluss der  Gemeindevertretung 
zustande, wird d ie  Formul ierung der Frage von 
der Gemeindevertretung entschieden .  Die Ab­
stimmungsfrage für einen Bürgerentscheid auf­
grund eines Bürgerbegehrens wird von der Kom­
munalaufsichtsbehörde festgelegt; dabei soll d ie  
von den Vertretungsberechtigten des Bürgerbe­
gehrens gewählte Formul ierung übernommen 
werden .  

( 5 )  F inden an e inem Tag mehrere Bürgerent­
scheide statt, deren Fragestel lungen in e iner 
mite inander n icht zu vere inbarenden Art und 
Weise beantwortet werden (Stichentscheid ) ,  
hat d ie  Gemeindevertretung eine Stichfrage zu 
beschl ießen .  Die Abst immungsfragen für jeden 
dieser Bürgerentscheide und d ie Stichfrage sind 
auf einem Abstimmungszettel zur Abstimmung 
zu ste l len .  Für jeden Bürgerentscheid kann e ine 
Ja-Stimme oder eine Nein-St imme vergeben 
werden;  e ine weitere Stimme kann bei der  
Stichfrage vergeben werden . Der Stichfrage ist 
e in H inweis voranzustel len,  aus dem sich erg ibt,  
dass mit der  Stichfrage entschieden wird,  wei­
cher Bürgerentscheid umgesetzt werden sol l ,  
wenn d ie  zur Abst immung gestellten Abstim­
mungsfragen jeweils das Quorum nach § 1 6  g 
Abs. 7 Satz 1 der  Gemeindeordnung erreicht 
haben.  

§ 1 1  
Durchfü hrung des Bürgerbegehrens und 

Bürgerentscheids nach § 1 6  f 
der Kreisordnung 

'( 1 )  Für d ie Durchführung des Bürgerbegehrens 
nach § 1 6  f Abs. 3 bis 5 der Kreisordnung gei­
ten die Best immungen des § 9 Abs.  1 bis 4 u nd 
6 bis 9 entsprechend. 

(2 )  Das Bürgerbegehren ist bei dem Kreis einzu­
reichen .  Dieser leitet eine Kopie einer Antrags­
l iste und e ines Einze lantrags unverzügl ich dem 
I nnenminister ium zur . Prüfung der Zulässigkeit 
zu .  Entspricht der I nhalt des Bürgerbegehrens 
den gesetzl ichen Vorschriften,  benachrichtigt 
das I nnenminister ium den Kreis. Dieser veran­
lasst die Prüfung der Antragsl isten u nd Einzel­
anträge durch die örtl ich jewei ls  zuständigen 
Meldebehörden .  Die Meldebehörden bescheini­
gen d ie Richtigkeit der  Eintragungen u nd der 
Wahlberecht igung und te i len das Ergebnis ih rer  
Prüfung unverzügl ich dem Kreis mit .  Der Kreis 
unterrichtet das I nnenminister ium über das Ge­
samtergebnis.  

(3 )  Für d ie Durchführung des Bürgerentscheids 
nach § 1 6  f Abs. 6 bis 8 der  Kreisordnung gei­
ten d ie Best immungen des § 1 0  Abs. 1 ,  2 ,  4 
und 5 sowie d ie Best immungen des Gemeinde­
und Kreiswahlgesetzes und der  Gemeinde- und 
Kreiswahlordnung über d ie Kreiswahl  entspre­
chend. " 

2 .  Abschnitt IV wird wie folgt geändert:  

a )  Der bisherige § 1 0  wird § 1 2 . 

b) § 1 2  Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung : 

"Sie tritt mit Ablauf des 30.  Dezember  201 8 
außer Kraft . "  

Artikel 2 

Diese Verordnung tr itt am Tage nach ih rer  Verkün­
dung in Kraft, hiervon abweichend tr itt Art ikel 
N r. 2 Buchst. b am 3 1 . Dezember 201 3 in  Kraft . 

Die vorstehende Verordnung wird h iermit ausgefertigt und ist zu verkünden . 

K ie l ,  1 5 . Ma i  201 3 

A n d r e a s  B r e i t n e r  
I nnenminister 



226 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schieswig-Hoistein 201 3;  Ausgabe 30.  Mai  201 3 N r. 7 

Landesverordnung 
zur Änderung der Landesverordnung zur Festsetzung der Mindestversicherungssumme 

der Berufshaftpflichtversicherung * )  

Vom 1 7 . Mai 201 3 

Aufgrund des § 83  Abs. 1 N r. 6 der Landesbauord­
nung für das Land Schleswig-Holste in  vom 22.  Ja­
nuar 2009 (GVOBI .  Sch l . -H . S .  6) .  zu letzt geändert 
durch Arti kel 4 des Gesetzes vom 1 7 . Januar  201 1  
(GVOBI .  Sch l . - H .  S .  3 ) .  verordnet das I nnenministe­
r ium : 

Artikel 1 

Die Landesverordnung zur Festsetzung der  Min­
destversicherungssumme der Berufshaftpfl ichtver­
sicherung vom 2 7 .  Ma i  2008 (GVOBI .  S. 289)  wird 
wie folgt geändert :  

1 .  In  § 1 Abs. 1 wird d i e  Angabe ,, § 7 1  Abs. 3 
LBO " durch  die Angabe " § 65  Abs. 3 LBO " u nd 
d ie Angabe ,, § 73  Abs. 4 Satz 1 LBO " durch d ie 
Angabe " § 70 Abs.  2 LBO " ersetzt . 

2 .  In § 3 Abs. 1 Satz 2 werden d ie Worte "fünf 
Jahre nach ihrem I n krafttreten " durch d ie Worte 

"mit Ablauf des 3 1 . Mai  201 8 "  ersetzt . 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1 2 . Jun i  201 3 in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefert igt und ist zu verkünden.  

K ie l ,  1 7 . Ma i  201 3 
A n d r e a s  B r e i t n e r  

I nnenminister 

* )  Ändert LVO vom 2 7 .  Mai 2008, GS Schl . -H .  1 1 ,  G I . N r. 21 30-9-24 

Landesverordnung 
über den Verkauf von Waren an Sonn- und Feiertagen in Kur-, Erholungs- und Tourismusorten 

( Bäderverordnung - BäderVO) 

Vom 21 . Mai 201 3 

G S  Sch l . -H .  1 1 ,  G I . Nr. 7 1 28- 1 -3 

Aufgrund § 9 Abs. 1 und § 1 2  Abs. 4 des Laden­
öffnungszeitengesetzes (LÖffZG ) vom 29. Novem­
ber 2006 (GVO B I .  Sch l . - H .  S. 243) verordnet das 
M inisterium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Technologie im Einvernehmen m it dem I nnenmin is­
terium:  

§ 1 
Regelungszweck 

Diese Verordnung trifft u nter besonderer Berück­
s ichtigung des verfassungsrechtl ich gebotenen 
Schutzes von Sonn- und Feiertagen Regelungen 
über d ie  Öffnung von Verkaufsstel len in  anerkann­
ten Kur- und Erholungsorten u nd e inze ln benannten 
Gemeinden und Gemeindetei len ,  die von besonders 
starkem U rlaubstourismus geprägt s ind,  für den 
Verkauf von Waren des tägl ichen Ge- und Ver­
brauchs, insbesondere des touristischen Bedarfs. 

§ 2 
Anwendungsbere ich,  Öffnungszeiten 

( 1 )  In  der Zeit vom 1 7 . Dezember bis 8. Januar  
und vom 1 5 . März b is  31 . O ktober dürfen Ver­
kaufsstel len in  

den in  der  An lage 1 zu d ieser  Verordnung aufge­
führten Gemeinden und Gemeindetei len ,  die a ls  
Kur- und Erholungsorte nach der  Landesverord-
nung über die Anerkennung als Kur- und Erho-

lungsort vom 2 5 .  November 2009 (GVO BI . 
Sch l . -H .  S .  860) anerkannt s ind und 

2 .  den sonstigen in  der  Anlage 2 zu dieser Verord- "0/ 
nung aufgeführten Gemeinden und Gemeindeteilen '\-.2 

abweichend von § 3 Abs. 2 N r. 1 LÖffZG an Sonn-
und Feiertagen für sechs Stunden im Zeitraum von 
1 1 . 00 Uhr  bis 1 9 . 00 Uhr  für den Verkauf von Wa-
ren des tägl ichen Ge- und Verbrauchs, insbeson-
dere des touristischen Bedarfs, geöffnet sein .  
(2 )  Absatz 1 g i lt entsprechend für das gewerbl iche 
Fe i lha lten von Ware außefhalb von Verkaufsstel len 
gemäß § 1 LÖffZG . 
(3 )  Absatz 1 g i lt nicht für Möbelhäuser, Autohäu­
ser, Baumärkte und Fachmärkte für E lektrogroßge­
räte. 
(4) N utzen Verkaufsstel len d ie  Öffnungsmögl ichke it 
aus besonderem Anlass gemäß § 5 LÖffZG an 
mehr a ls  zwei Sonn- und Feiertagen im Jahr  außer­
ha lb der in Absatz 1 genannten ka lendarischen 
Zeiträume, entfä l lt für  diese Verkaufsstel len d ie 
Öffnungsmögl ichkeit am vierten Advent desselben 
Jahres sowie am ersten Sonntag des darauffolgen­
den Jahres. 
(5) Die tägl iche Öffnungszeit an Sonn- und Feierta­
gen in den in Absatz 1 genannten ka lendarischen 
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Zeiträumen legt d ie zuständige Behörde nach An­
hörung der  Betroffenen sowie der ö rt l ichen K i r­
chengemeinden durch  Al lgemeinverfügung fest . 

§ 3 
K ioske 

( 1 )  I n  anerkannten Kur- u nd Erholungsorten gemäß 
§ 9 Abs.  1 N r. 1 LÖffZG , d ie  n icht oder nur  te i l ­
weise unter d ie  Anlage 1 d ieser Verordnung fa l len,  
und in  den Gemeinden und Gemeindetei len,  d ie in  
An lage 3 genannt s ind ,  kann einze lnen Verkaufs­
steI len ,  deren Angebot ausschl ießl ich aus Kioskwa­
ren besteht, auf besonderen Antrag in der Zeit vom 
1 7 . Dezember bis 8 .  Januar  und vom 1 5 .  März bis 
3 1 . Oktober für sechs Stunden im Zeitraum von 
1 1 . 00 Uhr  bis 1 9 . 00 Uhr  die Öffnung gestattet 
werden.  Über den Antrag entscheidet d ie  zustän­
dige Behörde. 
(2 )  An bis zu vier weiteren Sonn- und Feiertagen 
außerhalb der in § 2 Abs. 1 genannten Zeiträume 
kan n  Verkaufsstel len ,  deren Angebot ausschl ießl ich 
aus K ioskwaren besteht, in  Gemeinden und Ge­
meindete i len nach Absatz 1 und in Gemeinden und 
Gemeindetei len der Anlagen 1 u nd 2 in der Zeit 
vom 1 5 . Dezember bis 3 1 . O ktober für sechs Stun­
den im Zeitraum von 1 1 . 00 Uhr bis 1 9 . 00 Uhr die 
Öffnung gestattet werden .  
(3 )  D ie  zuständige Behörde setzt d ie  Sonn- u nd 
Feiertage und d ie tägl ichen Öffnungszeiten nach 
Absatz 2 durch Verord nung fest . 
(4) Kioskwaren sind Bade- und Strandgegenstände, 
Devotional ien,  fr ische Früchte, a l koholfreie Ge­
tränke, M i lch- und Mi lcherzeugnisse, Süßwaren,  Ta­
bakwaren,  B lumen u nd Zeitungen,  Postkarten und 
Briefmarken,  Kleinspielzeug,  Andenken,  Funktions­
materia l ien für Fi lm- u nd Fotozwecke sowie Waren,  
d ie  für d iese Gemeinden kennzeichnend s ind .  

§ 4 
Helgoland 

( 1 )  I n  der  Zeit vom 1 5 . Dezember bis 3 1 . Oktober 
dürfen Verkaufsstel len in  der  Gemeinde Helgoland 
an Sonn- und Feiertagen in  der Zeit  von 8 . 00 Uhr  
bis 20.00 Uhr  für  den geschäft l ichen Verkehr  mit  
Kundinnen und Kunden geöffnet sei n .  
(2 )  Absatz 1 g i lt entsprechend f ü r  d a s  gewerbl iche 
Fei lha lten von Ware außerha lb von Verkaufsstel len 
gemäß § 1 LÖffZG .  

§ 5 
Besonderer  Feiertagsschutz 

( 1 ) Die § § 2 bis 4 gelten n icht am Karfreitag und 
dem ersten Weihnachtstag . Am 1 .  Mai  ist  der Ver-

kauf nur  zulässig,  wenn die Ladeninhaberin oder 
der Ladeninhaber den Verkauf u nter Freistel lung a l ­
ler Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer persön­
l ich durchführt .  
( 2 )  A m  Ostersonntag d ü rfen d i e  Verkaufsstel len 
gemäß § 2 nur  in der  Zeit von 1 4 . 00 Uhr  bis 
1 8 . 30 Uhr geöffnet sei n .  

§ 6 
Arbeitnehmerinnen- und 

Arbeitnehmerschutz 
Für die Beschäft igung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gelten d ie Bestim mungen der  § § 1 2  
und 1 3  LÖffZG.  Danach f inden die § § 3 bis 7 und 
§ 1 1  Arbe itszeitgesetz Anwendung .  Insbesondere 
dürfen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an 
Sonn- und Feiertagen nur während der zugelasse­
nen Öffnungszeiten und, fal ls dies zur Erled igung 
von Vorbereitungs- und Absch lussarbeiten uner­
lässl ich ist, während weiterer d re ißig Minuten be­
schäftigt werden .  Arbeitnehmerinnen u nd Arbeit­
nehmer können ver langen,  an einem Sonnabend im 
Monat von der Arbeit freigestellt zu werden .  

§ 7 
Zuständige Behörde 

Zuständige Behörden nach § 2 Abs. 5 und § 3 
Abs. 1 und 3 s ind d ie  Bürgermeisterinnen und Bür­
germeister der  amtsfreien Gemeinden,  Amtsd i rek­
torin oder Amtsdirektor, in ehrenamtl ich verwalte­
ten Ämtern Amtsvorsteherin oder Amtsvorsteher. 

§ 8 
Anlagen 

Die Anlagen 1 ,  2 u nd 3 sind Bestandteil dieser Ver­
ordnung .  

§ 9 
Geltungsdauer 

( 1 )  Diese Verordnung tritt a m  1 5 . Dezember 201 3 
in  Kraft . Abweichend davon tritt § 2 Abs. 4 a m  
1 .  Januar  201 4 in  Kraft. 
(2) Diese Verordnung tritt am 1 4 . Dezember 201 8 
außer Kraft mit der  Option der Verlängerung um 
weitere fünf  Jahre. 
(3 )  Die Landesverordnung über den Verkauf be­
stimmter Waren an Sonn- und Feiertagen in Kur-, 
Erholungs- und Ausflugsorten vom 2. Februar 2005 
( GVOBI .  Schl . -H . S. 1 38) * ) ,  zuletzt geändert 
d u rch  Verordnung vom 2 6 .  O ktober 2009 (GVOBI .  
Sch l . -H .  S .  7 3 3 ) ,  wird mit  Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung aufgehoben .  

D ie  vorstehende Verordnung wird h iermit ausgefertigt und ist zu verkünden.  
K ie l ,  21 . Mai  201 3 

R e i n h a r d M e y e r  
Min ister 

für Wirtschaft,  Arbeit, Verkehr und Technologie 

*)  G S  Schl . -H .  1 1 ,  G I . N r. B 7 1 28-0-6 
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Anlage 1 

Gemeinden und Gemeindetei le gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 BäderVO 

Kreis D ithmarschen 

Büsum 
Büsumer Deichhausen 
F ried richskoog 
Westerdeichstrich 

Kreis Herzogtum Lauenburg 

Ratzeburg (Gemeindetei l  " I nsel") 

Stadt Lübeck 

Travemünde 

Kreis Nordfriesland 

Dagebül l  
F ried richstadt 
El isabeth-Sophien-Koog 
Hal l ig Hooge 
H usum (Tei l bereiche Am Außenhafen ,  Dockkoogstra ße ,  Hafenstraße, 

Nr.  7 

Kleikuhle ,  Sch iffbrücke, Wasserreihe und Gemeindetei l  Schobül l )  
Langeneß 
N iebül l  
Nordstrand 
Pel lworm 
Schwabstedt 
St. Peter-Ord ing 
Tön ning 
Vol lerwiek 

a l le  Gemeinden der I nsel n  
Amru m ,  Föhr und Sylt 
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Kreis Ostholste in  

Bosau 
Dahme 
Eutin 

. Feh marn 
Gröm itz 
Großen brode 
Grube 

Hei l igenhafen 
Heringsdorf 
Kel lenhusen 
Lensah n  
Malente 

(Gemei ndetei l  Rosenfelder Strand und Hau ptstraße und 
Bürgermeister-Höppner-Stra ße) 

(Gemei ndeteil Süssau-Strand) 

Neu kirchen (Gemeindeteile Kraksdorf-Strand , Ostermade, Sütel-Strand und Am 
Seekam p-Strand)  

Neustadt i n  Holstein 
Oldenburg (Straßen:  H interhörn , Markt, F u ßgängerzone, Ku htorstra ße, 

S ierksdorf 
Scharbeutz 

Schu hstraße, Hohel uftstraße , Tei l bereich Berl iner Eck) 

Schönwalde am Bungsberg 
S üsel 
Timmendorfer Strand 
Wangels (Gemei ndetei l  Wei ßenhaus) 

Kreis Plön 

Blekendorf 
Heikendorf 
Hohenfelde 
Hohwacht 
Laboe 
Lütjenburg 
Plön 
Schön berg 

Stein 
Wendtorf 

(Gemei ndeteil Sehlendorfer Strand) 

(Gemeindetei l  Hohwacht) 

(Gemeindetei le H o l m ,  Kal iforn ien und Schönberger Strand;  Straßen : 
Ostseestraße , N iederstraße, F u ßgängerbereich Knül l ,  Knül lgasse, 
Bahnhofstraße, Ku hlenkamp, E ichkamp ) 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Brodersby 
Damp 
Eckernförde 
Schwedeneck 
Strande 
Waabs 

Kreis Schleswig-Flensburg 

Langbal l ig  
Gelt ing 
Glücksburg 
Kappein 

Westerholz 
Ste inbergkirche 

Kreis Ste inburg 

Gl ückstadt 

(Fu ßgängerzone Altstadt; Straßen:  Am Hafen,  Nestleweg ; 
Gemei ndetei le  Grauhött und am Weidefelder Strand) 

( I n nenstadtbereich i n  den Grenzen der Stra ßen Am Wal l ,  Am Hafe n ,  
A m  Proviantg raben , A m  Kom mandantengraben und der 
Bohn-Straße) 
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Gemeinden und Gemeindetei le gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 2 BäderVO 

Kreis D ith marschen 

Warwerort 

Landeshauptstadt Kiel 

Sch i lksee 
Falckensteiner Strand 

Kreis Plön 

Mönkeberg 
Panker 
Stakendorf (Gemeindetei l  Stakendorfer Strand) 
Wisch (Gemeindetei l  Heidkate) 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Altenhof 
Ascheffel 
Winnemark 
Groß Wittensee 
Kle i n  Wittensee 
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Anlage 3 

Gemeinden und Gemeindetei le gemäß § 3 Abs. 1 BäderVO 
Stadt Flensburg: 

Die Stra ßen Wil ly-Brandt-Platz, Sch iffbrücke vom Wil ly-Brandt-Platz bis Kultur- und 
Kommunikationszentrum Volksbad am I .  C. Möl ler-Platz, Norderstraße einsch I .  
Nordermarkt, Verb indungsstraßen zwischen NordermarkUNorderstraße/Wil ly-Brandt­
Platz und Sch iffbrücke/Norderhofenden (von der Rathausstraße zum Wil ly-Brandt­
Platz) ,  H afen-Ostseite e i nschl ießl ich des Bereiches Sonwik mit den Straßen Am 
Fördehang , Am Fördeufer, Am I ndustriehafe n ,  Auf der Mole,  Bal lastka i ,  

. Fördepromenade, Swinemü nder Straße ,  Harn iskai 

Kreis Schleswig-Flensburg: 

Schleswig 

Kreis Ostholste i n :  

Oldenburg 
Ratekau 

Kreis Stei nburg: 

Glückstadt 

Kreis Herzogtum Lauenburg: 

Lauenburg 
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Verkündungen 
im Nachrichtenblatt des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft 

des Landes Schleswig-Holstein 

Nach § 95 Abs. 1 Hochschulgesetz vom 28 .  Februar 2007 (GVOBI .  Schl . - H .  S. 1 84) , zu letzt geändert durch 
Arti kel 1 des Gesetzes vom 4 .  Februar 201 1 (GVOBI .  Schl . -H . S .  34, ber. S .  64) , wird auf folgende im Nach­
r ichtenblatt des Min ister iums für Bi ldung und Wissenschaft des Landes Schleswig-Holste in  ( N B I .  M BW 
Sch l . - H . )  verkündeten Landesverord nungen h ingewiesen :  

Bezeichnung der  Verordnung 

Landesverordnung zur Änderung der  Verordnung 
über d ie  zentra le Vergabe von Studienplätzen 
durch d ie Stiftung für Hochschulzulassung und 
zur Änderung der Hochschulzulassungsverordnung 
Vom 8 .  Apr i l  201 3 
Art .  1 ändert LVO vom 3 .  Mai  2010,  
GS Schl . - H .  1 1 ,  G I . N r. 221 -25-3 
Art .  2 ändert LVO vom 21 . März 201 1 , 
GS Schl . - H .  1 1 ,  G I . N r. 221 -28- 1 

Verkündet im NBI .  
MBW Schl . -H.  
Nr. 

3/201 3 

S .  

32 

Tag des I n-Kraft-Tretens 

1 7 . Apri l  201 3 
G i lt erstmals für das 
Vergabeverfah ren zum 
Wintersemester 
201 3/201 4 .  
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